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Da Sexualstraftaten bei den Opfern und ihrem Umfeld erhebliche, dauerhafte Schä-
den verursachen, ist es gemäss einer neuen Empfehlung des Europarates wichtig, das 
Rückfallrisiko durch eine Reihe von Massnahmen zu verringern, um Sexualstraftäter 
erfolgreich wieder in die Gesellschaft eingliedern zu können. Wie wichtig dieses Ziel 
ist, verdeutlichen eindringlich Zeugnisse von Opfern. 

«Ich verliess nur noch selten das Haus», berichtet ein Opfer. «Ich trank die meiste Zeit, 
alleine in meinem Zimmer. Ich weinte fast immer. Ich ass kaum noch etwas. Und am 
schlimmsten war, dass ich verinnerlichte, was meine ehemalige Kollegin [und Gast-
geberin der Party] gesagt hatte: dass ich vielleicht bereute, was ich getan hatte, dass 
dies es aber nicht zur Vergewaltigung machte. Ich kämpfte deshalb mit tiefer Scham 
und Schuld. Es war meine Schuld, weil ich überhaupt zur Party gegangen war. Es war 
meine Schuld, weil ich getrunken hatte. Es war meine Schuld, weil ich mich absicht-
lich so gekleidet hatte, um anziehend auf die Leute zu wirken, also hatte ich es wohl 
wirklich darauf angelegt. ... Ich hasste mich selbst. Und ich wollte nicht mehr leben.» 

Die neue Empfehlung des Europarates über die Evaluation, den Umgang und die 
Wiedereingliederung der wegen einer Sexualstraftat angeklagten oder verurteilten 
Personen – es handelt sich dabei fast ausschliesslich um Männer – legt ein grosses 
Gewicht auf eine fundierte Einschätzung der Risiken, Bedürfnisse und Ressourcen 
der Betroffenen. Sie ist laut Europarat auch Voraussetzung für eine angemessene, in-
dividuell abgestimmte Behandlung. Entscheidend für ihren Erfolg sind das Vertrauen 
und der Respekt zwischen den beteiligten Parteien – eine Aussage, die sich mit den 
Erfahrungen in der Schweiz deckt. Wie das Endziel, die schrittweise Entlassung in die 
Freiheit und die Wiedereingliederung in die Gesellschaft, erreicht werden kann, lässt 
sich exemplarisch anhand des Walliser Amtes für Sanktionen und und Begleitmass-
nahmen (ASM) aufzeigen. 

Der Europarat empfiehlt ferner, das Recht der Opfer auf Informationen über we-
sentliche Entscheide zum Straf- und Massnahmenvollzug des Täters gesetzlich zu 
verankern. In der Schweiz ist den Opfern dieses – von Fachleuten als äusserst wichtig 
eingestufte – Recht bereits vor sechs Jahren eingeräumt worden. Als bester Opfer-
schutz erweisen sich Massnahmen, die darauf ausgerichtet sind, dass Straftaten gar 
nicht erst begangen werden. Dieses Ziel verfolgt namentlich das Präventionsnetz-
werk Kein Täter werden, das mit seinem kostenlosen Behandlungsangebot Menschen 
mit pädophilen Neigungen helfen will, ihr sexuelles Verlangen zu kontrollieren und 
deliktfrei zu leben. 

https://www.bj.admin.ch/dam/data/bj/sicherheit/smv/prison-info/2021/2021-02-d.pdf
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Das Rückfallrisiko von 
Sexualstraftätern verringern
Neue Empfehlung des Europarates

Sexualstraftaten verursachen bei den Opfern und ihrem unmittelbaren Umfeld 
erhebliche, dauerhafte physische und psychische Schäden. Sie haben zudem 
schwerwiegende Auswirkungen auf die Gesellschaft. Der Europarat erachtet 
es daher als wichtig, das Rückfallrisiko durch eine gezielte Evaluation und 
eine individuell abgestimmte Behandlung zu verringern, um Sexualstraftäter 
erfolgreich wieder in die Gesellschaft eingliedern zu können.

Der Rückfälligkeit vorzubeugen, ist ein Prozess in 
mehreren Etappen, heisst es in der am 20. Oktober 
2021 vom Ministerkomitee des Europarates verab-
schiedeten Empfehlung über die Evaluation, den 
Umgang und die Wiedereingliederung der wegen 
einer Sexualstraftat angeklagten oder verurteilten 
Personen. Die erste Etappe bestehe darin, die Bege-
hung neuer Straftaten zu verhindern – im Wissen, 
dass der vollständige Ausstieg aus der Kriminalität 
ein wesentlich längerer Prozess sei, der während 
einer gewissen Zeit die Unterstützung und Behand-
lung der betroffenen Personen erfordere. 

Evaluation: so früh wie möglich
Die Evaluation identifiziert die Risiko- und Bedürf-
nisfaktoren sowie die Ressourcen und Stärken der 
betroffenen Person, hält die Empfehlung fest. Res-
sourcen und Stärken seien Schutzfaktoren, die zu-
sammen mit den vorgeschlagenen Interventionen 
zur positiven Entwicklung der Person beitragen. 
Das Rückfallrisiko könne sich im Laufe der Zeit än-
dern und sogar verringern, insbesondere wenn die 
Person motiviert sei und eine geeignete Behand-
lung erhalte.

Die Evaluation sollte so früh wie möglich wäh-
rend des Verfahrens der Strafjustiz gestützt auf 
evidenzbasierte Daten und anerkannte Instrumente 
stattfinden, empfiehlt der Europarat. Das Ziel be-
stehe darin, einen Vollzugsplan zu erstellen, der 
den betroffenen Personen eine auf ihre Bedürfnisse 
abgestimmte Behandlung anbietet. Voraussetzung 
für eine fundierte Entscheidung über die Behand-
lung ist nach Ansicht des Europarates eine vertiefte 
und regelmässig aktualisierte Evaluation. Personen, 
deren Rückfallrisiko als gering eingeschätzt werde, 
könnten in der Gesellschaft behandelt und betreut 

werden, was die Chancen auf ihre Wiedereinglie-
derung erhöhe. Auf der anderen Seite benötigten 
Personen mit einem mittleren oder hohen Rückfall-
risiko unter Umständen spezifische Interventionen 
in gesicherten Umgebungen.

Angemessene Behandlung
Die Evaluation sollte beim Eintritt ins Gefängnis 
durchgeführt oder aktualisiert werden, falls erfor-
derlich und möglich in einer separaten Abteilung. 
Die Anstalt müsse sicherstellen, so der Europarat, 
dass die Evaluation vollständig sei und allfällige 
frühere Evaluationen erwähne. Eine wirksame Eva-
luation verhindere, dass ungeeignete Massnahmen 
umgesetzt werden, welche die Vorbereitung der Ent-
lassung und die Wiedereingliederung erschweren 
können. So sollte eine für eine Person mit einem 
hohen Risikopotenzial angemessene Behandlung 
nicht bei einer Person mit einem niedrigen Risiko-
potenzial angewendet werden.

Vertrauen und Respekt
Die Interventionen und Behandlungen sollten evi-
denzbasiert und verhältnismässig sein sowie die 
neuesten Forschungsergebnisse berücksichtigen. 
Entscheidend für eine erfolgreiche Wiedereinglie-
derung sei die Erleichterung der Zusammenarbeit 
mit der wegen einer Sexualstraftat angeklagten 
oder verurteilten Person. «Ohne Vertrauen und Re-
spekt zwischen den beteiligten Parteien ist das Ver-
fahren meistens zum Scheitern verurteilt», betont 
der Europarat. 

Zusammenarbeit bedeute nicht unbedingt, dass 
die betroffene Person ihre Schuld zugebe, sondern 
dass sie an der Evaluation und der daraus resul-
tierenden Behandlung beteiligt werde. Soweit wie 

«Es besteht das 
Risiko, dass ein 
Gefangener … die 
Notwendigkeit 
einer Interven-
tion verneint, um 
beispielsweise 
nicht als Pädo-
philer etikettiert 
zu werden» 

«Ohne Ver-
trauen und Re-
spekt zwischen 
den beteiligten 
Parteien ist das 
Verfahren meis-
tens zum Schei-
tern verurteilt»
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Je nach Rückfallrisiko erfolgt die 
Behandlung unter Umständen in 
gesicherten Umgebungen.  
Foto: Klinik für Forensik der Universi-
tären Psychiatrischen Kliniken (UPK) 
Basel (Peter Schulthess, 2021)

möglich sollten laut Empfehlung Unterbrechungen 
der Behandlung vermieden werden, insbesondere 
beim Wechsel von einem Gefängnis zu einem Be-
währungsdienst. Die positive Mitwirkung bei der 
Behandlung und deren Erfolg sollten beim Entscheid 
über eine vorzeitige Entlassung der betroffenen 
Person berücksichtigt werden.

Schutz vor Gewalt
Da Sexualstraftäter der Gewalt unter Gefangenen 
ausgesetzt sein können, sollten nach Ansicht des 
Europarates, falls erforderlich, Massnahmen zu 
ihrem Schutz vorgesehen werden. Die Stigmatisie-
rung durch andere Gefangene und das Vollzugs-
personal erhöhe die Wahrscheinlichkeit, dass die 

betroffenen Personen «in der Defensive bleiben 
und das begangene Delikt verdrängen. Es besteht 
das Risiko, dass ein Gefangener … die Notwendig-
keit einer Intervention verneint, um beispielsweise 
nicht als Pädophiler etikettiert zu werden». 

Die Schutzmassnahmen können darin be-
stehen, einen Gefangenen vom Rest der Gefäng-
nispopulation zu trennen. Diese Trennung muss 
gemäss Empfehlung verhältnismässig, zulässig, 
gerechtfertigt, notwendig und diskriminierungs-
frei sein. Die betroffene Person dürfe weder in 
unangemessener Weise von den anderen Ge-
fangenen isoliert noch an der Teilnahme an be-
stimmten Aktivitäten mit anderen Gefangenen 
gehindert werden.
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Behandlung während der Bewährung
Die Bewährungsdienste haben die Aufgabe, «die 
wegen einer Sexualstraftat angeklagten oder ver-
urteilten Personen zu begleiten, sie in ihrem proso-
zialen Verhalten zu unterstützen und sie wieder in 
die Gesellschaft einzugliedern», hält die Empfehlung 
fest. Der individuell abgestimmte Vollzugsplan soll-
te die betroffene Person in die bestmögliche Lage 
versetzen, um ohne Straftaten zu leben. Er sollte 
namentlich allfällige Einschränkungen bezüglich Be-
wegungsfreiheit sowie Anstellung und Unterkunft 
berücksichtigen, damit die betroffene Person nicht 
zufällig gegen ihre Auflagen verstösst und wieder 
inhaftiert wird. Der Vollzugsplan sollte zudem die 
vor Ort verfügbaren Dienste einbeziehen und die 
interinstitutionelle Zusammenarbeit fördern.

Umgang mit Daten
Ein besonderes Gewicht legt die Empfehlung auch 
auf einen verantwortungsvollen Umgang mit Daten. 
So sollten nur relevante Daten über eine wegen 
einer Sexualstraftat beschuldigten oder verurteil-
ten Person bearbeitet werden. Für die Evaluation, 
den Umgang und die Wiedereingliederung der 
betroffenen Person «dürfen nur Daten erhoben 
werden, die von den Gerichten, der Polizei oder den 
Strafvollzugs- und Bewährungsdiensten verwendet 
werden». In Ländern, in denen es Register oder Sys-
teme zur öffentlichen Meldung von Personen gibt, 
die wegen eines Sexualdelikts verurteilt wurden, 
sollte die betreffende Person umfassend über diese 
Politik informiert werden.

Die Opfer unterstützen
Das Recht der Opfer, Informationen über Vollzugs-
lockerungen, Verlegungen und die Freilassung von 

verurteilten Sexualstraftätern zu erhalten, sollte 
durch die nationale Gesetzgebung geregelt werden, 
führt die Empfehlung weiter aus. Wenn nötig sollten 
sich die Strafvollzugs- und Bewährungsdienste mit 
Opferhilfestellen und anderen Einrichtungen ab-
sprechen, um die Bedürfnisse der Opfer zu befriedi-
gen und eine weitere Viktimisierung zu verhindern. 
Der Europarat empfiehlt zudem, die Teilnahme an 
Verfahren der restaurativen Justiz durch die Bereit-
stellung einschlägiger Informationen zu erleichtern.

Die Empfehlung unterstreicht ferner die Bedeu-
tung der Auswahl und Schulung des Personals, das 
eine kompetente Betreuung der wegen einer Sexual-
straftat angeklagten oder verurteilten Personen ge-
währleisten und deren Rehabilitation und Wieder-
eingliederung erleichtern soll. Das Personal sollte 
kontinuierlich unterstützt und begleitet werden, 
«da es durch die Konfrontation mit traumatischen 
Ereignissen unter einer indirekten Traumatisierung 
leiden kann». (gal)

Reformbedarf im Sexualstrafrecht

Die neue Empfehlung des Europarates definiert nicht, was als Sexualstraftat zu werten ist, da 
dies das Vorrecht der Mitgliedstaaten ist. Das in der Schweiz geltende Sexualstrafrecht schützt 
die ungestörte sexuelle Entwicklung von Minderjährigen sowie die sexuelle Selbstbestimmung 
und befindet sich zurzeit in Revision. 
In der Vernehmlassung der Kommission für Rechtsfragen des Ständerates vom Frühjahr 
2021 ist der Reformbedarf im Sexualstrafrecht insgesamt deutlich bejaht worden. Grosse 
Zustimmung fand namentlich die Ausdehnung des Tatbestandes der Vergewaltigung, der 
neu geschlechtsneutral formuliert und auch penetrierende, beischlafähnliche Handlungen 
erfassen soll. Mehrheitlich auf Skepsis oder Ablehnung stiess hingegen insbesondere der neue 
Straftatbestand des «sexuellen Übergriffs». 
Die Kommission hat die Verwaltung beauftragt, gestützt auf die Ergebnisse der Vernehm-
lassung und der Anhörungen die verschiedenen Varianten zu vertiefen. Sie rechnet damit, dem 
Ständerat und Bundesrat im ersten Halbjahr 2022 einen definitiven Entwurf zur Stellungnahme 
unterbreiten zu können.

Link

Die Empfehlung über die Evaluation, den Umgang und die 
Wiedereingliederung der wegen einer Sexualstraftat an-
geklagten oder verurteilten Personen und der erläuternde 
Bericht sind auf der Website des Europarates (www.coe.
int) auf Französisch (Recommandation sur l’évaluation, 
la gestion et la réinsertion des personnes accusées ou 
reconnues coupables d’une infraction sexuelle) und auf 
Englisch (Recommendation regarding the assessment, 
management and reintegration of persons accused or 
convicted of a sexual offence) abrufbar.

«Das Personal 
sollte kontinuier-
lich unterstützt 
und beglei-
tet werden, da 
es durch die 
Konfrontation 
mit traumati-
schen Ereignis-
sen unter einer 
indirekten Trau-
matisierung lei-
den kann»

https://search.coe.int/cm/pages/result_details.aspx?ObjectId=0900001680a4396c
https://search.coe.int/cm/pages/result_details.aspx?ObjectId=0900001680a4396c
https://search.coe.int/cm/pages/result_details.aspx?ObjectId=0900001680a4396c
https://search.coe.int/cm/pages/result_details.aspx?ObjectId=0900001680a4397a
https://search.coe.int/cm/pages/result_details.aspx?ObjectId=0900001680a4397a
https://search.coe.int/cm/pages/result_details.aspx?ObjectId=0900001680a4397a
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Die Juristin Ulrike Hunger hat 
in ihrer an der Universität Tü-
bingen entstandenen Studie 
untersucht, welche frauentypi-
sche Merkmale es im Bereich der 
Sexualkriminalität gibt.

Fokus: Sexualstraftäter

Sexualstraftäterinnen han-
deln oft mit einem Mittäter
Studie erhellt eine kaum wahrgenommene Randerscheinung

Sexualstraftäterinnen sind zahlenmässig eine unbedeutende Randerscheinung 
und stellen in der Gesellschaft ein kaum wahrgenommenes Phänomen dar. 
Licht in diese Art von Kriminalität wirft eine neuere deutsche Studie. Sie zeigt 
insbesondere auf, dass viele Täterinnen häufig nicht allein handeln, sondern 
ihre Taten gemeinsam mit einem Mittäter begehen.

Sexualdelikte werden fast ausschliesslich von Män-
nern begangen. Laut Polizeilicher Kriminalstatistik 
wurden im Jahr 2020 in der Schweiz 827 Männer 
(95,6 %) und 36 Frauen (4,4 %) wegen sexuellen 
Handlungen mit Kindern sowie 9 Männer (90 %) 
und 1 Frau (10 %) wegen sexuellen Handlungen mit 
Abhängigen angezeigt. Zudem wurden 546 Män-
ner (93,4 %) und 36 Frauen (6,6 %) wegen sexuel-
ler Nötigung, 626 Männer (97,3 %) und 16 Frauen 
(2,6 %) wegen Vergewaltigung sowie 194 Männer 
(98 %) und 4 Frauen (2 %) wegen Schändung ange-
zeigt. Laut Strafurteilsstatistik wurden im gleichen 
Jahr 221 Männer (97,3 %) und 6 Frauen (2,6 %) wegen 
sexuellen Handlungen mit Kindern und 6 Män-
ner wegen sexuellen Handlungen mit Abhängigen 
verurteilt. Zudem wurden 116 Männer (99,1 %) und  
1 Frau (0,9 %) wegen sexueller Nötigung sowie  
89 Männer wegen Vergewaltigung und 54 Männer 
wegen Schändung verurteilt. 

Inwiefern sich die Sexualstraftäterinnen von 
den Sexualstraftätern unterscheiden, ist in Deutsch-
land erstmals in einer vor zwei Jahren publizierten 
Studie untersucht worden. Deren Ergebnisse sind 
aufgrund der Ähnlichkeit der Rechtssysteme auf die 
Schweiz übertragbar. Die Juristin Ulrike Hunger ist 
in ihrer gross angelegten Untersuchung der Frage 
nachgegangen, wodurch sich Sexualstraftäterin-
nen – die auch in Deutschland zahlenmässig eine 
unbedeutende Randerscheinung sind – auszeichnen 
und ob es frauentypische Merkmale dieser Art von 
Kriminalität gibt. Dafür wertete sie die Strafakten 
von 104 Frauen aus, die zwischen 2003 und 2012 
wegen eines sexuellen Missbrauchs- oder Gewalt-
delikts verurteilt worden waren. (Die diesen Ver-
urteilungen zugrundeliegenden Strafbestimmun-
gen entsprechen weitgehend den schweizerischen 
Strafbestimmungen zum Schutz der ungestörten 

sexuellen Entwicklung von Minderjährigen bzw. 
der sexuellen Selbstbestimmung.) Die männliche 
Vergleichsgruppe setzte sich aus 98 wegen der 
gleichen Delikte im gleichen Zeitraum verurteilten 
Tätern zusammen.

Oft ohne Körperkontakt
Die Untersuchung zeigte deutliche Unterschiede 
auf. Bei den wegen sexuellen Missbrauchs ver-
urteilten Täterinnen erfolgten knapp zwei Drittel 
der Übergriffe unter Beteiligung eines – fast immer 
männlichen – Mitwirkenden. Nahezu die Hälfte der 
Taten wurde ohne Körperkontakt der Täterin vollzo-
gen. Frauentypische Handlungen waren das Auffor-
dern zu sexuellen Handlungen, das Nichtstun und 
der Geschlechtsverkehr vor dem Opfer. Als Motive 
nannten die Frauen die sexuelle Befriedigung der 
Mittäter, ihre Liebesbeziehung zu den Mittätern so-
wie das Bedürfnis nach Nähe. Charakteristisch für 
die Frauen war zudem, dass sie je zur Hälfte männ-
liche und weibliche Opfer missbrauchten und knapp 
die Hälfte der Opfer mit ihnen verwandt waren. Die 
Männer der Vergleichsgruppe verübten hingegen 
ihre Taten fast immer alleine, in drei Vierteln der Fäl-
le mit Körperkontakt und hauptsächlich zur eigenen 
sexuellen Befriedigung. Sie wählten grösstenteils 
weibliche, nicht mit ihnen verwandte Opfer aus.

Die wegen sexuellen Gewaltdelikten verurteil-
ten Frauen begingen fast alle Taten gemeinsam 
mit durchschnittlich zwei weiteren Personen und 
hatten in fast der Hälfte der Fälle keinen Körper-
kontakt zu ihrem Opfer. Als Beweggründe nannten 
sie die Angst, vom Mittäter verlassen oder körper-
lich misshandelt zu werden. Über drei Viertel ihrer 
Opfer waren weiblich und sämtliche Opfer waren 
mit ihnen bekannt oder verwandt. Bei den Män-
nern der Vergleichsgruppe kannten sich Täter und 

«Frauen begehen 
fast die Hälfte 
der Taten ohne 
Körperkontakt 
mit dem Opfer, … 
Männer verüben 
drei Viertel ihrer 
Taten mit Kör-
perkontakt»
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Opfer in einem Drittel der Fälle nicht. Die Männer 
bevorzugten fast ausschliesslich weibliche Opfer.

Geringe Bildung
Die wegen sexuellen Missbrauchsdelikten verurteil-
ten Frauen waren durchschnittlich 33 Jahre alt und 
ihre Opfer waren durchschnittlich zwölf Jahre alt, 
wie weiter aus der Untersuchung hervorgeht. Die 
Männer der Vergleichsgruppe waren durchschnitt-
lich 37 Jahre alt. Sowohl bei den Frauen als auch bei 
den Männern verfügte ein hoher Anteil nur über 
eine geringe Bildung. Je drei Viertel der Frauen 
und Männer lebten in Partnerschaften und hatten 
eigene Kinder. Die wegen sexuellen Gewaltdelik-
ten verurteilten Frauen waren mit durchschnittlich  
23 Jahren deutlich jünger, viele waren zur Tatzeit 
noch Jugendliche. Deren Opfer waren durchschnitt-
lich 22 Jahre alt. Das Durchschnittsalter der Männer 
der Vergleichsgruppe lag bei 39 Jahren und deren 
Opfer waren durchschnittlich 25 Jahre alt.

Verschiedene Erklärungsansätze
Verschiedene Theorien versuchen, die Ursachen für 
die geringe Frauenkriminalität zu erklären. Nicht 
zu überzeugen vermögen nach Meinung von Ulri-
ke Hunger drei Ansätze: die biologischen Theorien, 
wonach die Frauen als das schwächere und passivere 
Geschlecht eine grössere Stabilität aufweisen, die 
Kavalierstheorie, wonach Frauen und Männer gleich 
kriminell sind, die Frauen jedoch durch Täuschung 
und dank nachsichtiger Behandlung besser gestellt 
werden, sowie die feministischen Theorien, wonach 
die Ursachen in der Unterdrückung der Frau, dem 
auf Männer ausgerichteten Strafrecht und in den 
geringen Gelegenheiten der im Haushalt tätigen 
Frauen liegen. 

Plausiblere Ansätze sieht die Autorin der Studie 
bei der Rollentheorie, wonach anerzogene, erlernte 
und gelebte Geschlechterrollen kriminalitätshem-
mend wirken, sowie bei der Selektivitätstheorie, 

wonach tief verwurzelte geschlechterbezogene 
Vorurteile – namentlich das Bild der Frau als für-
sorglicher, liebevoller und warmherziger Mensch 
– dazu führen, dass Täterinnen nicht erkannt und 
angezeigt werden. Ebenfalls plausibel erscheint ihr 
die geschlechterspezifische Drucktheorie, wonach 
Frauen und Männer unterschiedlichen Belastungen 
ausgesetzt sind, die zu unterschiedlichen emotiona-
len Reaktionen und Bewältigungsstrategien führen, 
die bei den Frauen gegen sich selbst gerichtet sind 
und sich kriminalitätshemmend auswirken.

Das Tabu der Geschlechterstereotype brechen
Die durch die Untersuchung gewonnenen Erkennt-
nisse können nach Ansicht von Ulrike Hunger für 
die Prävention hilfreich sein. Sie erachtet es na-
mentlich als sinnvoll, die Öffentlichkeit über den 
sexuellen Missbrauch durch Täterinnen aufzuklä-
ren. Dabei geht es vor allem darum, «das Tabu der 
Geschlechterstereotype zu brechen» und darzule-
gen, dass sexuellen Missbrauch zum Beispiel auch 
Mütter, Grossmütter, Tanten und Partnerinnen be-
gehen. Ausserdem sollte nach Ansicht der Autorin 
der Studie darauf aufmerksam gemacht werden, 
dass auch einverständliche sexuelle Handlungen 
mit Kindern strafbar sind und dass auch das Nichts-
tun oder das blosse Zuschauen ohne Körperkontakt 
zu einer Verurteilung führen können. Die Erkennt-
nisse der Untersuchung könnten ferner dazu die-
nen, individuelle Therapiekonzepte zu entwickeln, 
die den spezifischen Bedürfnissen der Täterinnen 
gerecht werden. (gal)

«Sexuellen Miss-
brauch bege-
hen zum Beispiel 
auch Mütter, 
Grossmütter, 
Tanten und Part-
nerinnen»
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Fokus: Sexualstraftäter

Das Rückfallrisiko von 
Straftätern einschätzen
Paradigmenwechsel in den forensischen Wissenschaften

Bisher haben die forensischen Wissenschaften bei der Risikoeinschätzung 
den Fokus auf die Untersuchung von Prognoseinstrumenten gerichtet. Nun 
zeichnet sich der Trend ab, vermehrt auch die kognitions- und persönlichkeits-
spezifischen Grundlagen von guten Prognosen zu berücksichtigen.

Jérôme Endrass und Astrid Rossegger

Für die Einschätzung des Rückfallrisikos von Gewalt- 
und Sexualstraftätern kann auf unterschiedliche 
methodische Ansätze zurückgegriffen werden. Die 
älteste Methode der Risikoeinschätzung ist die kli-
nische Expertise. Dieser – vor zwanzig Jahren noch 
dominierende – Ansatz der Risikoeinschätzung ver-
zichtet gänzlich auf den Rückgriff auf Checklisten 
oder Instrumente, die ein standardisiertes Vorgehen 
sicherstellen und setzt stattdessen allein auf die 
Expertise der Fachperson. Verschiedene Meta-Ana-
lysen sind allerdings zum Schluss gekommen, dass 
diese Form der Risikoeinschätzung wenig zuverläs-
sig ist. Die herrschende Lehrmeinung rät von der 
rein klinischen Expertise ab und empfiehlt dringend 
den Einsatz eines standardisierten Instrumentes zur 
Risikoeinschätzung. 

Persönlichkeitseigenschaften wichtiger …
Wenngleich sich forensische Expertinnen und Ex-
perten aus unterschiedlichen Disziplinen weit-
gehend mit der Forderung nach einer Standar-
disierung des Prozesses der Risikoeinschätzung 
einverstanden zeigen, deuten aktuelle Ergebnisse 
aus der Prognoseforschung darauf hin, dass un-
standardisierte Prognosen nicht per se dem stan-
dardisierten Vorgehen unterlegen sind. Vielmehr 
hängt die Qualität einer klinischen Prognose stark 
von Persönlichkeitseigenschaften der Fachperson 
ab. Eine hohe Prognose-Kompetenz haben insbe-
sondere Personen, die wenig kognitiven Verzer-
rungseinflüssen unterliegen, sich offen für Neues 
zeigen und auf Widerlegungen ihrer Ansichten auf-
geschlossen reagieren. 

… als die fachliche Expertise
Interessanterweise spielt bei der Prognose-Kompe-
tenz die fachliche Expertise nur eine geringe Rol-
le. Die Prognoseforschung kennt also die relevan-

ten Attribute, die zu guten Prognosen führen und 
konnte weiter aufzeigen, dass die Prognose-Kom-
petenz ein stabiles Merkmal ist. Und Personen, die 
eine hohe Prognose-Kompetenz aufweisen, schla-
gen in empirischen Untersuchungen regelmässig 
standardisierte Skalen und empirisch generierte 
Algorithmen. Allerdings werden diese Ergebnisse 
gegenwärtig von der forensischen Forschung zur 
Risikoeinschätzung kaum rezipiert. 

Bei den standardisierten Methoden der Risiko-
einschätzung können drei Ansätze unterschieden 
werden: der biostatistische Ansatz, der psychomet-
rische Ansatz und der strukturierte klinische Ansatz.

Der biostatistische Ansatz
Statistische Instrumente zur Risikoeinschätzung, 
die einem biostatistischen Ansatz folgen, prüfen 
im Rahmen der Modellbildung bei einer Popula-
tion von Straftätern den Zusammenhang zwischen 
einer grösseren Anzahl kriminologischer, sozio-de-
mographischer, psychiatrischer und psychologi-
scher Variablen und Rückfälligkeit. Sie verzichten 
auf einen umfassenden theoretischen Überbau 
und basieren in der Regel ausschliesslich auf der 
Analyse bivariater Zusammenhänge. Dies hat zur 
Folge, dass sogenannte Scheinkorrelationen – also 
Korrelationen, die aufgrund von nicht berücksich-
tigten Drittvariablen zustande kommen – in Kauf 
genommen werden.

Ein weiteres Kennzeichen statistischer Instru-
mente ist die Berücksichtigung langer Beobach-
tungszeiträume von 5 bis zu 15 Jahren. Dies hat 
zur Folge, dass insbesondere zeitstabile und sehr 
allgemeine Kriterien als statistisch relevant ein-
gestuft werden und entsprechend Eingang in die 
Instrumente finden. So spielen in den meisten sta-
tistischen Instrumenten Merkmale, die Vorstrafen 
und allgemeine Dissozialität erfassen, eine grosse 
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Rolle. Klinisch differenzierende Merkmale, wie bei-
spielsweise die Ansprechbarkeit auf Behandlung, 
werden hingegen kaum berücksichtigt. 

Einfache Anwendung
Im deutschsprachigen Raum haben sich verschiede-
ne statistische Instrumente etabliert. Dazu gehören 
der Static-99 und die davon abgeleiteten Varianten 
Static-99R, Static-2002 und Static-2002R, der Vio-
lence Risk Appraisal Guide (VRAG) und der Sex Of-
fender Risk Appraisal Guide (SORAG) sowie die aus 
diesen Instrumenten erfolge Weiterentwicklung, 
der VRAG-R. Diese Instrumente zur Risikoeinschät-
zung sind einfach anzuwenden, da sie sich auf jene 
wenigen Merkmale beschränken, die in grossen 
Straftäterpopulationen über einen sehr langen Zeit-
raum hinweg mit Rückfälligkeit korrelierten. Diese 
Merkmale sind zudem leicht zu kodieren respektive 
die Anforderungen an die Anwender gering. Denn 
diese Instrumente wurden nicht spezifisch für die 
forensische Psychiatrie und Psychologie entwickelt 
und können auch von nicht geschulten forensischen 
Fachpersonen angewendet werden.

Der psychometrische Ansatz
Neben der statistischen Methode haben sich Inst-
rumente etabliert, die auf der Grundlage psycho-
metrischer Verfahren entwickelt worden sind. Die 
Konstruktion psychometrischer Instrumente ist 
weit aufwändiger als die Entwicklung statistischer 
Instrumente. Das Fundament aller psychometri-
schen Instrumente ist eine psychologische Theorie, 
aus der die einzelnen Aufgaben oder Fragen eines 
Tests abgeleitet werden. Bei der Entwicklung eines 
psychometrischen Instrumentes wird ein umfang-
reicher empirischer Konstruktionsprozess durchlau-
fen, um Skalen zu bilden, welche die interessieren-
den psychologischen Merkmale abbilden. 

Als Basis für die Konstruktion der psychome-
trischen Instrumente hat sich insbesondere die 
«Klassische Testtheorie» etabliert. Diese hat in der 
Forensik eine besondere Bedeutung erhalten, seit 
Exponenten der Forensischen Psychiatrie und der 
deutschen Justiz in einem Grundlagenartikel die 
Einhaltung der Testgütekriterien für Instrumen-
te zur Risikoeinschätzung gefordert haben. Dabei 
übersahen sie allerdings, dass das Einhalten der 
Testgütekriterien bei psychometrisch generierten 
Instrumenten hoch sinnvoll respektive zentral ist, 
für die anderen methodischen Ansätze hingegen nur 
bedingt geeignet. Dies ist insofern von Bedeutung, 
als dass von den weit über 400 Instrumenten zur 
Risikoeinschätzung nur ein Bruchteil mit psychome-
trischen Methoden konstruiert worden ist. Weiter 
ist zu berücksichtigen, dass psychometrische Inst-

rumente in der Regel nur indirekt für die Schätzung 
des Rückfallrisikos relevant sind. Schliesslich war das 
Ziel ihrer Konstruktion ein spezifisches theoretisches 
Konstrukt zu erfassen – und nicht das Rückfallrisiko 
zu schätzen. Ihre prognostische Relevanz erhalten 
die psychometrischen Instrumente dadurch, dass 
sie eine ihrer Skalen mit Rückfälligkeit korreliert. 

Das wohl bekannteste psychometrische Inst-
rument ist die Psychopathie-Checkliste (PCL-R). In 
der Forensik werden gelegentlich auch die Barrat 
Impulsiveness Sale (BIS), welche die Impulsivität er-
fasst, oder oder die Severe Sexual Sadism Scale, eine 
spezifische Skala zur Erfassung von Sadismus, ange-
wendet. Bei diesen psychometrischen Instrumenten 
handelt es sich nicht um Verfahren, die spezifisch 
für die Risikoeinschätzung bei Sexualstraftätern 
entwickelt worden sind, sondern um Instrumente, 
die sich in dieser Population als hilfreiche diagnos-
tische Verfahren erwiesen haben.

Der strukturierte klinische Ansatz
Die dritte Gruppe von Instrumenten zur Risiko-
einschätzung folgt dem strukturierten klinischen 
Ansatz. Dabei werden mit einem strukturierten kli-
nischen Interview die für die Risikoeinschätzung er-
forderlichen Informationen erhoben. In der Schweiz 
werden in der Praxis hauptsächlich drei Verfah-
ren eingesetzt, die alle für die Einschätzung des 
Rückfallrisikos entwickelt worden sind. Die von 
Volker Dittmann entwickelte Basler-Liste wird ins-
besondere von den Fachkommissionen der beiden 
Deutschschweizer Konkordate eingesetzt. Das zwei-
te Schweizer Produkt ist FOTRES, das Frank Urbaniok 
für die Bedürfnisse von forensischen Psychothera-
peutinnen und Psychotherapeuten entwickelt hat. 
Der HCR-20 ist schliesslich das in der Schweiz und 
weltweit am weitesten verbreitete Instrument. FO-
TRES nimmt in vorliegendem Kontext eine Sonder-
rolle ein, als dass die Hälfte der Entwicklungsstich-
probe aus Sexualstraftätern bestand und dass für 
die Bildung der Fallkonzeption eine Reihe operatio-
nalisierter Risikofaktoren vorliegen, die für Sexual-
straftäter von spezifischer Relevanz sind.

Neubewertung der statistischen Kennwerte
Spätestens seit den frühen 1970er Jahren setzen sich 
die Forensische Psychiatrie und Forensische Psycho-
logie mit der Frage auseinander, auf welche Weise 
das Rückfallrisiko von Gewalt- und Sexualstraftä-
tern am besten eingeschätzt werden kann. Dabei 
wich eine anfängliche «Nothing-Works»-Haltung 
einem Entwicklungs-Enthusiasmus, der zur Ent-
wicklung und Publikation von über 400 Instrumen-
ten zur Risikoeinschätzung führte. Eine Analyse der 
prognosekritischen und der prognoseeuphorischen 

«Personen, die 
eine hohe Pro-
gnose-Kompe-
tenz aufwei-
sen, schlagen 
in empirischen 
Untersuchun-
gen regelmässig 
standardisierte 
Skalen und empi-
risch generierte 
Algorithmen»
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Da mit einem einzigen Instrument der Komplexität der forensischen 
Risikoeinschätzung nicht entsprochen werden kann, sollten Fachpersonen 
mehrere Instrumente beherrschen. Foto: Behandlungsraum in der Ab-
teilung für Forensik Erwachsene der Universitären Psychiatrischen Klini-
ken (UPK) Basel (Peter Schulthess, 2021)

Fokus: Sexualstraftäter
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Veröffentlichungen zeigt, dass sich die Qualität der 
Instrumente zur Risikoeinschätzung in den letzten 
fünfzig Jahren kaum verbessert hat. Stattdessen 
hat eine Neubewertung der erzielten statistischen 
Kennwerte stattgefunden. 

Dies führte auch zu einem regelrechten Boom 
von Katamnesestudien, die den Zusammenhang 
zwischen Ergebnis des Instruments und Rückfäl-
ligkeit untersuchten. Diese Studien erhoben den 
Anspruch, die Validität der Instrumente zur Risi-
koeinschätzung umfassend zu untersuchen. Bei 
genauerer Betrachtung wird allerdings deutlich, 
dass dieser Anspruch weit verfehlt wurde. In der 
Regel untersuchten Katamnesestudien nur, in wie 
vielen Fällen Rückfalltäter einen höheren Punktwert 
als Nicht-Rückfalltäter erzielten. 

Einige Instrumente zur Risikoeinschätzung (z. B. 
der VRAG oder der Static-99) weisen nicht nur einen 
Punktwert aus, sondern ermöglichen die Einord-
nung des Punktwerts in Risikokategorien, für die 
erwartete Rückfallquoten hinterlegt sind. Diese – 
präzis anmutenden – Rückfallquoten gelten als die 
besondere Stärke dieser Verfahren, da das Ergebnis 
der Einschätzung des Rückfallrisikos leichter ver-
ständlich erscheint. Während zum Beispiel in FO-
TRES lediglich von einem «moderaten Basisrisiko» 
die Sprache ist, weist der VRAG in seiner Original-
version für die Risikokategorie 9 eine Rückfallquote 
von 100 % aus. 

Umfangreiche empirische Untersuchungen an 
Schweizer Straftätern haben allerdings gezeigt, 
dass diese erwarteten Rückfallquoten auf Schwei-
zer Verhältnisse nicht übertragbar sind. Die in der 
Schweiz empirisch ermittelten Rückfallquoten lie-
gen deutlich unter denen der kanadischen Entwick-
lungsstichprobe. Vergleichbare Ergebnisse wurden 
auch für andere Instrumente gefunden. Aktuelle 
Schweizer Katamnesestudien weisen darüber hin-
aus darauf hin, dass von einem weiteren Rückgang 
der Rückfallquoten auszugehen ist, sodass eine Ver-
wendung der Normwerte von statistischen Instru-
mente (z. B. Static, VRAG und deren Revisionen) für 
Risikoeinschätzungen aus wissenschaftlicher Sicht 
nicht vertretbar ist. 

Ein mehrstufiger Prozess
In einem kürzlich erschienenen Grundlagenwerk 
(siehe Literatur) ist ein wissenschaftlich abgestütz-
tes Vorgehen vorgelegt worden, das einen mehr-

stufigen Prozess der Risikoeinschätzung vorsieht. 
Gemäss diesem Prozess sollten für unterschiedliche 
Abklärungs- und Einordnungsschritte unterschied-
liche Instrumente angewendet werden. Da zudem 
mit einem einzigen Instrument der Komplexität 
der forensischen Risikoeinschätzung nicht entspro-
chen werden kann, sollten Fachpersonen mehrere 
Instrumente beherrschen. Ferner wird ein stärkeres 
Gewicht auf einen empirisch abgestützten Ablauf 
der Risikoeinschätzung gelegt. 

Den einseitigen Fokus überwinden
Dieser Paradigmenwechsel soll neue Impulse in der 
forensischen Risikoeinschätzung geben. Seit über 
einem halben Jahrhundert beschäftigen sich die 
Forensische Psychologie und Forensische Psychiatrie 
mit Methoden der Risikoeinschätzung. Dabei wur-
de allzu schnell der Fokus auf Frage gelegt, welche 
Instrumente gegenüber anderen Instrumenten 
überlegen sind. Ausgeblendet wurden dabei alle 
weiteren prognoserelevanten Forschungszweige. 
So wurde die Frage, was kognitions- und persönlich-
keitsspezifische Grundlagen von guten Prognosen 
sind, kaum gestellt und entsprechende Fachliteratur 
kaum berücksichtigt. 

In den 1960er Jahren beschrieb der US-amerika-
nische Psychologe Abraham Maslow die kognitive 
Fehlleistung, ein komplexes Problem auf das zu re-
duzieren, was einem zur Verfügung steht, als das 
«Gesetz des Instrumentes». «Wer als Werkzeug nur 
einen Hammer hat, sieht in jedem Problem einen 
Nagel», lautet die von Maslow ausformulierte Zu-
spitzung der von ihm untersuchten kognitiven 
Fehlleistung, die als «Maslows Hammer» bekannt 
geworden ist. Es ist höchste Zeit, dass sich die fo-
rensischen Humanwissenschaften von Maslows 
Hammer lösen und den einseitigen Fokus auf die 
Untersuchung von Prognoseinstrumenten über-
winden.

Literatur

Norbert Nedopil, Jérôme Endrass, Astrid Rossegger, 
Thomas Wolf: Prognose: Risikoeinschätzung in 
forensischer Psychiatrie und Psychologie. Ein Handbuch 
für die Praxis. Lengerich, Pabst Science Publishers, 2021.
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Fokus: Sexualstraftäter

Nicht Heilung, sondern 
Aufbau von Selbstkontrolle 
Rückfallpräventive deliktorientierte Behandlung von Sexualstraftätern

Bei der Behandlung von Sexualstraftätern geht es – wie bei anderen Straftaten 
– darum, die Selbststeuerung des Täters zu verbessern und seine Motivation zu 
einem deliktfreien Leben zu erhöhen. Ob die oft jahrelang dauernde Behand-
lung erfolgreich ist, hängt wesentlich davon ab, ob die behandelnde Person 
eine tragfähige therapeutische Beziehung aufbauen kann und ihr der Täter 
Vertrauen entgegenbringt.

Stefan Schmalbach

In der Schweiz werden – die in überwältigender 
Mehrheit männlichen – Sexualstraftäter in spe-
zialisierten forensischen Kliniken und / ​oder im 
geschlossenen Vollzug behandelt. Häufig ist das 
Ausmass von Schuldverminderung ausschlagge-
bend für die Platzierung und Behandlung eines 
Täters: Wird zum Beispiel aufgrund einer vorlie-
genden und zum Tatzeitpunkt akuten schizophre-
nen Erkrankung die Schuldfähigkeit als hochgra-
dig vermindert oder gar als komplett aufgehoben 
beurteilt, erfolgt die Behandlung in der Regel in 
einer spezialisierten forensischen Klinik. Bei voll 
erhaltener oder nur leicht eingeschränkter Schuld-
fähigkeit wird der Täter hingegen zumeist in einer 
Justizvollzugsanstalt oder in einem Massnahmen-
zentrum behandelt.

Oft keine psychische Störung
Nach Schweizer Recht kann das Gericht nur bei 
jenem Täter eine rückfallpräventive Behandlung 
anordnen, bei dem zum Tatzeitpunkt eine psychi-
sche Störung von erheblicher Schwere bestand, 
für die gleichzeitig erfolgversprechende Behand-
lungsansätze existieren. Dies ist problematisch, 
weil es Sexualstraftäter gibt, die keine psychische 
Störung aufweisen, aber dennoch gefährlich und 
behandlungsbedürftig sind. Beispielsweise weist 
eine relevante Anzahl von Vergewaltigern gar kei-
ne psychische Störung im Sinne eines klassischen 
allgemeinpsychiatrischen Diagnosesystems (ICD, 
DSM) auf. Die Gründe für die Vergewaltigungsdelikte 
liegen dann vielmehr in diagnosefernen Aspekten, 
wie z. B. einem ausgeprägten Dominanzbedürfnis, 
einer wutgeprägten Aggressivität oder einer spezi-
fischen, Delinquenz fördernden Weltanschauung. Es 
trifft somit häufig nicht zu, dass ein Sexualstraftäter 

zwangsläufig Probleme im Bereich seiner eigenen 
Sexualität oder Psyche haben muss. 

Einige Zahlen des Psychiatrischen Psychologi-
schen Dienstes des Amtes für Justizvollzug und 
Wiedereingliederung Zürich veranschaulichen die-
sen Befund: Knapp 30 % der 311 Klienten, die ab 2013 
nach einer umfassenden Eingangsabklärung eine 
rückfallpräventive Behandlung aufnahmen, waren 
Sexualstraftäter. Mit Abstand am häufigsten hatten 
sie sexuelle Handlungen an Kindern und Vergewalti-
gungen begangen, deutlich seltener Exhibitionismus, 
Pornographie, Schändung und sexuelle Belästigung. 
Gut 56 % der Sexualstraftäter wiesen eine Persönlich-
keitsstörung auf, was sich nicht wesentlich von der 
Gesamtgruppe aller Behandelten (60 %) unterschied. 

Ein ganz anderes Bild zeigte sich bei den Störun-
gen der Sexualpräferenz: Während in der Gesamt-
gruppe aller behandelten Täter nur 17 % eine solche 
Störung aufwiesen, waren es in der Gruppe der 
Sexualstraftäter 55 %. Dieser Wert weist aber auch 
darauf hin, dass es eine relevante Anzahl Sexual-
straftäter ohne eine solche Störung gibt (45 %). Die 
häufigsten Störungen der Sexualpräferenz (Paraphi-
lien), die zur Begehung von Sexualstraftaten führen 
können, sind Pädophilie, Fetischismus, Exhibitionis-
mus, Sadismus, Voyeurismus und Frotteurismus.

(Selbst-)Kontrolle aufbauen
Wie bei anderen Tätern verfolgt auch die Behand-
lung von Sexualstraftätern zwei Oberziele. Einer-
seits sollen die Selbststeuerungsfähigkeiten des 
Täters erhöht werden, das heisst, durch die Behand-
lung soll der Täter seine persönlichen deliktrele-
vanten Problembereiche kennen und konstruktiv 
bearbeiten lernen. Idealerweise führt dies dazu, 
dass er sich in Zukunft in ähnlichen Situationen 

«Es gibt Sexual-
straftäter, die 
keine psychische 
Störung aufwei-
sen, aber den-
noch gefährlich 
und behand-
lungsbedürftig 
sind»
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anders (deliktfrei) verhalten kann. Andererseits soll 
die Behandlung dazu beitragen, dass die Deliktmo-
tivation des Täters nachhaltig gesenkt wird. Dazu 
werden in der Regel Strategien angewendet, die sei-
ne vorhandenen Ressourcen stärken und für positive 
Ziele nutzbar machen sollen. In der Geschichte der 
Behandlung von Sexualstraftätern setzte sich be-
reits früh die Erkenntnis durch, dass das Ziel nicht 
die Heilung bzw. Genesung sein kann, sondern der 
Aufbau von (Selbst-)Kontrolle sein muss.

Sorgfältige Abklärung
Zentral für die gelingende Behandlung ist eine 
sorgfältige und umfassende Eingangsabklärung im 
Mehr-Augenprinzip, die eine vollständige Aktensich-
tung, Anamneseerhebung, Risikobeurteilung sowie 
konsolidierte Formulierung einer Fallsicht (Delikt-
hypothese) beinhalten sollte. Eine solche Abklärung 
erstreckt sich in der Regel über mehrere Monate. Im 
Rahmen von ersten probatorischen Sitzungen wird 
vor allem die biografische und deliktische Anamnese 
überprüft und ergänzt. Gleichzeitig werden Fähig-
keit, Bereitschaft und Bedürftigkeit hinsichtlich The-
rapie eingeschätzt. In dieser Phase erlebt der Täter 
häufig erstmals, wie eine Behandlung funktioniert. 
Zentraler Bestandteil ist die Ausformulierung einer 
möglichst überzeugenden Delikthypothese auf der 
Basis von individuell für die Deliktbegehung be-
deutsamen Risikoeigenschaften, woraus sich die 
therapeutischen Handlungsfelder ergeben. 

Die am meisten verbreiteten Behandlungspro-
gramme für Sexualstraftäter sehen häufig zusätzlich 
zur Einzeltherapie die Aufarbeitung in einer Grup-
pe vor. Sexualstraftäter stehen der Mitwirkung in 
einer Gruppentherapie anfänglich oft skeptisch und 
vermeidend gegenüber. Im geschlossenen Vollzug 
wird diese vermeidende Haltung verstärkt durch die 
Stigmatisierung der Sexualstraftäter (insbesonde-
re, wenn sie Delikte an Minderjährigen begangen 
haben), die sich in der Regel auf der untersten Stufe 
der Gefängnishierarchie befinden.

Im Spannungsfeld unterschiedlicher Interessen
Zu Beginn der Behandlung stehen Informations-
vermittlung, Motivationsarbeit, die Identifizierung 
und Stärkung von Ressourcen sowie eine sorgfältige 
Indikationsstellung im Zentrum. Die behandelnde 
Person bewegt sich dabei in einem Spannungsfeld 
unterschiedlicher Interessen, die sie zu berück-
sichtigen hat. Gleichzeitig muss sie den eigenen 
Standpunkt stets bewusst reflektieren, um sich 
nicht von einer Seite vereinnahmen zu lassen. Sie 
muss die vom Täter häufig (und nachvollziehbar) 
als Zwangsmassnahme empfundene Behandlungs-
situation berücksichtigen. Daher muss sie in der 

Regel zunächst einen Schwerpunkt auf motivatio-
nale Klärungsarbeit legen, um den Täter für die 
rückfallpräventive und deliktorientierte Behand-
lung zu gewinnen. Ebenso ist es erforderlich, trotz 
nicht immer idealen Bedingungen ein tragfähiges 
Arbeitsbündnis herzustellen. 

Neben den Interessen des Täters muss die be-
handelnde Person noch ganz andere Ansprüche 
berücksichtigen. Es gilt das öffentliche Interesse 
nach Sicherheit, den Opferschutz, die juristischen 
Rahmenbedingungen sowie das mediale Interesse 
zu bedenken. Letzteres ist erfahrungsgemäss dann 
besonders gross, wenn eine zuvor oder im Moment 
behandelte Person erneut Delikte begeht. Es besteht 
die Gefahr, dass die behandelnde Person eine dieser 
Positionen mehr oder weniger bewusst übernimmt, 
was entweder zu einem proaktiven Agieren oder 
zu einer ängstlich-vermeidenden Haltung führen 
kann. Diese fremdbestimmten Reaktionen sind der 
Rückfallprävention nicht dienlich.

Fundierte Einsicht als Ziel
Im Fokus der nachfolgenden Behandlungssequenz 
steht eine vertiefende, auf das Delikt ausgerichtete 
Arbeit mit dem Ziel, dass der Täter eine fundierte 
Einsicht in die personalen und situativen Bedin-
gungen des Deliktverhaltens unter Berücksichti-
gung der individuellen Risikoeigenschaften bzw. 
der persönlichen kriminogenen Faktoren erlangt. 
Dazu dienen im deliktunspezifischen Teil dieser 
wichtigen Behandlungssequenz die Reflexion des 
Kommunikationsverhaltens, Übungen in Selbst- 
und Fremdwahrnehmung, Training in sozialen 
Kompetenzen, Stressmanagement, Wahrnehmung 
von Gefühlen, moralisches Handeln und Empathie, 
Geschlechtsrollen-Stereotypien, Suchtmittelkont-
rolle sowie Aufklärung und Erziehung zu mensch-
lichem Sexualverhalten.

Im deliktspezifischen Teil wird die Straftat um-
fassend rekonstruiert. Im Zentrum stehen die per-
sönliche Lebensgeschichte des Täters, dessen ko-
gnitive Verzerrungen vor und nach der Tat, die 
verschiedenen Stufen der Begehung seiner Straf-
tat, Entscheidungsfindungsprozesse, Risikositua-
tionen, die Bedürfnisbefriedigung, die Kontrolle 
sexueller Fantasien und die Einübung von Em-
pathie. Spezifische Interventionen sind unter an-
derem die Erstellung eines Deliktpanoramas mit 
den deliktrelevanten Lebensereignissen und allen 
Delikten, die Arbeit mit dem Deliktteil, die Analy-
se kognitiver Verzerrungen, die Erarbeitung eines 
Deliktkreises, der die Phasen des Delikts abbildet, 
das Führen eines Fantasietagebuches, die Aggres-
sions- und Sexualpädagogik sowie ein Risiko- und 
Krisenmanagement.

«Durch die Be-
handlung soll der 
Täter seine per-
sönlichen de-
liktrelevanten 
Problemberei-
che kennen und 
konstruktiv be-
arbeiten lernen»

«Der Täter soll 
eine fundierte 
Einsicht in die 
personalen und 
situativen Bedin-
gungen des De-
liktverhaltens er-
langen»
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Die Ziele der Behandlung (Bild: Konsultationszimmer in der Klinik für Foren-
sische Psychiatrie Rheinau) können nur dann erreicht werden, wenn sich die 
therapeutische Beziehung als tragfähig erweist und der Täter der behan-
delnden Person Vertrauen entgegenbringt. � Foto: Peter Schulthess, 2019

Fokus: Sexualstraftäter
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Vertrauen ist entscheidend
Da menschliche Veränderungsprozesse nicht linear 
und kurzfristig verlaufen, sind im Verlauf einer Be-
handlung Krisen oder Rückschritte zu erwarten. 
Zu beachten sind auch verschiedene Belastungs-
momente auf Seiten des Täters: So stellen zum 
Beispiel Vollzugslockerungen, das Übergangsma-
nagement oder die (Weiter-)Behandlung in Freiheit 
sensible Lebensabschnitte dar. Die Behandlungs-
ziele können nur dann erreicht werden, wenn sich 
die therapeutische Beziehung als tragfähig erweist 
und der Täter der behandelnden Person Vertrauen 
entgegenbringt.

In der somatischen Behandlung ist die früher 
durchgeführte operative Kastration fast vollständig 
von medikamentösen Behandlungsformen abgelöst 
worden. Die Medikamente bewirken eine vermin-
derte sexuelle Ansprechbarkeit, wobei diese durch 
spezifische psychische Komponenten (zum Beispiel 
ein ausgeprägtes Dominanzbedürfnis) wieder auf-
gehoben werden kann. Bei entsprechend moti-
vierten Tätern – eine Zwangsmedikation ist nicht 
zulässig! – kann jedoch durch die medikamentöse 
Triebdämpfung die Selbstkontrolle durchaus verbes-
sert werden. Diese muss jedoch mit einer psycho-
therapeutischen Behandlung kombiniert werden, 
da ansonsten die Gefahr einer Scheinlösung und 
allfälligen Chronifizierung besteht.

Frühzeitige Vollzugslockerungen
Ist die Kernphase der rückfallpräventiven Behand-
lung (Deliktanalyse) erfolgreich abgeschlossen, geht 
es in einem weiteren Schritt darum, deliktpräven-
tive Verhaltensweisen und Haltungen zu fördern. 
Früher oder später stellt sich in den meisten rück-
fallpräventiven Behandlungen die Frage, inwieweit 
die in aller Regel innerhalb einer Institution erarbei-
teten Fortschritte auch den Bedingungen in Freiheit 
standhalten. Es sind also evaluative Massnahmen 
notwendig, die meistens in stufenweise erfolgenden 
Vollzugslockerungen bestehen. Aus therapeutischer 
Sicht sollten diese Lockerungen – einen entspre-
chenden Behandlungsstand vorausgesetzt – mög-
lichst frühzeitig erfolgen. Eine nur kurze Phase von 
Erprobungsschritten erhöht die Wahrscheinlichkeit, 
dass es in der mit Herausforderungen und Verfüh-

rungen verbundenen Freiheit zu krisenhaften und / ​
oder risikorelevanten Entwicklungen kommen kann. 
Je nach Schweregrad der Anlasstat und / ​oder des ur-
sprünglichen Risikos des Täters werden bei solchen 
Entscheidungen neutrale und externe Instanzen 
(Fachkommissionen) beigezogen.

Selbstständiges Monitoring
In der letzten Behandlungsphase wird der Täter bei 
einer zufriedenstellenden Lebensführung in Frei-
heit und der Wiedereingliederung in ein soziales 
und berufliches Umfeld unterstützt. Dabei werden 
die Erkenntnisse der bisherigen deliktorientierten 
Arbeit im Alltag deliktpräventiv angewendet. Zu-
dem wird der Täter zu einem selbständigen Mo-
nitoring seiner individuellen Risikoeigenschaften 
angeleitet. Die Zweckmässigkeit des Monitorings 
wird regelmässig validiert, und das Behandlungs-
team erstattet den zuständigen Vollzugsbehörden 
mindestens einmal jährlich Bericht über den Ver-
lauf der Behandlung.

Forensische Psychotherapien dauern im Ver-
gleich zu allgemeinen psychotherapeutischen Be-
handlungen in der Regel länger und ziehen sich 
nicht selten über mehrere Jahre hin. Die lange Dauer 
kann einen Luxus bedeuten, weil so ausreichend 
Zeit für die Bewältigung von Krisen oder die Wie-
dergutmachung von Fehlern besteht. Sie kann aber 
auch als Belastung empfunden werden, wenn sich 
Entscheidungen zu Vollzugslockerungen zu lange 
hinziehen oder das Ende der Behandlung für die Be-
teiligten gar nicht konkret erkennbar ist (wie zum 
Beispiel im Rahmen einer stationären Massnahme 
nach Art. 59 StGB).

Wo im Hinblick auf eine Risikosenkung persön-
liche Kontakte zwischen den Tätern und Geschä-
digten sinnvoll und vertretbar erscheinen, werden 
die zuständigen Opferberatungsstellen einbezogen. 
Erfahrungsgemäss ist dies nur selten der Fall. Die 
für den Täter verantwortliche Behandlungsinstitu-
tion sollte solche Kontakte nur mit angemessener 
Zurückhaltung fördern. Um sekundäre Viktimisie-
rungen und Traumatisierungen zu vermeiden, ist 
dabei der Einbezug von Fachpersonen zwingend, die 
auf die Perspektive der Geschädigten spezialisiert 
sind und deren Interessen vertreten.

«Da menschliche 
Veränderungs-
prozesse nicht  
linear und kurz-
fristig verlaufen, 
sind im Verlauf 
einer Behand-
lung Krisen oder 
Rückschritte zu 
erwarten»
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Aus therapeutischer Sicht sollten Vollzugslockerungen (Bild: Zelle in der 
offenen Strafanstalt Saxerriet, die auch über Plätze für den Vollzug in Form 
der Halbgefangenschaft und des Arbeitsexternats verfügt) möglichst früh-
zeitig erfolgen. Eine zu kurze Phase von Erprobungsschritten erhöht die 
Wahrscheinlichkeit, dass es in der Freiheit zu krisenhaften und / ​oder risi-
korelevanten Entwicklungen kommen kann. � Foto: Peter Schulthess, 2019

Fokus: Sexualstraftäter
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René Duc ist der Leiter des Am-
tes für Sanktionen und Begleit
massnahmen des Kantons Wallis 
(ASM).

Fokus: Sexualstraftäter

«Die Entlassung 
in die Freiheit 
wird nicht ein 
für alle Mal be-
urteilt, sondern 
punktuell, unter 
Berücksichtigung 
der jeweiligen 
Situation, ent-
schieden»

Jeder Schritt in 
die Freiheit ist ein 
entscheidender Moment
Wiedereingliederung von Sexualstraftätern

Die Besserung eines Straftäters trägt zur öffentlichen Sicherheit bei. Doch wie 
kann sie bei Sexualstraftätern erreicht werden? Der Europarat empfiehlt, das 
Rückfallrisiko zu bestimmen und mit geeigneten Mitteln zu bewältigen, ohne 
jemals die Informationskette zu unterbrechen. Im Wallis geht das Amt für Sank-
tionen und Begleitmassnahmen (ASM) bereits so vor. Die Behörde baut ein Netz-
werk auf, das einen Sexualstraftäter während des gesamten Strafverfahrens und 
Strafvollzugs begleitet. Es ist ein Weg in die Freiheit unter strenger Überwachung.

Patricia Meylan

In den ersten Zeilen der neuen Empfehlung des Euro-
parates ist das Ziel verankert, die Rückfälligkeit bei 
Sexualstraftaten zu verringern. Unter einem Straf-
täter, der nicht rückfällig wird, ist eine sozial wieder-
eingegliederte Person zu verstehen. Der Vollzug der 
verhängten Sanktion muss daher auf die Besserung 
des Täters ausgerichtet sein. Um dies zu erreichen, 
empfiehlt der Europarat «eine gezielte Evaluation 
der Risiken und individuell abgestimmte Vollzugs- 
und Interventionspläne».

Vollzug und Bewährung
Da der Straf- und Massnahmenvollzug in die Zu-
ständigkeit der Kantone fällt, ist die Organisation 
des Vollzugs von Kanton zu Kanton unterschiedlich. 
Das ASM im Wallis ist sowohl für den Strafvollzug als 
auch für die Bewährungshilfe zuständig. Das Amt ist 
der Dienststelle für Straf- und Massnahmenvollzug 
unterstellt und wird seit 2015 von René Duc geleitet. 

In seiner ersten Funktion ist das Amt für die In-
haftierten während des Freiheitsentzugs verantwort-
lich. Es organisiert die Einzelheiten des Strafvollzugs 
und entscheidet über Vollzugslockerungen. In seiner 
zweiten Funktion begleitet es die verurteilte Person in 
ihrem Wiedereingliederungsprogramm und sorgt für 
die Einhaltung der Weisungen in Freiheit. In beiden 
Funktionen muss das Amt auf die Wiedereingliede-
rung des Täters und die öffentliche Sicherheit achten. 

Schritt für Schritt in die Freiheit
Gemäss der Empfehlung verursachen Straftaten 
gegen die sexuelle Integrität bei den Opfern und 

ihrem unmittelbaren Umfeld erhebliche, dauer-
hafte physische und psychische Schäden und ha-
ben zudem schwerwiegende Auswirkungen auf die 
Gesellschaft. Wie kann man diese Täter also wieder 
in die Freiheit entlassen? Auf diese laienhafte Fra-
ge antwortet René Duc, dass die Entlassung in die 
Freiheit nicht ein für alle Mal beurteilt, sondern 
punktuell, unter Berücksichtigung der jeweiligen 
Situation, entschieden wird.

Während der unterschiedlichen Etappen des 
Strafverfahrens und Strafvollzugs wird jeweils ent-
schieden, ob eine Vollzugslockerung gewährt wird 
oder nicht: Entlassung aus der Untersuchungs- oder 
Sicherheitshaft, Strafvollzug in einer offenen Anstalt, 
Gewährung des Arbeits- und Wohnexternats oder 
eines Urlaubs sowie die Anordnung der bedingten 
Entlassung. Die Freiheit wird also nicht auf einmal 
gewährt, die verurteilte Person muss sie Schritt für 
Schritt wiedererlangen. «Die Idee ist, sie voranzu-
bringen und schrittweise in die Freiheit zu führen, 
bei einem Rückfallrisiko, das gegen Null tendiert», 
erklärt René Duc. 

Dreiteiliger Ansatz
Um dem Straftäter Fortschritte zu ermöglichen 
und gleichzeitig das Risiko für die Gesellschaft im 
Griff zu haben, verfolgt das ASM einen dreiteili-
gen Ansatz: Risikomanagement, Fallmanagement, 
Informationsmanagement. «Risikomanagement 
bedeutet zwei Dinge: Einerseits müssen wir in der 
Lage sein, das Risiko, das von der beschuldigten oder 
verurteilten Person ausgeht, jederzeit einschätzen 
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Die verurteilte Person «schrittweise 
in die Freiheit führen, bei einem Rück-
fallrisiko, das gegen Null tendiert». 
Foto: Peter Schulthess, 2019

Fokus: Sexualstraftäter

zu können. Andererseits müssen wir angemessene 
Massnahmen zur Kontrolle des festgestellten Risi-
kos ergreifen können. Fallmanagement bedeutet, 
dass jeder Fall ohne Unterbrechung oder Untertei-
lung während des gesamten Strafverfahrens und 
Strafvollzugs verfolgt werden kann. Die Doppel-
funktion meines Amtes, nämlich Vollzug und Be-
währung, gewährleistet die Kontinuität innerhalb 
der gleichen Einheit. Dank dieser Struktur können 
Brüche in der Fallbetreuung vermieden werden. Das 
Informationsmanagement setzt voraus, dass jeder 
Partner des um die verurteilte Person aufgebauten 
Netzwerks über alle Informationen verfügt, die für 
die Betreuung des Falles erforderlich sind – unter 
Wahrung der Verhältnismässigkeit, des Datenschut-
zes und der Geheimhaltung», erklärt René Duc. 

Evaluation und Beurteilung der Gefährlichkeit
Die Risikobeurteilung ist die Basis für den Umgang 
mit Sexualstraftätern. Da sie besondere krimino-

gene Faktoren aufweisen, muss ihre Gefährlichkeit 
global, spezifisch und konstant beurteilt werden. 
Für René Duc muss «jeder Schritt in die Freiheit um-
fassend evaluiert und von strengen Massnahmen 
begleitet werden, denn jeder Schritt in die Freiheit 
ist ein entscheidender Schritt».

Eine gezielte Risikoevaluation bildet die Grund-
lage der Empfehlung des Europarates; sie ist auch 
die Grundlage für die Interventionen des ASM. 
«Bei der Risikoevaluation müssen so viele relevan-
te Quellen sowie Risiko- und Schutzfaktoren als 
möglich erfasst und beurteilt werden. In jedem 
Fall prüfen wir das Strafurteil, das psychiatrische 
Gutachten und das Strafregister. Wir versuchen, 
die kriminelle und psychiatrische Vorgeschichte 
der betreffenden Person zu erfahren. Wir interes-
sieren uns auch für alle anderen nützlichen Infor-
mationen, wie z. B. ihr Verhältnis zu Alkohol und 
Drogen, ihre finanzielle und familiäre Situation, 
ihre Beziehungssituation und ihr Bildungsniveau. 
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«Fallmanage-
ment bedeu-
tet, dass jeder 
Fall ohne Unter-
brechung oder 
Unterteilung 
während des ge-
samten Straf-
verfahrens und 
Strafvollzugs ver-
folgt werden 
kann» 

«Es handelt sich 
nicht um eine 
allgemeine, son-
dern um eine 
persönlich abge-
stimmte Betreu-
ung»

Natürlich führen wir auch persönliche Gespräche.» 
In Zweifelsfällen und wenn eine gesetzliche Ver-
pflichtung besteht, wendet sich das ASM an die 
(interdisziplinäre) Fachkommission zur Beurteilung 
der Gemeingefährlichkeit. 

Kompetenznetzwerk
Aufgrund der Evaluation des Rückfallrisikos kann 
bestimmt werden, mit welchen Mitteln sich ein 
Rückfall verhindern lässt. Auch hier deckt sich die 
Praxis des ASM mit der Empfehlung des Europa-
rates. Doch die Umsetzung von Behandlungsplä-
nen erfordert interdisziplinäre Fachkompetenzen. 
Das ASM setzt sich aus Expertinnen und Experten 
zusammen. René Duc ist ein auf forensische Psy-
chologie spezialisierter Psychologe mit einer Aus-
bildung in Psychotherapie und Neuropsychologie, 
der das Gefängniswesen dank seiner langjährigen 
Tätigkeit als Leiter der Bewährungshilfe gut kennt. 
Zu seinem Team gehören weitere forensisch-psy-
chologische Sachverständige, Rechtsanwälte und 
Rechtsanwältinnen und spezialisiertes Verwal-
tungspersonal. 

Diese interne Kerngruppe wird durch externe 
Sachverständige ergänzt. Das ASM arbeitet als Be-
währungsbehörde wie ein Netzwerk und beauftragt 
Fachleute mit bestimmten Aufgaben. Dabei kann es 
sich um öffentlich-rechtliche Partner handeln, wie 
z. B. den Gefängnismedizinischen Dienst von Spital 
Wallis, die Stiftung Sucht Wallis, sozial-medizinische 
Zentren, Beistandschaftsämter, regionale Arbeits-
vermittlungsstellen sowie die Polizei. Es kann sich 
um privatrechtliche Partner wie Emmaus, Caritas 
oder auch um Vereine handeln, die Unterkünfte 
für Menschen in prekären Situationen bereitstel-
len, wie etwa das Centre d’accueil pour adultes en 
difficulté (CAAD) in Saxon. Das ASM arbeitet auch 
mit anderen Kantonen zusammen, insbesondere 
im Bereich der therapeutischen Gruppenbetreu-
ung von Sexualstraftätern. Damit entspricht der 
dreiteilige Ansatz im Wallis der Empfehlung mit 
ihren drei Pfeilern Evaluation, Umgang und Wie-
dereingliederung.

Beispiele
Die folgenden Beispiele veranschaulichen die Eva-
luation, Prävention, Betreuung und Überwachung, 
die jeden Lockerungsschritt begleiten. 

Ein Staatsanwalt erwägt die Entlassung einer 
wegen Sexualdelikten beschuldigten Person aus 
der Untersuchungshaft und wendet sich an das 
ASM. Die Sachverständigen des Amtes beurteilen 
zusammen mit dem Gefängnis und den Partnern 
der Bewährungshilfe gezielt die Gefährlichkeit 
und die erforderlichen Ersatzmassnahmen. Die 

Beurteilung ergibt, dass zur Kontrolle des Risikos 
eine psychiatrische Betreuung, ein Kontaktver-
bot, eine elektronische Überwachung und eine 
Kontrolle der Alkohol- und Drogenabstinenz an-
geordnet werden müssen. Das ASM organisiert mit 
den zuständigen Fachstellen (Spital Wallis, Polizei, 
Sucht Wallis usw.) die Pflege, die Betreuung und 
die Überwachung. Sobald alles geregelt ist, kann 
das Zwangsmassnahmengericht die Entlassung 
aus der Untersuchungshaft und die Ersatzmass-
nahmen anordnen. 

Als weiteres Beispiel kann der Fall eines ver-
urteilten Gewalttäters erwähnt werden, der min-
destens die Hälfte seiner Freiheitsstrafe verbüsst hat 
und den Rest der Strafe in Form eines Arbeits- und 
Wohnexternats vollziehen könnte. Auch für diese 
Lockerung muss das ASM gestützt auf Einzelgesprä-
che, das psychiatrische Gutachten, die Berichte des 
Gesundheitsdienstes der Justizvollzugsanstalt, der 
Anstaltsleitung, von Sucht Wallis usw. gezielt die 
Gefährlichkeit der Person beurteilen. Im Zweifels-
fall zieht es die Fachkommission zur Beurteilung der 
Gemeingefährlichkeit bei. Dieses Vorgehen ermög-
licht es, die Risiken und die Bedürfnisse der Person 
zu ermitteln und zu entscheiden, ob die Vollzugs-
lockerung gewährt oder verweigert wird und an 
welche Bedingungen sie gegebenenfalls geknüpft 
werden soll. 

Kaum Rückfälle
Derzeit begleitet das ASM etwa sechzig, unter-
schiedlich gefährliche Personen, die strafbare Hand-
lungen gegen die sexuelle Integrität begangen 
haben. Handelt es sich um eine besondere Katego-
rie von Straftätern? «Für sie sind besondere Eva-
luationsmethoden und Fachkompetenzen für die 
Begleitung erforderlich. Dabei handelt sich nicht 
um eine allgemeine, sondern um eine persönlich 
abgestimmte Betreuung. In diesem Sinne kann 
man sagen, dasst es sich um eine besondere Kate-
gorie handelt.»

Auf die Frage, ob diese personalisierte Betreu-
ung die Besserung und Wiedereingliederung eines 
Sexualstraftäters ermöglicht, antwortet René Duc: 
«Ja. Während des Strafvollzugs arbeiten wir daran, 
diesen Menschen die Schwere der begangenen Taten 
bewusst zu machen. Gleichzeitig sorgen wir dafür, 
dass sie behandelt werden und Strategien erlernen, 
um Rückfälle zu vermeiden; auch die Angst vor Strafe 
wirkt sich aus. Wir überwachen die Einhaltung der 
Weisungen und setzen Begleitmassnahmen um, 
um ihre Wiedereingliederung in die Gesellschaft zu 
fördern. Nach der vollständigen Entlassung in die 
Freiheit werden diese Personen in den allermeisten 
Fällen nicht rückfällig.» 
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Thérèse Cuttelod ist Spezialistin 
für Psychotraumatologie und 
Somatic Experiencing.

Fokus: Sexualstraftäter

Das Unerträgliche bewältigen
Thérèse Cuttelod hilft Opfern von sexuellem Missbrauch, ihr Leben 
wiederaufzubauen

Die meisten Opfer sexueller Gewalt leiden unter einer posttraumatischen 
Belastungsstörung. Ihr Alltag ist geprägt von Ängsten, Albträumen, Gedächt-
nisstörungen, Depressionen und Beziehungsproblemen. Eine angemessene 
Betreuung kann es ihnen ermöglichen, diese traumatische Erfahrung zu 
verarbeiten, um sich wieder wohl zu fühlen.

Patricia Meylan

Gemäss der neuen Empfehlung des Europarates 
sind Sexualstraftaten schädlich für das Leben und 
die psychologische, soziale und körperliche Entwick-
lung der Opfer. Aus der Sicht des Opfers kann man 
es einfacher ausdrücken: Sexuell missbraucht zu 
werden, bedeutet, das Unerträgliche zu ertragen! 
«Das Leid ist so gross», sagt Thérèse Cuttelod, «dass 
die missbrauchte Person Überlebensmechanismen 
entwickelt. Sonst würde sie an der drohenden, un-
entrinnbaren Gefahr zugrunde gehen.» 

Thérèse Cuttelod ist diplomierte Psychologin und 
hat an der Universität Lausanne eine Doktorarbeit 
über den Umgang mit der Erinnerung an sexuellen 
Missbrauch geschrieben (Face à l’insoutenable. Viv-
re et se construire avec des souvenirs d’abus sexuels). 
Doch obwohl die Situation unerträglich ist, ist sie 
nicht aussichtslos. Ein Opfer kann seine Traumata 
überwinden. Thérèse Cuttelod ist aber nicht nur 
als Forscherin, sondern auch als Praktikerin eine 
Autorität auf diesem Gebiet. Sie hat eine Ausbil-
dung in systemischer Psychotherapie und hat sich 
auf Notfallpsychologie, Psychotraumatologie und 
Somatic Experiencing spezialisiert. Ausserdem hat 
sie 2015 den Verein ESPAS (Espace de soutien et de 
prévention – abus sexuels) zur Unterstützung bei 
sexuellem Missbrauch und zu dessen Prävention 
mitbegründet und bis 2021 geleitet. Der Verein mit 
Sitz in Lausanne und einer Zweigstelle in Sitten ist 
in der ganzen Westschweiz tätig. Er bietet sexuell 
missbrauchten Kindern, Jugendlichen und Erwach-
senen therapeutische Unterstützung an und setzt 
sich auch für die Prävention ein.

Posttraumatische Belastungsstörung (PTBS)
Ein Feuer, ein Zugunglück oder eine Naturkatastro-
phe sind potenziell traumatische Ereignisse. «Nimmt 
man alle Formen potenziell traumatischer Ereignis-
se», so Thérèse Cuttelod, «entwickeln 20 Prozent der 
Opfer eine posttraumatische Belastungsstörung 

und 80 Prozent erholen sich. Bei sexueller Gewalt 
sind die Zahlen genau umgekehrt!»

Die beiden wichtigsten internationalen Modelle 
zur Klassifizierung psychischer Störungen sind das 
von der American Psychiatric Association veröffent-
lichte Diagnostische und statistische Manual psy-
chischer Störungen (DSM) und die Internationale 
Klassifikation der Krankheiten (ICD) der Weltgesund-
heitsorganisation (WHO). Im DSM-5 und in der ICD-10 
ist die posttraumatische Belastungsstörung (PTBS) 
als psychische Störung aufgelistet. Eine PTBS liegt 
vor, wenn die Person mit einem Ereignis konfrontiert 
gewesen ist, das sie als Konfrontation mit dem Tod 
oder mit schweren Verletzungen wahrgenommen 
hat. Sie hat in dieser Situation so starke Angst erlebt, 
dass sie Störungen entwickelt hat. Die Klassifikation 
der WHO präzisiert, dass diese Störungen eine Re-
aktion auf eine Situation oder ein Ereignis sind, das 
ausserordentlich bedrohlich oder so katastrophal 
ist, dass es bei den meisten Menschen Symptome 
der Verzweiflung hervorrufen würde. Sexueller 
Missbrauch ist ein solches traumatisches Ereignis. 

Einfaches Trauma
Es gibt verschiedene Kategorien von Symptomen, 
die alle oder teilweise zusammen genommen als 
einfache PTBS gelten. Diese Symptome können 
sich in Form von sich aufdrängenden Erinnerun-
gen, Flashbacks, Albträumen, Ängsten und erhöh-
ter Wachsamkeit äussern. Eine Person kann zum 
Beispiel in ständiger Alarmbereitschaft sein, beim 
kleinsten Geräusch aufschrecken oder bei einer Be-
rührung einen Anfall bekommen. Sie kann auch Ver-
haltensweisen annehmen, die sie Orte, Menschen 
und Themen vermeiden lassen. «Das Vermeiden 
kann so weit gehen, dass man das Haus nicht mehr 
verlässt», führt Thérèse Cuttelod aus. Zu einer ein-
fachen PTBS gehören auch negative Affekte wie 
ein geringes Selbstwertgefühl, Depressionen und 

«Nimmt man 
alle Formen 
potenziell trau-
matischer Ereig-
nisse, entwickeln 
20 Prozent der 
Opfer eine post-
traumatische Be-
lastungsstörung 
und 80 Prozent 
erholen sich. Bei 
sexueller Gewalt 
sind die Zahlen 
genau umge-
kehrt!»
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Viele Opfer schweigen, «weil sie 
sich schämen, weil sie Angst ha-
ben, weil sie sich schuldig fühlen». 
Foto: Keystone SDA
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Schlafstörungen. Sie beinhaltet ausserdem disso-
ziative Symptome: «Die Person ist nicht mehr in der 
Lage, Gefühle zu empfinden; sie istvon den anderen 
abgetrennt; sie fühlt sich einsam; sie fühlt sich nicht 
mehr im Einklang mit sich selbst, mit den anderen, 
mit dem Universum», erklärt Thérèse Cuttelod.

Komplexes Trauma
Die komplexe PTBS ist die Folge wiederholter Hand-
lungen. «Dazu gehören namentlich Taten, die in der 
Kindheit begangen wurden. Die Folgen sind sehr 
schwerwiegend, da sich das Nervensystem und die 
Persönlichkeit des Opfers zum Zeitpunkt der Bege-
hung noch in voller Entwicklung befinden.» Thérèse 
Cuttelod fügt hinzu: «Diese Traumata werden sich 
auf sämtliche sozialen Beziehungen auswirken. Der 
Person wird es schwerfallen, Kontakt aufzunehmen, 
Vertrauen zu fassen, eine Freundschaft zu schlies-
sen; sie wird nicht in der Lage sein, den richtigen 
Abstand zu anderen zu finden; sie kann auch grosse 
Schwierigkeiten mit der Emotionsregulation haben, 
die sowohl zu einer emotionalen Überaktivierung 

wie bei Panikattacken als auch zu einer emotiona-
len Unteraktivierung führen kann, bei denen der 
Zugang zu den Emotionen beeinträchtigt ist. Ihr 
Leben kann auch durch Schuld- und Schamgefühle 
belastet sein, die das Gefühl der Entfremdung, des 
Andersseins verstärken. Alle Bereiche ihres Lebens 
können davon betroffen sein: das Leben als Paar, 
das Familienleben, das Berufsleben.» 

«Ein unglaublicher Mut»
Es wird zwischen sexuellem Missbrauch mit Kör-
perkontakt (z. B. Vergewaltigung) und ohne Körper-
kontakt (z. B. Konfrontierung mit einer sexuellen 
Handlung oder mit Pornografie) unterschieden. 
Darüber hinaus gibt es neue Formen sexueller Ge-
walt wie Cyber-Stalking, Material, das die sexuelle 
Ausbeutung von Kindern beinhaltet, und Rachepor-
nografie. Die Empfehlung des Europarats fordert die 
Vertragsstaaten auf, die Opfer in diesem Bereich zu 
schützen. In Bezug auf die PTBS gibt es jedoch keine 
Grundlage für eine Skala, anhand der die Schwere 
der verschiedenen Formen von Handlungen gegen 

«Diese Traumata 
werden sich auf 
sämtliche sozia-
len Beziehungen 
auswirken»
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die sexuelle Integrität unterschieden werden könn-
te. Wie heftig die Auswirkungen eines Traumas sind, 
lässt sich nicht allein am Körperkontakt messen. So 
muss beispielsweise das Vertrauensverhältnis zwi-
schen dem Täter und dem Opfer oder das Vorgehen 
berücksichtigt werden. Die Praxis zeigt, dass der 
Missbrauch ohne Kontakt insbesondere bei Kindern 
schwerwiegende Folgen haben kann.

Thérèse Cuttelod erkennt jedoch eine Konstante: 
«Nur eine Minderheit der Opfer erstattet Anzeige. 
Sie schweigen, weil sie sich schämen, weil sie Angst 
haben, weil sie sich schuldig fühlen.» Manchmal 
zeigt das Opfer irgendwann den Missbrauch und 
den Täter an, weil es sich sicher fühlt, weil es ein 
Gleichgewicht gefunden hat oder weil der Täter 
droht, ein jüngeres Geschwister anzugreifen. «Es 
erfordert unglaublich viel Mut, zu reden wagen», be-
tont die Psychologin. Wieso? «Denn zum Zeitpunkt, 
an dem das Opfer redet, steht es noch unter dem 
Einfluss des Täters.» Im Laufe der Zeit hat nämlich 
das Opfer Botschaften des Täters verinnerlicht. Bot-
schaften wie «wenn du redest, bringe ich dich um», 
«wenn du redest, wird dir niemand glauben» oder 
«du kannst nichts sagen, es hat dir gefallen, es ist 
alles deine Schuld». Der Täter kann auch die Rollen 
umkehren und dem Opfer erklären: «Ich habe dich 
immer respektiert, wenn du redest, wirst du mir 
und deinen Angehörigen Leid antun». 

Betreuung
Die Psychologin und Psychotherapeutin Thérèse 
Cuttelod begleitet tagtäglich Opfer von sexuellem 
Missbrauch. «Bei der Betreuung muss man sehr 
menschlich sein und dem Opfer die Zeit lassen, die 
es braucht, um einem Menschen zu vertrauen», sagt 
sie. Für die Therapie steht auch eine Reihe von Ins-
trumenten oder Ansätzen zur Verfügung. «Es gibt 
nicht die eine Therapie, die für alle funktioniert», 
sagt sie. «Traumata gehen über Worte hinaus. Wenn 
sie sich erst einmal im Körper des Opfers festgesetzt 
haben, reicht eine Gesprächstherapie nicht mehr 
aus. Es müssen Ansätze wie EMDR, eine Technik 
zur Reprozessierung von Informationen durch bi-
laterale Stimulation, oder Somatic Experiencing, 
ein körperlich-psychischer Ansatz zur Traumabe-
handlung, eingesetzt werden.» Was ist der Zweck 
dieser Therapien? «Es geht darum, die traumatische 
Energie freizusetzen, die in der Person ‹blockiert› ist. 
Am Ende», so Thérèse Cuttelod, «kann sie sich an die 
erlittenen Taten erinnern, ohne alle Emotionen des 
traumatischen Moments erneut zu durchleben».

Recht auf Information
In Artikel 30 der Empfehlung heisst es: «Das Recht 
der Opfer, Informationen über die Entlassung von 

Personen, die wegen eines Sexualdelikts verurteilt 
wurden, zu erhalten, sollte im nationalen Recht 
verankert und geklärt werden.» Die Schweiz ist be-
reits gesetzgeberisch tätig gewesen. Nach Artikel 
92a des Schweizerischen Strafgesetzbuchs (in Kraft 
seit 1. Januar 2016) können Opfer und Angehörige 
des Opfers (im Sinne des Opferhilfegesetzes) sowie 
Dritte, soweit diese über ein schutzwürdiges Inte-
resse verfügen, verlangen, über den Zeitpunkt des 
Strafantritts und über Vollzugsöffnungen (z. B. Voll-
zugsunterbrechung, Urlaub, bedingte Entlassung) 
informiert zu werden.

Dieses Recht ist für die Opfer von Sexualstraf-
taten sehr wichtig. «Eines der Merkmale des Trau-
mas ist, dass der Angriff nicht vorhersehbar ist. 
Selbst wenn eine Vollzugsöffnung einer Evaluation 
unterliegt und nur dann gewährt wird, wenn sich 
das Rückfallrisiko hinreichend verringert hat, bleibt 
das Gefühl der Unsicherheit beim Opfer sehr real. 
Um sich sicher zu fühlen, muss es sich organisieren 
können», erklärt Thérèse Cuttelod.

Die Fakten kennen
Die Informationen nach Artikel 92a StGB werden 
nicht automatisch erteilt. Die Vollzugsbehörde muss 
schriftlich darum ersucht werden. «Die Opfer müs-
sen darauf aufmerksam gemacht werden, dass sie 
diese Informationen verlangen müssen. Ich stelle 
fest», so Thérèse Cuttelod weiter, «dass die Mehr-
heit der Opfer über den Stand des Verfahrens, den 
Ort der Inhaftierung, eine Verlegung, Kontaktbe-
schränkungen oder das Datum eines Urlaubs oder 
der Entlassung informiert werden möchte.» 

Kann dies im Gegenteil auch als Stressfaktor 
angesehen werden? «Ja», antwortet Thérèse Cutte-
lod. «Wenn ein Opfer erfährt, dass der Täter seine 
Freiheit ganz oder teilweise wiedererlangt hat, ist 
das natürlich ein Stressfaktor. Aber es kann sich mit 
Angehörigen, einem Therapeuten, den Opferhilfe-
stellen usw. vorbereiten. Im Allgemeinen zieht es das 
Opfer vor, die Fakten zu kennen und seine Ängste zu 
bewältigen, indem es sich schützt und Strategien 
entwickelt, anstatt davon zufällig zu erfahren.» 

So kann ein Opfer von Sexualstraftaten mit ge-
eigneten therapeutischen Methoden, angemesse-
nen Informationen und der Unterstützung vieler 
Menschen sein Leben Schritt für Schritt wiederauf-
bauen und seine innere Freiheit zurückgewinnen. 
«Wenn es um sexuellen Missbrauch geht», schliesst 
Thérèse Cuttelod, «reicht eine Person, um einen 
Menschen zu zerstören. Aber es braucht so viele 
wie möglich – Polizistinnen, Richter, Ärztinnen, 
Therapeuten, Familie, Freunde, Nachbarn –, damit 
das Opfer wieder Vertrauen in sich selbst, in die 
anderen, in die Menschheit fassen kann.»

«Es braucht so 
viele Personen 
wie möglich, 
damit das Opfer 
wieder Ver-
trauen in sich 
selbst, in die 
anderen, in die 
Menschheit 
fassen kann»

«Um sich sicher 
zu fühlen, muss 
sich das Opfer 
organisieren 
können»
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Claudia Christen-Schneider 
ist Kriminologin und hat 2017 
das Schweizer Forum für 
Restaurative Justiz (Swiss RJ  
Forum) gegründet.
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«Ich hoffe, Antworten auf 
meine Fragen zu erhalten»
Restaurative Justiz nach Sexualstraftaten

Der Europarat regt in seiner neuen Empfehlung über die Evaluation, den 
Umgang und die Wiedereingliederung der wegen einer Sexualstraftat 
angeklagten oder verurteilten Personen die Mitgliedsstaaten an, die Teilnahme 
an Verfahren der restaurativen Justiz nach Sexualstraftaten durch die Bereit-
stellung einschlägiger Informationen zu erleichtern. In der Schweiz steht die 
Umsetzung solcher Verfahren noch in den Anfängen.

Claudia Christen-Schneider

Der Umgang mit sexueller Gewalt und ihren Folgen 
stellt eine grosse Herausforderung dar. Diese Art 
von Gewalt hat aufgrund ihrer intimen Natur und 
spezifischen Dynamik weitreichende Auswirkungen, 
insbesondere für die Opfer, aber auch für die Täter 
sowie für die Angehörigen beider Seiten. Es ist da-
her wichtig, dass eine Vielzahl an Angeboten und 
Massnahmen zur Verfügung stehen, um auf dieses 
Leid und diese Erfahrungen einzugehen. Eine dieser 
Optionen ist die restaurative Justiz. 

Die restaurative Justiz umfasst «alle Verfahren, 
die es den Personen, die durch eine Straftat geschä-
digt worden sind, und den Verantwortlichen dieses 
Schadens ermöglichen, sich in freier Zustimmung 
und mit Hilfe einer fachkundigen und unpartei-
ischen Drittperson (Vermittler) aktiv an der Beile-
gung der durch die Straftat entstandenen Schwie-
rigkeiten zu beteiligen». Sie kann in jeder Phase des 
Strafverfahrens genutzt werden, aber auch parallel 
zum Strafverfahren oder im Anschluss daran zum 
Zug kommen. Diese Definition der Empfehlung des 
Europarats von 2018 (siehe #prison-info 1/2019) ver-
deutlicht, dass die restaurative Justiz nicht aus einem 
einzigen Verfahren, sondern aus einer Vielzahl von 
Methoden besteht. Diese Methoden sollen flexibel 
an die jeweiligen Bedürfnisse der Betroffenen ange-
passt werden. Deren Umsetzung erfordert gut aus-
gebildete Fachkräfte, die – sofern sie Verfahren nach 
Sexualstraftaten leiten und begleiten – zudem eine 
spezifische Weiterbildung über die Eigenheiten und 
Dynamiken der sexuellen Gewalt und über die Aus-
wirkungen von Traumata absolviert haben müssen.

Sicherheit gewährleisten
Um die Sicherheit restaurativer Verfahren zu ge-
währleisten, sind klare Standards entwickelt wor-

den. Diese Standards sehen unter anderem vor, dass 
die Teilnahme an restaurativen Verfahren immer 
auf absolut freiwilliger Basis erfolgen muss. Dies 
ist gerade nach Sexualstraftaten von besonderer 
Bedeutung, da viele dieser Straftaten zwischen 
sich bekannten Personen stattfinden und sicherge-
stellt werden muss, dass die Opfer in keiner Weise 
zur Teilnahme gedrängt oder manipuliert werden. 
Zudem muss schon vor Einleitung des Verfahrens 
beim Täter zumindest eine gewisse Tateinsicht er-
kennbar sein. 

Was restaurative Verfahren bieten
Während bei der Strafjustiz der Schwerpunkt auf der 
Aufklärung der Tat, der Bestrafung des Täters und 
dessen Resozialisierung liegt, konzentriert sich die 
restaurative Justiz zuerst auf die Opfer und deren 
Bedürfnisse. Sie gibt den Opfern eine Stimme und 
schafft einen sicheren und respektvollen Raum, in 
dem ihre Geschichten und Erfahrungen gehört und 
validiert werden. Da ein Trauma bei Opfern oft ein 
intensives Gefühl der Macht- und Hilflosigkeit aus-
löst, wird ihnen möglichst viel Kontrolle und Wahl-
freiheit eingeräumt. Sie können aktiv mitbestim-
men, wie ein für sie sinnvoller Prozess ablaufen soll. 

Jeder Prozess sollte nicht nur bedürfnisorien-
tiert, sondern auch traumainformiert sein. Dieser 
traumainformierte Ansatz ist für alle Beteiligten 
von entscheidender Bedeutung, da die Täter oft 
selber auch Traumata erlitten haben und genauso 
Unterstützung bei der Aufarbeitung ihrer eigenen 
Erfahrungen benötigen. Wird ihnen diese Unterstüt-
zung in der Vorbereitungsphase angeboten, können 
sie sich eher in ihre Opfer einfühlen und im Dialog 
respektvoll auf sie eingehen. Restaurative Prozesse 
können zudem einen Raum schaffen, wo sowohl Op-

«Die Teilnahme 
an restaurati-
ven Verfahren 
muss immer auf 
absolut freiwil-
liger Basis erfol-
gen, was nach 
Sexualstraftaten 
von besonderer 
Bedeutung ist»



 prison-info 2/2021  25Fokus: Sexualstraftäter

«Gerade nach 
Sexualstraftaten 
besteht oft ein 
noch grösseres 
Bedürfnis nach 
einem restaura-
tiven Verfahren»

fer als auch Täter ihre oft intensiven Schamgefühle 
artikulieren können. Ein konstruktiver Umgang mit 
diesen Gefühlen kann es den Tätern erleichtern, die 
Verantwortung für ihre Taten zu übernehmen. Zu-
dem verstehen sie dank des intensiven Erfahrungs-
austauschs oft erstmals wirklich das Ausmass ihrer 
Verbrechen. Den Opfern ermöglicht die Konfronta-
tion mit den Tätern, sich selbst zu beweisen, dass 
sie stark und resilient sind und die Kontrolle über 
ihr Leben nicht verloren haben.

Da viele Sexualstraftaten im Bekannten- oder 
Familienkreis begangen werden, können sie auch 
weitreichende Folgen für die Beziehungen der Be-
troffenen zu ihrem Umfeld haben. Insbesondere 
nach innerfamiliären Sexualstraftaten kann es für 
Opfer ein Bedürfnis sein, auch diese komplexen Be-
ziehungsprobleme im restaurativen Prozess auf-
zuarbeiten. Für sie ist wichtig, dass sie das Gefühl 
haben, dass auch ihre Familie ihr Leid anerkennt 
und sie in keiner Weise beschuldigt.

Wie restaurative Verfahren umgesetzt werden
Da die restaurative Justiz – wie ausgeführt – aus 
einer Vielzahl von Methoden besteht, die flexibel an 
die jeweiligen Bedürfnisse der Betroffenen ange-
passt werden sollten, kommen weltweit verschiede-
ne Formen von Opfer-Täter-Dialogen, restaurativen 
Konferenzen, Circles (Kreisprozessen) und restau-
rativen Gruppendialogen zum Einsatz. Während 
sich bei Opfer-Täter-Dialogen in der Regel nur das 
Opfer und der Täter mit den Vermittlern treffen, 
nehmen an restaurativen Konferenzen mehr Per-
sonen teil – insbesondere Angehörige und Unter-
stützungspersonen beider Parteien, womit auch 
ihnen die Chance zur Aufarbeitung gegeben wird. 
Zudem gibt es restaurative Dialoge, in denen nicht 
direkt miteinander verbundene Opfer und Täter 
zusammenkommen, um über ihre Erfahrungen zu 
sprechen und die Auswirkungen der Straftat auf ihr 
Leben zu verarbeiten. Dieser Ansatz schafft einen 
Raum für Austausch und Verarbeitung, wenn eine 
direkte Begegnung mit der anderen Partei nicht 
möglich oder ratsam ist. 

Die restaurativen Verfahren müssen jederzeit si-
cher und frei von jeglichen Risiken der Retraumatisie-
rung sein. In einer ersten Phase werden ausgedehnte 
Abklärungen getroffen, um die Risiken abzuwägen 

und zu prüfen, ob sich der Fall für ein restauratives 
Verfahren eignet. Wird ein Fall als geeignet und sicher 
eingestuft, beginnt eine umfangreiche und intensive 
Vorbereitung aller Beteiligten. Diese Vorbereitungs-
phase ist entscheidend für ein positives Ergebnis 
und oft in sich schon hilfreich für die Betroffenen. 
Der Dialog findet erst dann statt, wenn alle Parteien 
dazu bereit sind. Die Rolle der Vermittler während 
der Treffen besteht darin, einen sicheren und res-
pektvollen Raum zu schaffen, der einen offenen und 
wahrheitsgetreuen Austausch ermöglicht. Schliess-
lich steht allen Beteiligten eine Nachbereitungsphase 
offen, die eine weitere Unterstützung (besonders der 
Resozialisierung der Täter) ermöglicht. 

Ein grosses Bedürfnis
In der Schweiz steht die Umsetzung der restaura-
tiven Justiz nach sexuellen Straftaten noch in den 
Anfängen. Wie in anderen Ländern zeigt es sich 
aber, dass gerade nach solchen Straftaten oft ein 
noch grösseres Bedürfnis nach einem restaurativen 
Verfahren besteht. So gehen denn auch die meisten 
Anfragen, die wir beim Schweizer Forum für Res-
taurative Justiz (Swiss RJ Forum) erhalten, auf Fälle 
sexueller Gewalt zurück. Wo sich ein solcher Ansatz 
für die Betroffenen als sicher und hilfreich erweist, 
bieten wir schon jetzt direkte Opfer-Täter-Dialoge 
an. Es sind lange Prozesse, bei denen die intensive 
Betreuung der Beteiligten im Vordergrund steht. 

Vor Beginn der Covid-19-Pandemie standen wir 
zudem mitten in Vorbereitungen für restaurative 
Dialoge zwischen Opfern und Tätern von Sexual-
straftaten ohne direkte Verbindung. Es waren Perso-
nen, bei denen ein direkter Dialog aus unterschied-
lichen Gründen nicht durchführbar war, die aber ein 
restauratives Verfahren wünschten. Leider wurden 
die Vorbereitungen durch die Pandemie unterbro-
chen. Die Durchführung von solchen restaurativen 
Dialogen ist nun für 2022 angedacht. Das Bedürfnis 
von Seiten der Betroffenen ist da, wie die Äusserung 
eines Opfers belegt: «Mein grösstes Bedürfnis wäre, 
den Täter treffen zu können, der mich vor so vielen 
Jahren sexuell missbraucht hat. Das Schlimmste für 
mich ist, dass ich ihn nie gekannt habe und ihn nie-
mals konfrontieren kann und fragen, warum er es 
getan hat. Ich hoffe, in der Gruppe Antworten auf 
meine Fragen zu erhalten.»
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Die Fachpsychologin Monika Egli-
Alge ist Geschäftsführerin von fo-
rio und behandelt seit 2006 Men-
schen mit pädophilen Neigungen.
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Sexuelle Übergriffe an 
Kindern verhindern
Hilfsangebot des Präventionsnetzwerks Kein Täter werden

Während im Fokus der neuen Empfehlung des Europarates die Verringerung 
des Rückfallrisikos von Sexualstraftätern steht, verfolgt das Präventions-
netzwerk Kein Täter werden das primäre Ziel, dass pädosexuelle Straftaten 
gar nicht erst begangen werden. Es bietet Menschen, die sich sexuell zu 
Kindern hingezogen fühlen, an vier Standorten in der Schweiz eine kostenlose 
therapeutische Hilfe unter Schweigepflicht an, um sexuelle Übergriffe und den 
Konsum von Missbrauchsabbildungen zu verhindern. 

In seinem Bericht vom 11. September 2020 über 
Präventionsangebote für Personen mit sexuellen 
Interessen an Kindern hat der Bundesrat empfoh-
len, die verschiedenen Angebote aufeinander ab-
zustimmen und zu koordinieren. Im Sinne dieser 
Empfehlung gründeten die Universitären Psychia-
trischen Kliniken Basel, forio Frauenfeld, die Genfer 
Universitätsspitäler (HUG) und die Psychiatrische 
Universitätsklinik Zürich am 10. Juni 2021 das Prä-
ventionsnetzwerk Kein Täter werden. Seither tref-
fen sich Vertreter der Leitungen dieser vier Zent-
ren regelmässig, um «die Behandlungsangebote 
zu koordinieren und hohe Qualitätsstandards zu 
gewährleisten», erklärt Monika Egli-Alge, die Ge-
schäftsführerin von forio. Zu diesen Standards 
gehört namentlich eine ausgewiesene Qualifika-
tion der Therapeutinnen und Therapeuten, die 
insbesondere Kenntnisse und Fertigkeiten in der 
Diagnostik und Therapie sexueller Störungen ein-
schliesst. 

Daneben klärt das Präventionsnetzwerk recht-
liche Fragen, die sich etwa im Zusammenhang mit 
der Gewährleistung der Anonymität der Betroffenen 
stellen. Sämtliche Informationen und Daten sind 
durch die ärztliche Schweigepflicht geschützt; sie 
werden in anonymisierter Form gespeichert und zu 
Forschungszwecken sowie zur Qualitätssicherung 
ausgewertet. Zudem fördert das Präventionsnetz-
werk die Diskussion über die wissenschaftlichen 
Grundlagen und neue Theorien, zum Beispiel über 
die Entstehung und Behandlung der sexuellen Aus-
richtung auf das kindliche und jugendliche Körper-
schema (Pädophilie und Hebephilie) sowie über die 
Diagnostik. Dieser Austausch stellt laut Monika Eg-
li-Alge sicher, «dass alle Mitglieder des Netzwerks 
auf dem neuesten Stand sind und eine gemeinsa-
me Haltung zu neuen Theorien festlegen können».

Wissen verbreiten
Enorm wichtig ist die Verbreitung von Wissen, und 
zwar nicht nur im Rahmen der Aus- und Weiterbil-
dung der Therapeutinnen und Therapeuten, betont 
Monika Egli-Alge. «Die Öffentlichkeitsarbeit und Sen-
sibilisierung der Gesellschaft sind eine permanente 
Aufgabe.» Auf einschlägiges Wissen sind neben den 
Betroffenen auch ihre Angehörigen und ihr weiteres 
soziales Umfeld angewiesen. Besonders die schlag-
zeilenträchtigen Fälle von sexuellem Kindesmiss-
brauch veranlassen die Betroffenen, Kontakt aufzu-
nehmen und sich über ihre sexuelle Präferenz und 
das Behandlungsangebot zu informieren, weiss die 
Fachpsychologin, die seit 2006 Menschen mit pädo-
philen Neigungen behandelt. Auf der Website des 
Netzwerks finden sie alle wichtigen Informationen 
und bei weiteren Fragen können sie sich telefonisch 
oder per E-Mail an eines der vier Zentren wenden. 

Auch die Klärung von Details entscheidet darü-
ber, ob sich die Betroffenen auf das Behandlungsan-
gebot einlassen. «Aufgrund ihrer gesellschaftlichen 
Stigmatisierung erwarten sie eine hohe Diskretion 
und informieren sich in der Regel vor einer Kontakt-
aufnahme im Internet, wo sich das Zentrum befindet 
und ob sie beim Eintritt ins Gebäude gesehen werden 
könnten», sagt Monika Egli-Alge. «Sie wollen auch wis-
sen, ob sie alleine im Wartezimmer sind und ob sie 
allenfalls befürchten müssen, als Pädophiler identi-
fiziert zu werden.» Die Zentren müssen sie bei ihrem 
ersten Schritt unterstützen. Dabei vermeiden sie jeg-
liche weitere Stigmatisierung, vertreten aber eine 
klare Position gegen sexuell übergriffiges Verhalten.

Enge Zusammenarbeit 
Vorbild des neuen Präventionsnetzwerks ist das vor 
zehn Jahren gegründete deutsche Präventionsnetz-
werk Kein Täter werden, das dem Schweizer Partner 

«Aufgrund ihrer 
gesellschaftli-
chen Stigmatisie-
rung erwarten 
die Betroffenen 
eine hohe Dis-
kretion»
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«Die Betroffenen 
wenden sich lie-
ber an ausgewie-
sene Experten, 
die sich auch ge-
trauen, deren se-
xuelle Präferenz 
und sexuellen 
Wünsche ohne 
Umschweife klar 
anzusprechen»

seine Website zur Verfügung gestellt hat. Sie muss-
te lediglich punktuell – namentlich bezüglich der 
rechtlichen Rahmenbedingungen – an die Schwei-
zer Verhältnisse angepasst werden. Die Schweizer 
Experten arbeiten bereits seit Jahren eng mit dem 
deutschen Präventionsnetzwerk zusammen und ge-
hören auch dessen Beirat an. Monika Egli-Alge weist 
insbesondere auf die Koordination in der Forschung 
hin: «Wir erfassen die mit dem Einverständnis der 
Betroffenen erhobenen und völlig anonymisierten 
Daten nach den genau gleichen Kriterien, damit 
sie vergleichbar sind und für Studien genutzt wer-
den können».

Noch sind die Informationen auf der Website 
ausschliesslich auf Deutsch abrufbar, doch sie sol-
len schon bald auch auf Französisch und Italienisch 
verfügbar sein. Geplant ist auch ein «zügiger Aus-
bau des Präventionsnetzwerks, doch zuvor müssen 
die – in den Grundzügen ausgearbeiteten – Quali-
tätsstandards verabschiedet und für die Mitglie-
der verbindlich festgelegt werden», stellt Monika 
Egli-Alge klar. Dass die vier bestehenden Zentren 
für gewisse Betroffene weit entfernt liegen, muss 
sich nicht immer als Hindernis erweisen. «Es kann 
manchmal auch ein Vorteil sein, für die Behandlung 
in einen anderen Kanton fahren zu müssen, weil die 
räumliche Distanz zusätzliche Anonymität bietet», 
gibt sie zu bedenken.

Beratungsangebote
Neben den Behandlungsangeboten der vier Zentren 
stehen den Betroffenen in der Westschweiz und im 
Tessin auch unentgeltliche Beratungsangebote zur 
Verfügung. Die beiden Vereine DIS NO und io-NO! 
sind wichtige Kooperationspartner des Präventions-
netzwerks. Sie bieten auf ihrer Website einschlägi-
ge Informationen an, beraten Betroffene über eine 
Helpline und weisen sie bei Bedarf zur Behandlung 
an Fachleute weiter. Dies erweist sich oft als schwie-
rig, da viele Therapeutinnen und Therapeuten nicht 
über das spezifische Fachwissen für die Behandlung 
von Personen mit sexuellen Interessen an Kindern 
verfügen und oft deutliche Ressentiments gegen 
diese Personen haben. «Die Betroffenen wenden 
sich ihrerseits lieber an ausgewiesene Experten, 
die sich auch getrauen, deren sexuelle Präferenz 
und sexuelle Wünsche ohne Umschweife klar an-
zusprechen», stellt Monika Egli-Alge fest. Für die 
Mitarbeitenden der beiden Vereine ist es daher 
wichtig, gut mit den vier Zentren vernetzt zu sein.

Nur die Hälfte der Täter sind pädophil
Da falsche Vorstellungen über Pädophilie und Vor-
behalte gegenüber Menschen mit dieser sexuellen 
Neigung auch unter Fachleuten weit verbreitet sind, 

«gehören Personen mit sexuellen Interessen an Kin-
dern zu den gesellschaftlich am meisten stigmati-
sierten Personengruppen», heisst es im Bericht des 
Bundesrates. Doch nicht alle Menschen mit einer 
pädophilen Neigung begehen sexuelle Handlungen 
mit Kindern, und nicht alle Menschen, die sexuelle 
Handlungen mit Kindern begehen, sind pädophil. 
«Gemäss den übereinstimmenden Erkenntnissen 
verschiedener Studien begehen nur 50 Prozent der 
Personen mit einer sexuellen Ansprechbarkeit auf 
das kindliche Körperschema Delikte an Kindern», 
unterstreicht Monika Egli-Alge. «Und nur die Hälf-
te der Täter sind pädophil, die andere Hälfte sind 
sog. Ersatztäter, die aus Ersatzmotiven – zum Bei-
spiel aus Sadismus oder aus Rache an der Mutter 
– handeln.»

Bewältigungsstrategien entwickeln
Das Angebot des Präventionsnetzwerks richtet 
sich an Menschen, die aus eigener Motivation und 
ohne juristische Auflagen therapeutische Hilfe in 
Anspruch nehmen wollen. Voraussetzung für eine 
erfolgreiche Therapie sind vor allem Offenheit, eine 
regelmässige Mitarbeit sowie der Wille, keine se-
xuellen Übergriffe zu begehen und Missbrauchsab-
bildungen zu konsumieren. Die Betroffenen leiden 
unter Stress und niedriger Lebenszufriedenheit, 
auch weil sie ihre Sexualität nicht ausleben können, 
erklärt Monika Egli-Alge. «Wegen der gesellschaft-
lichen Stigmatisierung können sie mit niemandem 
über ihre sexuelle Präferenz reden, was weitere psy-
chische Probleme wie Depressionen und Isolation 
zur Folge hat. Sie müssen Bewältigungsstrategien 
entwickeln. Sie müssen sich namentlich klar werden, 
wie sie mit ihrer Sexualität umgehen, die sie nicht 
ausleben können.» Denn gemäss einer deutlichen 
Mehrheitsmeinung der Wissenschaft, die auch das 
Präventionsnetzwerk dezidiert vertritt, ist Pädo-
philie unheilbar und unveränderbar. Das sexuelle 
Verhalten ist jedoch steuerbar.

Die Betroffenen abholen
Eine erste Beratung und Information über den Ab-
lauf der Behandlung erfolgt am Telefon, «dann wird 
sehr schnell ein Termin in einem Zentrum verein-
bart, um den Betroffenen die Behandlung besser er-
klären zu können und sie abzuholen», unterstreicht 
Monika Egli-Alge. In der Phase der Diagnostik wird 
in Gesprächen und mit Fragebogen eine ausführ-
liche Sexualanamnese aufgenommen und abge-
klärt, ob die betroffene Person pädophil ist – was 
meistens der Fall ist. Die einheitliche Diagnostik in 
allen Zentren ermöglicht es, zusammen mit der 
kontinuierlichen Evaluation der Therapie die Prä-
ventionsarbeit zu optimieren.
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Menschen mit sexuellen Interessen 
an Kindern müssen Bewältigungs-
strategien entwickeln. Sie müssen 
sich namentlich klar werden, wie sie 
mit ihrer Sexualität umgehen, die sie 
nicht ausleben können. Foto: forio

Fokus: Sexualstraftäter

Weiterhin deliktfrei leben
Zum Abschluss dieser rund zehn Sitzungen dauern-
den Diagnostikphase wird ein Therapieplan erstellt, 
sofern die betroffene Person weiter an sich arbei-
ten will. Die Therapie wird wöchentlich in Gruppen 
durchgeführt, falls angezeigt auch als Einzelthera-
pie. Die Gruppentherapie hat verschiedene Vor-
teile, führt Monika Egli-Alge aus: «Die Betroffenen 
merken, dass sie nicht alleine sind, es gibt mehr sog. 
Übertragungsebenen, da immer eine Therapeutin 
und ein Therapeut die Sitzungen leiten, es kommt 
ein viel dynamischerer Prozess in Gang und bei Ba-
gatellisierungsversuchen reagieren beispielsweise 
die anderen Betroffenen viel schärfer und direkter 
als die Therapeuten». Das Ziel der Behandlung be-
steht darin, die Akzeptanz der sexuellen Ansprech-
barkeit auf das kindliche Körperschema zu fördern 
sowie die Einsicht, dass diese sexuelle Präferenz 
unveränderbar ist. Ein weiteres Ziel ist die Bewälti-
gung dieser Erkenntnis und die Ausarbeitung von 
Strategien zur Kontrolle des sexuellen Verlangens. 
Und das übergeordnete Ziel ist, weiterhin delikt-
frei zu leben. (gal)

Links

Betroffene Personen sowie weitere Interessierte finden 
umfangreiche Informationen auf den Websites folgender 
Vereine und Zentren:
	• Präventionsnetzwerk Kein Täter werden:  

www.kein-taeter-werden.ch
	• Universitäre Psychiatrische Kliniken Basel:  

www.upk.ch 
	• forio AG:  

www.keinmissbrauch.ch
	• Hôpitaux Universitaires de Genève:  

www.hug.ch 
	• Psychiatrische Universitätsklinik Zürich:  

www.pukzh.ch
	• Association DIS NO:  

www.disno.ch
	• Associazione io NO!:  

www.io-no.ch

«Pädophilie ist 
unheilbar und 
unveränderbar. 
Das sexuelle Ver-
halten ist jedoch 
steuerbar»

http://www.kein-taeter-werden.ch
https://www.upk.ch/erwachsene/hilfe-bei/problematischen-sexuellen-neigungen.html
http://www.keinmissbrauch.ch
https://www.hug.ch/specialites-psychiatriques/consultation-specialisee-de-sexologie 
https://www.pukzh.ch/aktuelles/?newsId=6413A147-5056-804E-04CE686C3333CBAF 
http://www.disno.ch
http://www.io-no.ch
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Fünf Fragen an Babara Looser Kägi
 
«Es ist mir ein grosses Anliegen, die Bedeutung des offenen 
Vollzugs weiter zu stärken»

Barbara Looser Kägi ist seit dem 1. Mai 2021 Direktorin der Strafanstalt Saxerriet. Die 
Juristin arbeitete zunächst 13 Jahre bei der St. Galler Staatsanwaltschaft und leitete 
anschliessend zwei Jahre die Fachdienste der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde 
des Kantons Appenzell Ausserrhoden. Von 2017 bis 2018 war sie als Vollzugsleiterin 
und dann als stellvertretende Direktorin im Saxerriet tätig, von 2018 bis 2021 leitete 
sie das Amt für Justizvollzug des Kantons St. Gallen.

#prison-info: Was hat Sie bewogen, an Ihre 
frühere Wirkungsstätte im Saxerriet zu-
rückzukehren?
Barbara Looser Kägi: Die Arbeit als stellver-
tretende Direktorin im Saxerriet hat mir 
immer sehr gut gefallen und ich habe des-
halb bereits mit einem «weinenden Auge» 
die Stelle der Amtsleitung übernommen. Die 
Arbeit als Amtsleiterin war zwar sehr span-
nend und herausfordernd, jedoch hat mir 
der direkte Kontakt zu den Menschen sehr 
gefehlt. Ein Grossteil der Arbeit der Amts-
leitung besteht im Verfassen von diversen 
Schriften und findet im Büro vor dem PC 
statt. In meiner neuen Funktion als Direk-
torin bin ich täglich mit verschiedensten 
Menschen (Mitarbeitende, Insassen, Kun-
den) im Kontakt und muss oft schnelle und 
pragmatische Entscheidungen treffen. Diese 
Arbeitsweise macht mir grosse Freude und 
liegt mir. Zudem ist die Arbeit im Saxerriet 
sehr abwechslungsreich. Eine Strafanstalt zu 
führen ist wohl vergleichbar mit dem Führen 
eines KMUs. Ich bin überzeugt, dass ich nun 
am richtigen Ort bin.

Ihr Vorgänger Martin Vinzens hat grosse 
Fussstapfen hinterlassen. Wie gehen Sie 
mit dieser Herausforderung um?
Ich sehe die Nachfolge von Martin Vinzens 
als Direktorin der Strafanstalt Saxerriet mehr 
als Chance denn als Herausforderung. Mein 
Vorgänger hat sich immer sehr stark für den 

offenen Strafvollzug eingesetzt und in die-
sem Bereich viele Innovationen eingeführt. 
Zudem hat er mit seiner Haltung auch die 
Strafanstalt Saxerriet geprägt. Das Saxerriet 
und seine Mitarbeitenden sind auch deshalb 
gegenüber Neuerungen grundsätzlich offen 
eingestellt. Dies macht es für mich einfa-
cher, neue Formen der Vollzugsarbeit – wie 
beispielsweise die Arbeit mit Angehörigen 
– einzuführen und gleichzeitig bereits be-
stehende Programme – wie beispielsweise 
die Wiedergutmachungsarbeit – noch wei-
ter auszubauen. 

Welche Schwerpunkte wollen Sie in Ihrer 
Tätigkeit als Direktorin setzen?
Es ist mir ein grosses Anliegen, die Bedeu-
tung des offenen Vollzugs weiter zu stär-
ken. Es ist meiner Meinung nach wichtig, 
dass Insassen möglichst frühzeitig – sofern 
die Risikoabwägung es zulässt – in den 
offenen Vollzug versetzt werden. Ich bin 
überzeugt, dass gelungene Resozialisie-
rung genügend Zeit und Übungsfelder im 
offenen Rahmen benötigt. Innerhalb des 
Saxerriets möchte ich einerseits unsere 
Qualitätsmerkmale – intensive Vollzugs-
arbeit, Wiedergutmachungsprogramm, 
qualifizierte Arbeitsplätze mit vielfältigen 
Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten für 
die Insassen, nachhaltige Landwirtschaft – 
bewahren und ausbauen. Zudem möchte 
ich jedoch auch neue Wege – wie beispiels-

weise den Ausbau der Angehörigenarbeit 
– beschreiten. 

Als Vorstandsmitglied des Vereins «Pers-
pektive» liegt Ihnen die Beziehung zu den 
Angehörigen am Herzen. Weshalb erachten 
sie dies als besonders wichtig?
Einerseits bin ich überzeugt davon, dass sta-
bile, funktionierende Beziehungen für die 
Insassen eine äusserst wichtige Ressource 
für die spätere Bewährung darstellen und 
es deshalb wichtig ist, diese Beziehungen 
auch während dem Vollzug zu pflegen und 
zu stärken. Andererseits ist es mir wichtig, 
dass Angehörige nicht nur als Ressource 
wahrgenommen werden. Angehörige, insbe-
sondere Kinder, haben Rechte, und ich sehe 
es als Pflicht der Vollzugsanstalten, die Aus-
übung dieser Rechte zu ermöglichen.

Inwiefern kommen Ihnen an der Front Ihre 
Erfahrungen als Amtsleiterin zugute?
Als Amtsleiterin konnte ich das Amt für Jus-
tizvollzug des Kantons St.Gallen als Ganzes 
kennen lernen und in viele Verwaltungs-
prozesse Einblick gewinnen. Dies hilft mir 
nun bei der Umsetzung von Vorgaben und 
ist überdies dienlich dabei, eigene Vorhaben 
möglichst Erfolg versprechend umzuset-
zen. Zudem durfte ich in meiner früheren 
Aufgabe viele Beziehungen knüpfen, die 
ich nun auch als Direktorin als unterstüt-
zend erlebe.
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Die Justizvollzugsanstalt Hindelbank steht «für einen 
adäquaten Freiheitsentzug, der den heutigen Anforde-
rungen entspricht». Foto: Peter Schulthess, 2019

Straf- und Massnahmenvollzug

«Hindelbank hat eine beeindruckende 
Entwicklung durchgemacht»
Festakt zum Doppeljubiläum 

Am Festakt zum Jubiläum 300 Jahre Schloss 
Hindelbank und 125 Jahre Nutzung als An-
stalt haben Bundesrätin Karin Keller-Sutter, 
die Zürcher Regierungspräsidentin Jacque-
line Fehr und der Berner Sicherheitsdirektor 
Philippe Müller die Entwicklung und die 
Rolle der JVA Hindelbank für den Schweizer 
Strafvollzug gewürdigt. Sie bedankten sich 
beim Personal für dessen wichtige und an-
spruchsvolle Arbeit.

«Hier werden im geschlossen und im offenen 
Vollzug strafrechtlich verurteilte Frauen aus 
der ganzen Schweiz betreut und darauf vor-
bereitet, sich nach der Verbüssung der Strafe 
wieder in die Gesellschaft zu integrieren», 
sagte Bundesrätin Karin Keller-Sutter am  
5. November 2021 am Festakt in Hindelbank. 
Die Justizvollzugsanstalt stehe «für einen 
adäquaten Freiheitsentzug, der den heuti-
gen Anforderungen entspricht». Bundesrä-
tin Keller-Sutter ging auch auf das «dunkle 
und lange Kapitel der Schweizer Sozialge-
schichte» der administrativen Versorgungen 

ein. Diese Praxis ermöglichte es, Frauen und 
Männer bis 1981 ohne Prozess und Urteil in 
eine Anstalt einzuweisen. Die in Hindelbank 
administrativ versorgten Frauen und Mäd-
chen lebten Seite an Seite mit verurteilten 
Straftäterinnen. 

Ein zivilisatorischer Fortschritt
Die Vorsteherin des Eidgenössischen Justiz- 
und Polizeidepartements (EJPD) erinnerte 
daran, dass vor elf Jahren ihre Vorgängerin 
Eveline Widmer-Schlumpf in Hindelbank die 
Opfer von fürsorgerischen Zwangsmassnah-
men im Namen des Bundes um Entschuldi-
gung für das unermessliche Leid gebeten hat. 
Die Zürcher Regierungspräsidentin Jacque-
line Fehr bezeichnete die offizielle Entschul-
digung als «unglaublich wichtig» und als 
einen «Moment ganz grosser Emotion». «Es 
ist ein wichtiger zivilisatorischer Fortschritt, 
dass wir uns diesem Teil der Vergangenheit 
gestellt und dass wir uns bei den Opfern ent-
schuldigt haben». 

«Hindelbank hat eine beeindruckende 
Entwicklung durchgemacht», stellte die Zür-
cher Justizdirektorin in ihrer Rede fest. Man 
gehe hier ernsthaft, transparent und kritisch 
mit der eigenen Vergangenheit um. Die JVA 
habe diesen Teil ihrer Geschichte aus Anlass 
ihres Jubiläums zusammen mit dem Verein 
«Projekt Hindelbank» in Form eines Buches 
(siehe Seite 31) und einer Ausstellung auf-
gearbeitet und damit einen wichtigen Bei-
trag gegen das Vergessen geleistet. Zugleich 
gab die Zürcher Justizdirektorin zu beden-
ken, dass die Grundfragen von damals, wie 
die Mehrheitsgesellschaft mit Minderheiten 
umgehe und wie sie auf Normverletzungen 
und Verstösse gegen die gesellschaftlichen 
Konventionen reagiere, nicht verschwunden 
seien, sondern aktuell blieben.

Wiedereingliederung nützt allen
Der Vorsteher der Berner Sicherheitsdirek-
tion, Regierungsrat Philippe Müller, wies in 
seiner Ansprache auf die vielfältigen Biogra-
fien der heute eingewiesenen Frauen hin, die 
oftmals, bevor sie zu Täterinnen geworden 
sind, selbst Übergriffe und Gewalt erfahren 
haben. Er betonte, dass die Interventionsstel-
le gegen häusliche Gewalt in seiner Direktion 
die Aufgabe habe, solche Gewaltspiralen früh 
zu erkennen und zu stoppen. Mit Blick auf 
die laufenden Erneuerungsarbeiten an der 
bestehenden Infrastruktur der JVA und die 
Einrichtung einer neuen Aussenwohngrup-
pe für zwölf Frauen in Hindelbank fügte Phi-
lippe Müller hinzu: «Neben dem wichtigen 
Beitrag für die öffentliche Sicherheit ist es 
die Arbeit der Resozialisierung, in die wir als 
Gesellschaft investieren». Gelinge die Wie-
dereingliederung, komme dies allen zugute, 
betonte Regierungsrat Müller. (Red.)
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Desolate Infrastruktur, ungesunde Enge: 
Blick in die Näherei (um 1928)…

Straf- und Massnahmenvollzug

Vom Schloss zur Anstalt
Ein Buch zur wechselhaften Geschichte der heutigen JVA Hindelbank

Aus Anlass des Doppeljubiläums 300 Jahre 
Schloss Hindelbank und 125 Jahre Nutzung 
als Anstalt zeichnet das Buch Hindelbank. 
Das Schloss. Die Anstalt. Das Dorf – 1721 bis 
heute die Geschichte des Schlosses und der 
Anstalt nach. Zudem bietet es mit Text- und 
Bildreportagen einen vielseitigen Einblick 
in den Alltag eines modernen, humanisti-
schen Werten verpflichteten Justizvollzugs.

Das 1721 von Hieroymus von Erlach erbaute 
Schloss Hindelbank gilt als eines der präch-
tigsten Barockbauwerke im Kanton Bern. 
1866 wurde es vom Kanton Bern gekauft 
und vorerst als Armenverpflegungsanstalt 
genutzt. Seit 125 Jahren dient es als Anstalt 
für Frauen – zunächst als Arbeits- und dann 
als Strafanstalt. Der «gesellschaftliche Sturz 
des noblen Schlosses Hindelbank» von den 
höchsten Sphären des bernischen Patriziats 
zu den alleruntersten sozialen Schichten und 
dann zum Ort des Strafvollzugs an Frauen 
ist «einzigartig», heisst es im Buch. Die Um-
wandlung hatte zwar den Verlust der beweg-
lichen Ausstattung zur Folge, bewahrte aber 
durch ihre auf spartanische Sparsamkeit aus-
gerichteten Baumassnahmen das Bauwerk 
in seiner Grundstruktur.

Eine Schicksalsgemeinschaft
Von 1866 bis 1895 betrieb der Kanton Bern 
im Schloss Hindelbank eine Notarmenver-
pflegungsanstalt. Die ursprünglich für ge-

brechliche Frauen gegründete Institution 
«verkam zum multifunktionalen Auffang-
becken» und war zugleich «Spital, Irrenhaus 
und Disziplinaranstalt». Neben Armut und 
Krankheit führten vielfältige Gründe Frau-
en unfreiwillig in die Anstalt. «Alle einte das 
Schicksal, auf behördliche oder zuweilen fa-
miliäre Anweisung platziert worden zu sein.» 
Folgerichtig ist die Anstaltsgeschichte neu 
zu schreiben: Auch die während drei Jahr-
zehnten verpflegten Frauen waren Insas-
sinnen, im Grunde administrativ Versorgte 
avant la lettre.

Ein dauerhaftes Provisorium
1896 eröffnete der Kanton Bern im Schloss 
Hindelbank die «Zwangsarbeitsanstalt für 
Weiber», wo Frauen aufgrund von «Müssig-
gang», «Arbeitsscheu» oder «liederlichem Le-
benswandel» administrativ versorgt wurden. 
Ab 1911 wurden auch strafrechtlich verurteil-
te Frauen in die Anstalt eingewiesen. Eine 
räumliche Trennung der beiden Kategorien 
von Insassinnen «war lange nicht möglich, 
später nicht mehr beabsichtigt». Die anfäng-
lich als Übergangslösung gedachte Zusam-
menlegung dauerte bis zur Aufhebung der 
administrativen Versorgung im Jahr 1981.

Späte Reformen
Bis zu Beginn der 1960er Jahre war der Straf- 
und Massnahmenvollzug in Hindelbank 
durch eine desolate Infrastruktur, eine un-
gesunde Enge und monotone Tagesabläufe 
unter der Aufsicht eines wenig professionel-
len Personals geprägt. Während Jahrzehnten 
investierte der Kanton Bern kaum in die An-
stalt. Die Vernachlässigung des Justizvollzugs 
an Frauen führte auch dazu, dass Reformen 
in der Arbeits- und Freizeitbeschäftigung so-
wie der Aus- und Weiterbildung erst zöger-
lich ab den 1950er Jahren umgesetzt wurden.

Die Neubauten der frühen 1960er Jah-
re ermöglichten die Einführung eines ganz 
anderen Regimes mit Einzelzellen, separaten 
Speisesälen und Arbeitsateliers sowie einem 
vielseitigeren Freizeitprogramm und verbes-
serten stark die Hygienebedingungen. Den 
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… und in einen Schlafsaal (um 1958). 

Unterwegs in eine bessere Zukunft: Die Insassinnen ziehen in die Neubauten um. Fotos: Archiv JVA Hindelbank

Straf- und Massnahmenvollzug

Literatur

Hindelbank. Das Schloss.  Die Anstalt .  
Das Dorf – 1721 bis heute. Sinwel Verlag, Bern, 
2021.

neuen Herausforderungen – Substanzabhän-
gigkeiten, jüngere Klientel mit unterschiedli-
chen sozialen Hintergründen, Zunahme von 
ausländischen Insassinnen – begegnete die 
Direktion mit dem Ausbau der Therapiean-
gebote und einer verstärkten individuellen 
Betreuung.

Fremde Nachbarn
Das Buch beleuchtet auch die Beziehung 
zwischen dem Dorf und der Justizvollzugs-
anstalt. Gestützt auf Interviews mit der Dorf-
bevölkerung und Insassinnen, die im Rahmen 
eines Forschungsseminars der Universität 
Bern geführt worden sind, zieht es das Fa-
zit, dass diese Beziehung ambivalent ist und 
sich im «Spannungsfeld zwischen Nachbar-
schaft und Fremdheit, Zugehörigkeit und 
Trennung» bewegt. In den Interviews kom-
men auch deutliche geschlechterspezifische 
Stereotype zum Ausdruck. Die interviewten 
Personen neigen dazu, die Taten der Frauen 
zu verharmlosen und trauen ihnen weniger 
Delikte und Gewalt als den Männern zu. Sie 
nehmen an, dass sich Frauen von Emotionen 
leiten und durch prekäre Lebensumstände zu 
Straftaten verleiten lassen. So entsteht der 
Eindruck, Frauen seien «weniger schuldig» 
als Männer, was dazu führt, dass sie mehr 
Mitgefühl bekommen: «Allgemein scheint 
der Anblick von Frauen hinter Gittern mehr 
Solidarität hervorzurufen». (gal)
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Annette Keller ist seit 2011 Direk-
torin der Justizvollzugsanstalt 
Hindelbank.
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Eine gute Beziehung der inhaftierten 
Mütter zu ihren Kindern fördern
Entscheidend sind die Kontaktmöglichkeiten

Inhaftierte Mütter leiden stark unter der 
Trennung von ihren Kindern. Eine gute Be-
ziehung zu ihren Kindern hilft ihnen nicht 
nur, die Haftzeit besser zu überstehen, son-
dern motiviert sie auch zu einem straffreien 
Leben. Entscheidend ist, welche Kontakt-
möglichkeiten ihnen zur Verfügung stehen, 
betont Annette Keller, Direktorin der Justiz-
vollzugsanstalt Hindelbank.

#prison-info: Rund zwei Drittel der Frauen 
im Freiheitsentzug sind Mütter. Was ge-
schieht mit den Kindern, wenn eine Mutter 
inhaftiert wird?
Annette Keller: Wenn ein Vater inhaftiert 
wird, bleiben die Kinder meistens bei der 
Mutter. Wird hingegen eine Mutter inhaf-
tiert, müssen die Kinder oft bei Verwand-
ten, bei einer Pflegefamilie oder in einem 
Heim untergebracht werden. Denn vor der 
Inhaftierung sind die meisten Mütter – wie 
allgemein auch heute noch in der Gesell-
schaft – überwiegend für die Kinderbetreu-
ung verantwortlich, während die Väter oft 
auswärts arbeiten, abwesend sind oder nur 
eine Nebenrolle spielen. Die Inhaftierung der 
Mutter verursacht daher meistens tiefe Risse 
in den Familienbeziehungen.

Welche Folgen hat dieses einschneidende 
Ereignis für die Mütter?
Im Freiheitsentzug ist für die Mütter der 
Kontakt mit der vertrauten Aussenwelt er-
schwert. Sie unterliegen klaren Regeln, sind 
in einer festen Tagesstruktur eingebunden 
und daher in ihrer Selbstständigkeit stark 
eingeschränkt. Dies führt zu einer Span-
nung zwischen der Identität innerhalb und 
ausserhalb der Anstalt und hat emotionale 
Auswirkungen auf das Selbstbild als Mutter. 
Denn sie kann in der Haft nicht dem eigenen 
und dem gesellschaftlich festgelegten Bild 
der Mutterrolle bei der Erziehung und Ver-
sorgung der Kinder entsprechen. Dies führt 
wiederum zu einem äusserst belastenden 
Rollenkonflikt.

Wie äussert sich diese Belastung?
Die Trennung von ihren Kindern löst bei den 
inhaftierten Müttern eine grosse innere Be-
lastung aus, da sie weiterhin die eigenen und 
gesellschaftlichen Erwartungen an die Mut-
terrolle zu erfüllen versuchen. Sie bemühen 
sich, die Bindung zum Kind zu pflegen und 
weiterhin ihre Erziehungsaufgabe wahrzu-

nehmen. Doch die Inhaftierung bewirkt bei 
den Müttern einen Verlust an Ressourcen, 
ihnen stehen weniger Kompetenzen und 
Handlungsmöglichkeiten zur Verfügung. 
Der Stress der Mütter resultiert also aus dem 
Ungleichgewicht zwischen den schwierigen 
Anforderungen und ihren reduzierten Res-
sourcen und Möglichkeiten.

Wie bewältigen die Mütter die Trennung 
von ihren Kindern?
Wie die Mütter den Trennungsstress be-
wältigen, ist bisher kaum erforscht worden. 
Aufschlussreiche Erkenntnisse verdanken 
wir drei Studentinnen der Universität Frei-
burg, die in ihrer Bachelorarbeit die Bewäl-
tigungsstrategien inhaftierter Mütter in 
Hindelbank untersucht haben. Gestützt 
auf Interviews und weiteren Daten haben 
sie vier Typen von Müttern erarbeitet: die 
Entlastete, die Kämpferin, die Unterstützte 
und die Resignierte. 

Was kennzeichnet den ersten Typus, die 
Entlastete? 
Die Entlastete hat Gewalt- und Missbrauchs-
erfahrungen gemacht und früh mit dem 
Drogenkonsum begonnen. Sie wurde jung 
Mutter und konnte sich aufgrund der Le-
bensumstände schon vor der Haft nicht um 
ihre Kinder kümmern. Sie sieht die Haft und 
Therapie als Chance, ihr Leben in den Griff 
zu bekommen. Es wird ihr bewusst, was sie 
verpasst hat. Sie tut deshalb alles, um sich 
weiterzuentwickeln und ihre Mutterrolle 
so gut wie möglich auszufüllen. Dank einer 
guten Beziehung zur Pflegefamilie kann sie 
den Kontakt zu den Kindern wiederherstel-
len oder ausbauen. Die Fortschritte in der 
Haft stärken ihr Selbstvertrauen und er-
lauben es ihr, optimistisch in die Zukunft 
zu schauen. Nach der Entlassung will sie 
stabile Lebensverhältnisse schaffen, selbst-
ständig sein und die Beziehung zu den Kin-
dern ausbauen.
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Eine gute Beziehung zu ihren Kindern hilft den inhaftierten Müttern 
nicht nur, die Haftzeit besser zu überstehen, sondern motiviert sie auch 
zu einem straffreien Leben.� Foto: Yoshiko Kusano

Was ist charakteristisch für die Kämpferin?
Die Kämpferin ist alleinerziehende Mutter 
und war vor der Haft berufstätig sowie fi-
nanziell unabhängig. Wegen ihrer Straftat 
ist ihr Beziehungsnetz zusammengebrochen. 
Sie verzweifelt fast, wenn sie daran denkt, 
was sie damit ihren Kindern angetan hat. Sie 
unternimmt alles, um eine Fremdplatzierung 
zu vermeiden. Sie will trotz aller Einschrän-
kungen im Gefängnis Mutter bleiben. Sie 
versucht durch tägliche Telefonate im All-
tagsleben der Kinder präsent zu sein und die 
Bindung aufrechtzuerhalten. Doch die Haft 

kann die Entfremdung gerade während der 
Pubertät wesentlich verstärken. Deshalb ist 
der persönliche Kontakt im Rahmen von Be-
suchen besonders wichtig. Nach der Entlas-
sung will sie möglichst schnell wieder finan-
ziell unabhängig sein und mit ihren Kindern 
zusammenziehen. 

Was ist typisch für die Unterstützte? 
Die Unterstützte lebte vor der Haft zusam-
men mit ihrem Ehemann und ihren Kindern, 
arbeitete Teilzeit und war die Hauptbezugs-
person für ihre Kinder. Nun muss sie die Ver-

antwortung für die Kinder ihrem Ehemann 
übergeben. Eine gute Beziehung zum Ehe-
mann ist zentral, um den Kontakt mit den 
Kindern aufrechtzuerhalten und so weit als 
möglich an ihrem Leben teilzunehmen. Sie 
leidet sehr unter der Trennung, akzeptiert 
aber die Haft und sieht sie als Verbüssung 
ihrer Straftat. Sie nutzt die Zeit in Haft und 
die Befreiung von familiären Pflichten, um 
sich persönlich zu entwickeln. Sie verhält sich 
sehr kooperativ, um Vollzugslockerungen zu 
erhalten und die Kontakte mit der Familie 
pflegen zu können. Nach der Entlassung will 
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Zahlen und Fakten

	• Am 31. Januar 2021 befanden sich in der Schweiz 
357 Frauen im Freiheitsentzug. Ihr Anteil am 
Insassenbestand betrug 5,7 Prozent. Der konstant 
geringe Frauenanteil schwankte in den letzten 
30 Jahren zwischen 4,7 Prozent und 7,4 Prozent. 

	• Rund zwei Drittel der Frauen im Freiheitsentzug 
sind Mütter. Ihr Anteil variiert je nach Anstalt; 
in der JVA Hindelbank beträgt er zurzeit rund 
60 Prozent.

	• Aufgrund der geringen Anzahl inhaftierter 
Frauen gibt es in der Schweiz nur zwei auf Frauen 
spezialisierte Vollzugsanstalten: in Hindelbank 
BE und in La Tuilière bei Lonay VD. In Dielsdorf 
ZH steht ein auf die Unterbringung von Frauen 
spezialisiertes Gefängnis zur Verfügung. Die 
JVA Grosshof LU und die Strafanstalt Gmünden 
AR führen je eine getrennte Abteilung für den 
Strafvollzug mit Frauen. Im Kanton Tessin, wo 

verurteilte Frauen ihre Strafe im Gefängnis 
La Farera verbüssen, ist die Schaffung einer 
getrennten Abteilung in der Strafanstalt La 
Stampa geplant.

	• Zurzeit fehlen rund 20 Plätze für Frauen im offenen 
und geschlossenen Straf- und Massnahmenvoll-
zug. Die betroffenen Frauen müssen in der Regel 
mehrere Monate in einem Gefängnis auf einen 
geeigneten Platz in einer Strafanstalt warten.

sie wieder zusammen mit ihrem Ehemann 
und ihren Kindern leben. 

Und die Resignierte? 
Die Resignierte ist gemäss dieser Typologie 
Ausländerin und wohnte vor der Haft zusam-
men mit ihren Kindern und weiteren Familien-
angehörigen in ihrem Heimatland. Sie stammt 
aus sehr ärmlichen Verhältnissen und wollte 
durch den Transport von Drogen die Familie 
von Schulden befreien und zum Beispiel das 
Schulgeld für die Kinder zahlen. Sie macht 
sich grosse Sorgen um ihre Kinder und lässt 
sie durch regelmässige Geldüberweisungen 
glauben, sie arbeite in der Schweiz. Sie fühlt 
sich oft hilflos und verzweifelt. Kraft schöpft 
sie namentlich aus den wenigen Telefonaten 
mit ihren Kindern – aus Kostengründen ver-
zichtet sie aber auf häufigere Telefonate. Nach 
der Entlassung will sie wieder zusammen mit 
den Kindern und Familienangehörigen leben. 
Doch ihre finanziellen Zukunftsperspektiven 
sind düster, da sie die Schulden der Familie 
nicht abbauen konnte. Zudem fürchtet sie 
sich wegen der «verlorenen Ware» vor der 
Vergeltung der Drogenhändler.

Wie unterscheiden sich die Bedürfnisse die-
ser vier Typen von Müttern? 
Für die Entlastete ist es wichtig, den Kontakt 
mit der Pflegefamilie oder mit der Beistän-
din zu fördern und die Entlassung gut vor-
zubereiten. Nach der Entlassung muss sie 
eng begleitet werden: Sie hat zwar in der 
Haft eine positive Entwicklung zu ihrem 
Kind entwickelt, kann aber in vielen Fäl-
len realistischerweise nicht sofort die volle 
Verantwortung für ihr Kind übernehmen. 
Für die Kämpferin ist es entscheidend, die 
Zahl der Besuche zu erhöhen und sie bei 

der Ausübung ihrer Mutterrolle zu unter-
stützen. Für die Unterstützte steht die Auf-
rechterhaltung einer guten Beziehung zum 
Ehemann und Vater im Vordergrund. Da 
sie als inhaftierte Mutter bei Auseinander-
setzungen eine relativ schwache Position 
hat, braucht sie eine psychologische oder 
allenfalls eine rechtliche Begleitung. Für die 
Resignierte sind das kostengünstige Kom-
munizieren mit den Kindern, eine psycho-
soziale Begleitung in ihrer Muttersprache 
sowie die Unterstützung bei Vorbereitung 
ihrer Rückkehr zusammen mit den Behörden 
bzw. mit Hilfsorganisationen ihres Heimat-
landes bedeutsam. Gold wert ist in diesem 
Zusammenhang das Programm Detention, 
die Perspektiven- und Rückkehrberatung des 
Schweizerischen Roten Kreuzes.

Der Kontakt zu den Kindern scheint ein gros-
ses Bedürfnis aller Mütter zu sein. Gibt es 
keine Rabenmütter unter den inhaftierten 
Frauen?
Es gibt zwar auch «Rabenmütter», die sich 
nicht gross um ihre Kinder gekümmert haben 
und es auch während der Haft nicht tun, aber 
es sind seltene Ausnahmen. Bemerkenswert 
ist, dass sich die Entlastete oft erst während 
des Strafvollzugs ihres Mutterseins bewusst 
wird. Denn nun hat nach dem Wegfall des 
Beschaffungsstresses die Sehnsucht Platz in 
ihrem Leben. Die allermeisten inhaftierten 
Mütter leiden sehr unter ihrer Situation, sie 
empfinden die Trennung von ihrem Kind 
als den härtesten Teil der Strafe oder gar als 
die eigentliche Strafe. Eine gute Beziehung 
zu den Kindern hilft den inhaftierten Müt-
tern wesentlich dabei, die Haftzeit besser zu 
überstehen und ihren Willen zu stärken, in 
Zukunft ein straffreies Leben zu führen. Die 

Kinder sind ein wichtiger Schutz vor Rückfäl-
len, dürfen aber nicht für die Rückfallpräven-
tion instrumentalisiert werden! Daher steht 
bei unserer Unterstützung der Mütter stets 
das Wohl des Kindes im Zentrum.

Wie kann im Strafvollzug eine gute 
Beziehung der Mütter zu ihren Kindern ge-
fördert werden?
Entscheidend ist, welche Kontaktmöglich-
keiten ihnen zur Verfügung stehen. In Hin-
delbank können die Mütter während ihrer 
Freizeit vor dem Zelleneinschluss jederzeit 
mit einer Telefonkarte ihre Kinder anrufen. 
Auch die Kinder können einmal pro Woche 
aus eigener Initiative mit ihren Müttern tele-
fonieren. Eine noch ungelöste Schwierigkeit 
sind die hohen Kosten für Gespräche ins 
Ausland. Sehr geschätzt wird die als Folge 
der Corona-Pandemie geschaffene Möglich-
keit, zweimal im Monat über Videotelefo-
nie zu kommunizieren. Besuche der Kinder 
sind dreimal im Monat sowie am Mittwoch-
nachmittag möglich, wobei bei grösseren 
Entfernungen die Besuche auch gebündelt 
werden können. Wir haben neu eine Betreue-
rin mit Erfahrung in der Elternberatung an-
gestellt, die bei der Gestaltung der Besuche 
hilft. Zudem planen wir für nächstes Jahr 
gemeinsame Veranstaltungen von inhaf-
tierten Müttern und ihren Kindern. Neben 
den Telefonaten und Besuchen kommen 
als weitere Kontaktmöglichkeiten der Aus-
gang und Beziehungsurlaube hinzu. Und in 
der Aussenwohngruppe können die Kinder 
das Wochenende und Ferientage mit ihren 
Müttern verbringen. Mit diesem breiten An-
gebot gelingt es uns, nachhaltig eine gute 
Beziehung der Mütter zu ihren Kindern zu 
fördern. (gal)
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Covid-19-Pandemie im Freiheitsentzug: 
Lessons learned
Forschungsprojekt liefert weitere Erkenntnisse über das Krisenmanagement

Eine deutliche Mehrheit der Mitarbeitenden 
von Institutionen des Freiheitsentzugs ist 
der Ansicht, dass ihre Institution in der Co-
vid-19-Pandemie gut funktioniert hat und 
dass die Erfahrungen aus der ersten Welle 
bei der Bewältigung der zweiten Welle hilf-
reich waren und eine schnellere Reaktion 
ermöglicht haben. Neue Daten eines For-
schungsprojekts zeigen zudem auf, inwie-
weit die Eindrücke der Mitarbeitenden und 
der Insassen übereinstimmen und worin sie 
sich unterscheiden.

Melanie Wegel, Sabera Wardak und 
Darleen Jennifer Meyer

Im Jahr 2020 wurden während der ersten 
Welle der Covid-19-Pandemie teilweise dras-
tische Präventionsmassnahmen sowohl in 
der gesamten Bevölkerung als auch im Frei-
heitsentzug umgesetzt, um die Ausbreitung 
dieser Infektionskrankheit zu verhindern und 
die Spitäler zu entlasten. Die Gesellschaft 
stellte sich auf eine Zeit ein, die durch Regeln 
des Social Distancing, Einschränkungen der 
Reise-, Wirtschafts- und Versammlungsfrei-
heit, Hygieneregeln und schliesslich das Tra-
gen von Masken bestimmt war. Nach über 
einem Jahr Leben mit der Pandemie stellte 
sich für die Institutionen des Freiheitsent-
zugs die Frage, welche Erfahrungen daraus 
gezogen werden konnten. Was hat sich be-
währt und was wurde als Belastung emp-
funden? Basierend auf Daten aus dem vom 
Schweizerischen Nationalfonds geförderten 
Forschungsprojekt (siehe #prison-info 2/2020 
und 1/2021) sollen noch einmal die Insassen 
und das Personal in einem Rückblick zu Wort 
kommen.

Die Schweiz steht gut da
Im Vergleich mit dem Freiheitsentzug in an-
deren Ländern hat die Schweiz die Pandemie 
gut gemeistert. Namentlich US-amerikani-
sche Gefängnisse gelten als Coronahotspots: 
Bis Ende November 2021 wurden unter den 
Insassen 440 611 Infektionen und 2663 Todes-
fälle verzeichnet. Ursache dieser drastischen 
Folge der Pandemie ist wahrscheinlich die 
hohe Belegungsrate, welche die Umsetzung 
des Social distancing erschwert. 

Die Belegungsrate in der Schweiz lag hin-
gegen im Gegensatz zu den USA und ande-
ren Ländern in den meisten Institutionen 
bereits vor der Pandemie unter 100 % und 
wurde durch eine veränderte Vollzugspolitik 
weiter reduziert. In der Forschung ist der Be-
griff der «reduktionistischen Kriminalpolitik» 
geprägt worden, womit eine – zumindest 
vorübergehende – Aussetzung des Vollzuges 
kurzer Freiheitsstrafen und von Ersatzfrei-

heitsstrafen gemeint ist. Die Reduzierung 
der Insassenbestände ermöglicht nach ersten 
Erkenntnissen eine bessere und vor allem von 
den Insassen besser akzeptierte Umsetzung 
der Präventionsmassnahmen. 

Eindrücke des Personals und der Insassen
Im Rahmen unseres Forschungsprojektes 
haben wir primär Leitungspersonen und 
Mitarbeitende in qualitativen Interviews 
zur Umsetzung der Covid-19-Präventions-
massnahmen befragt. Im Folgenden wer-
den die Einschätzungen der Mitarbeitenden  
(N = 242) sowie der Insassen (N = 365) einge-
hender betrachtet und gegenübergestellt. 
Die Befragung wurde bei den Mitarbeiten-
den mittels eines Online-Fragebogens durch-
geführt und bei den Insassen klassisch «per 
paper and pencil». Für die Befragung wurden 
aus Ressourcen-Gründen nur Institutionen 
der deutschsprachigen Konkordate berück-
sichtigt. 

Inwieweit die Insassen Angst vor einer 
Ansteckung haben und sich selbst gestress-
ter fühlen, haben wir in der vorigen Ausgabe 
dargelegt. Nachfolgend führen wir aus, in-
wieweit die Einschätzungen und Wahrneh-
mungen der Insassen mit denen des Personals 
übereinstimmen. 

52 % der Insassen konnten die Massnah-
men zur Eindämmung der Covid-19-Pan-
demie gut nachvollziehen bzw. gaben an, 
dass das Personal diese gut erklärt hatte. 
Obwohl für über die Hälfte der Insassen die 
Einschränkungen nachvollziehbar waren, 
waren 54 % der Insassen zudem der Auffas-
sung, dass es seit dem Lockdown mehr Streit 
unter ihnen gab. Dies nahmen hingegen 
16 % der Mitarbeitenden bei den Insassen so 
wahr. Bezüglich der persönlichen Befindlich-
keit gaben 46 % der Insassen, aber nur 30 % 
der Mitarbeitenden an, sich gestresster zu 
fühlen. Hingegen fühlten sich nur 28 % der 
Insassen, jedoch 74 % der Mitarbeitenden 
in den Institutionen vor der Pandemie ge-
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Nur ein kleiner Teil der Insassen sowie der Mitarbeitenden hat Angst, 
sich mit dem Covid-19-Virus anzustecken. Foto: Gespräch hinter Plexiglas 
im Regionalgefängnis Biel (Peter Schulthess, 2021)
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schützt. Nur ein kleiner Teil der Insassen 
(24 %) sowie der Mitarbeitenden (17 %) hatte 
Angst, sich tatsächlich mit dem Covid-19-Vi-
rus anzustecken. 

Unterschiedliche Ängste
Entgegen dem Risiko, dass eine Erkrankung 
bei älteren Personen schwer verläuft, zeigt 
sich bei den ängstlichen Mitarbeitenden we-
der ein Zusammenhang zum Alter noch zum 
Arbeitsbereich, das heisst, ob sie im direkten 
Kontakt mit den Insassen stehen oder eher in 
der Administration beschäftigt sind. Ihre in-
dividuelle Angst vor einer Ansteckung hängt 
somit von anderen Faktoren ab. Die grössten 
Ängste bestanden darin, sich anzustecken 
und unwissentlich die Pandemie in die Insti-
tution zu tragen oder Personen im familiären 
Umfeld anzustecken. Diese Gruppe empfand 
zudem sowohl die Situation am Arbeitsplatz 
als auch zu Hause als belastender. 

Bei den Insassen konzentrieren sich hin-
gegen die Ängste auf die vulnerablen Grup-
pen, namentlich auf die Insassen mit Vor-
erkrankungen oder die älteren Insassen. Wie 
die ängstlichen Mitarbeitenden fühlen sich 
diese Insassen durch die Gesamtsituation 
und die Einschränkungen stärker gestresst 
und als Risikogruppe nicht ausreichend ge-
schützt. 

Institution hat gut funktioniert
Die Pandemie konnte und wird weiterhin 
gut bewältigt. In den meisten Institutionen 
konnte das Eindringen des Virus verhindert 
werden, obwohl sich die Mitarbeitenden 
und Insassen in einem räumlich begrenzten 
Zwangskontext aufhalten. Zudem müssen 
die Mitarbeitenden zwischen den belasten-
den Situationen im privaten und beruflichen 
Umfeld täglich pendeln, da auf deren Präsenz 
in den Gefängnissen meist nicht verzichtet 
werden kann. Abhilfe konnte in einigen Insti-
tutionen eine zumindest zeitweise Erhöhung 
des Personalbestandes schaffen. Entlastend 
wirkte auch die Reduktion des Insassenbe-
stands in gewissen Institutionen. Insgesamt 
geben 74 % der Mitarbeitenden an, dass gera-
de die Pandemie die gute Funktionsweise der 
Institution gezeigt hat. 63 % sind der Ansicht, 
dass die Erfahrungen aus der ersten Welle bei 
der Bewältigung der zweiten Welle hilfreich 
waren und 72 % vertraten die Meinung, dass 
deshalb zu Beginn der zweiten Welle schnel-
ler reagiert werden konnte. 

Gute Kommunikation und Vertrauen
Aus Sicht der Leitenden von Institutionen 
des Freiheitsentzugs waren die rasche Ent-
wicklung neuer Pandemiepläne sowie deren 
schnelle und unbürokratische Umsetzung 
bedeutsam. Die im Frühjahr 2020 vorhande-
nen Pandemiepläne erwiesen sich als weit-
gehend unbrauchbar. In allen Institutionen 
wurden daher unter Einbezug von Task Forces 
neue Pandemiepläne für unterschiedliche 
Szenarien entwickelt. Je nach Dynamik der 
Pandemie konnten so seit Ende der ersten 
Welle erfolgreich die adäquaten Szenarien 
umgesetzt werden. 

Als entscheidend für eine hohe Akzeptanz 
von einschränkenden Massnahmen erwies 
sich eine gute Kommunikation mit den In-
sassen sowie mit den Mitarbeitenden. Von 
besonderer Bedeutung war auch die vertrau-
ensvolle Zusammenarbeit der Leitenden von 

Institutionen des Freiheitsentzugs mit den 
Verantwortlichen der Ämter für Justizvollzug. 
So konnten die notwendigen Präventions-
massnahmen im Vollzug – namentlich die 
Schaffung von ausreichendem Platz für das 
Social distancing – schnell und ohne büro-
kratische Hürden umgesetzt werden. 

Neue Impulse für die Vollzugspraxis
Aus der Umsetzung der Massnahmen zur Be-
kämpfung der Covid-19-Pandemie ergeben 
sich für die künftige Vollzugspraxis neue 
Impulse. Grundsätzlich sollte darüber dis-
kutiert werden, ob der Vollzug von kurzen 
Freiheitsstrafen sinnhaft ist, sofern er gros-
se Ressourcen bindet und die erwähnte «re-
duktionistische Kriminalpolitik» in einem 
längerfristigen statistischen Vergleich keine 
negativen Auswirkungen auf die Rückfall-
quoten zeigt. 
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Die Telemedizin kann im Schweizer Justizvollzug die 
medizinische Versorgung (Bild: Untersuchungs- und 

Behandlungszimmer in der JVA Pöschwies) adäquat er-
gänzen. Foto: Peter Schulthess, 2016

Christiane Brockes ist CEO der Gesellschaft alcare, eines 
Unternehmens für digitale Gesundheitsversorgung 
und telemedizinische Dienstleistung. Daneben lehrt sie 
Klinische Telemedizin / ​E-Health an der Universität Zü-
rich und ist als Ärztin in der JVA Pöschwies tätig. Seit 20 
Jahren führt sie telemedizinische Beratungen durch.

Thomas Roth ist Leiter des Stabes der JVA Pöschwies 
und stellvertretender Direktor.
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Die Gesundheitsversorgung auch in 
schwierigen Zeiten sicherstellen
Einführung der Telemedizin in der JVA Pöschwies

Seit kurzem steht in der JVA Pöschwies die 
telemedizinische Videoberatung zur Ver-
fügung. Sie wird vom Arztdienst primär bei 
personellen Engpässen – bzw. wenn kein 
Doktor vor Ort ist – genutzt. 

Christiane Brockes und Thomas Roth

In der Schweiz werden seit mehr als zwanzig 
Jahren telemedizinische Beratungen – bei-
spielsweise von Spitälern und Krankenkas-
sen – angeboten und durchgeführt. Das Uni-
versitätsspital Zürich hat bereits 1999 eine 
medizinische Onlineberatung für Laien in 
Betrieb gesetzt. Wissenschaftliche Auswer-
tungen zeigen, dass mehr als drei Viertel der 
Anfragenden die medizinischen Antworten 
als «gut» bis «sehr gut» beurteilten. Vor mehr 
als zehn Jahren hat die Universität Zürich 
die klinische Telemedizin und E-Health in 
das Studium der Humanmedizin integriert. 
Kern der Ausbildung ist das Schaffen von 
Vertrauen und Akzeptanz sowie der Aufbau 
von Kompetenzen im Umgang mit den digi-
talen Lösungen.

Schub durch die Pandemie
Somit hatte die Schweiz über viele Jahre 
hinweg eine Vorreiterrolle gegenüber ihren 
europäischen Nachbarländern. Jetzt sind 
allerdings Deutschland und Österreich auf 

dem Vormarsch, auch bei der Einführung der 
Telemedizin im Justizvollzug. Die primären 
Gründe sind der Mangel an Ärztinnen und 
Ärzten sowie an Gesundheitsfachpersonen 
und der grosse Aufwand, wenn Inhaftierte 
für eine medizinische Behandlung die Anstalt 
verlassen müssen. Angesichts des speziellen 
Settings eignet sich der Justizvollzug beson-
ders gut für die telemedizinische Betreuung: 
Mithilfe von Informations- und Kommunika-
tionstechnologien wird die ortsunabhängige 
medizinische Beratung und Behandlung auf 
Distanz durchgeführt. Auch wenn die Digi-
talisierung in der Gesundheitsversorgung 
schon vor Corona an Fahrt zugenommen 
hatte, verleiht die Pandemie den digitalen 
medizinischen Dienstleistungen nochmals 
einen deutlichen Schub. 

In Deutschland werden seit einigen Jah-
ren viele Pilotprojekte durchgeführt. Eine 
führende Rolle hat die JVA Würzburg, wo die 
Telemedizin zwecks Sicherstellung der ärztli-
chen Versorgung zu Unzeiten und in Notfall-
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Die gewählte Technologie stellt sicher, dass während der 
telemedizinischen Beratung (Bild: Arbeitsplatz in der JVA 
Pöschwies) keine Videoverbindung abgehört, verfälscht 
oder von Dritten gesehen werden kann. Foto: © JVA 
Pöschwies
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situationen eingeführt worden ist. Einerseits 
können über die Telemedizin alle Insassen 
rund um die Uhr betreut werden. Anderseits 
bietet sie eine gute Alternative während der 
Urlaubs-, Krankheits- und Arztwechselzeiten, 
die mit längeren Vakanzen verbunden sind. 
Allgemeinmedizinische und psychiatrische 
Sprechstunden werden per Videokonferenz 
nach Vereinbarung durchgeführt, für die 
Notfälle steht täglich während 24 Stunden 
ein telemedizinischer Service bereit. Zusätz-
lich wird bei Verständigungsproblemen ein 
Dolmetscher beigezogen.

In der Schweiz wird die Telemedizin im 
Justizvollzug bisher kaum eingesetzt. Abge-
sehen vom Gesundheitsdienst der JVA Lenz-
burg, der bereits seit 2017 alle Inhaftierten 
im Kanton Aargau unter Einsatz der Tele-
medizin versorgt (siehe #prison-info 2/2019), 
findet die digitale medizinische Versorgung 
bisher wenig Beachtung. Dabei könnte die 
Telemedizin gestützt auf die weltweit posi-
tiven Erfahrungen, die in den USA bis 1990 
zurückreichen, auch im Schweizer Justizvoll-
zug die medizinische Versorgung adäquat 
ergänzen. Die Pandemie unterstreicht den 
Nutzen: In der JVA Würzburg wäre ohne Tele-
medizin die wünschenswerte Versorgung 
der Patientinnen und Patienten nicht mehr 
möglich gewesen. 

Lücken schliessen
Telemedizin kann die Gesundheitsfürsorge 
im Justizvollzug auch in schwierigen Zeiten 
sichern: Lücken in der Gesundheitsversor-
gung werden geschlossen, indem ein rascher 
Zugang zur Telemedizin eröffnet und unter-
besetztes Fachpersonal entlastet wird. Wis-
senschaftliche Auswertungen im Ausland 
zeigen, dass die meisten telemedizinischen 
Konsultationen abschliessend durchgeführt 
werden und die Insassen mit diesem Kommu-
nikationsweg zufrieden sind. Dabei stehen 
das schnelle Erkennen von Krankheits- und 
Heilungsverläufen kombiniert mit der direk-
ten telemedizinischen Intervention im Fokus. 

Zudem belegen diese Auswertungen, 
dass auch weitere Akteure unterstützt und 
entlastet werden. Das Vollzugspersonal und 
die Gesundheitsfachpersonen werden von 
der Last der Verantwortung in «Notfallsitu-
ationen» dank der unmittelbaren Erreich-
barkeit der Teleärzte befreit. Ebenso haben 
Studien nachgewiesen, dass mit dem Ein-
satz der Telemedizin die Kosten um mehr als 

20 Prozent gesenkt werden können. Dabei 
schlägt sich namentlich die Abnahme von 
Patiententransfers zu Buche. Die Demogra-
fie im Justizvollzug mit immer mehr älteren 
und chronisch Kranken unterstreicht die Be-
deutung dieser Punkte. 

Vor allem bei Engpässen
Die Direktion der JVA Pöschwies hat im Früh-
jahr 2021 entschieden, die Telemedizin ins-
besondere für Notfallsituationen aufgrund 
von personellen Engpässen einzuführen. So 
können beispielsweise Ärztinnen und Ärzte 
der JVA, die positiv auf das Corona-Virus ge-
testet wurden, aber nicht krank sind, von zu 
Hause ihre Patienten behandeln. Das Grob-
konzept legt fest, wie die neue medizinische 
Kommunikation einfach in die vorhandenen 
Strukturen und Abläufe im Arztdienst inte-
griert und leicht umgesetzt werden kann. 

Sichere Technologie
Bei der Wahl der Technologie standen die 
positiven Erfahrungen des Kantons Zürich 
mit der TrueConf-Lösung, die bereits für 
räumlich getrennte Einvernahmen einge-
setzt wird im Vordergrund. Der TrueConf Ser-
ver ist ein leistungsstarker, qualitativ hoch-
wertiger und hochsicherer Softwareserver 
für Videokonferenzen und medizinische Kon-
sultationen auf Distanz. Alle Verbindungen 
werden mit Zertifikaten und Verschlüsselun-
gen geschützt. So wird sichergestellt, dass 
keine Videoverbindung abgehört, verfälscht 
oder von Dritten gesehen werden kann. Die 
Audio- und Video-Streams werden in Echt-
zeit codiert und übertragen, die Datenpakete 
existieren nur wenige Sekunden, wenn nicht 
lokal aufgezeichnet wird. Die Bilddaten wer-
den 30-mal pro Sekunde neu generiert und 
in Echtzeit übertragen. Die Software kann 
mit einem Link einfach und schnell auf den 
Endgeräten installiert werden. 

Weiterbildung ist wichtig
Auch wenn die Durchführung der telemedi-
zinischen Beratung einfach und benutzer-
freundlich ist, kommt der Weiterbildung bei 
der Einführung der Telemedizin eine ent-
scheidende Bedeutung zu: Es geht darum, 
Vertrauen zur gewählten Lösung zu entwi-
ckeln und Handlungskompetenzen aufzu-
bauen. Ein tragender Pfeiler ist die teleme-
dizinische Triage: Standardisierte Prozesse 
zeigen auf, wie dringlich die Behandlung 

ist und ob der Einsatz der Telemedizin mög-
lich bzw. sinnvoll ist. Konkrete Übungen zur 
telemedizinischen Konsultation stärken die 
Akzeptanz und die Sicherheit bei den An-
wendern. Die Erfahrung bei der Einführung 
der Telemedizin in Unternehmen, die eine 
medizinische Dienstleistung anbieten, zeigt, 
dass nach Beendigung der Schulungen dieses 
Jobenrichment von fast allen Teilnehmenden 
positiv bewertet und als ergänzende Mass-
nahme verstanden wird. 

Modularer Ausbau
Die Lösung in der JVA Pöschwies ist schritt-
weise und modular ausbaubar. Verschiedene 
Komponenten der Telemedizin können leicht 
eingeführt werden – so beispielsweise das 
Telemonitoring von Vitalparametern (Mess-
grössen wichtiger Körperfunktionen). Das 
telemedizinische Betreuungsangebot könnte 
auch von anderen Justizvollzugsanstalten im 
Kanton und über die Kantonsgrenzen hinaus 
genutzt werden. Es ist davon auszugehen, 
dass der verstärkte Einsatz der Telemedizin 
in Schweizer Justizvollzugsanstalten als Er-
gänzung der traditionellen Behandlungs-
methoden einen deutlichen Nutzen für alle 
Akteure bringen wird.
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LGBTIQ+-Personen optimal betreuen
Das SKJV hat ein Grundlagenpapier mit Empfehlungen publiziert 

LGBTIQ+-Personen im Freiheitsentzug ha-
ben spezifische Bedürfnisse und sind be-
sonderen Risiken ausgesetzt. Um die Jus-
tizvollzugsanstalten für deren optimale 
Betreuung zu sensibilisieren, hat das 
Schweizerische Kompetenzzentrum für den 
Justizvollzug (SKJV) ein Grundlagenpapier 
mit Empfehlungen publiziert.

Über lesbische, schwule, bisexuelle, trans-
sexuelle, intersexuelle und Queer-Personen 
(LGBTIQ+) im Freiheitsentzug gibt es keine 
offiziellen Daten. Eine Arbeitsgruppe des 
SKJV hat deshalb eine Reihe von Interviews 
mit Verantwortlichen des Justizvollzugs so-
wie mit Pflegefachpersonen geführt. Die 
Umfrage liefert zwar keinen umfassenden 
Überblick über die Situation der Angehöri-
gen von sexuellen Minderheiten, zeigt aber 
die Probleme auf, mit denen sie im Freiheits-
entzug konfrontiert sind. Fast alle Anstal-
ten haben zu einem gewissen Zeitpunkt 
LGBTIQ+-Personen betreut. Selbst wenn es 
sich bei dieser Gefangenenpopulation (ins-
besondere bei den trans- und intersexuellen 
Menschen) um eine Minderheit handelt, «ist 
ihre Anwesenheit in den Haftanstalten der 
Schweiz eine Realität».

Lieber schweigen
Justizvollzugsanstalten sind nach wie vor ein 
Umfeld, das trotz einer gewissen Öffnung 
mit sexueller und geschlechtlicher Vielfalt 
nur schwer vereinbar ist. Deshalb drängt sich 
laut Grundlagenpapier die Vermutung auf, 
dass manche Personen während des Frei-
heitsentzugs über ihre sexuelle Orientierung 
oder Geschlechtsidentität lieber schweigen 
und so zu ihrer Unsichtbarkeit beitragen. 
Homophobie und Transphobie sind innerhalb 
der Gefangenenpopulation besonders aus-
geprägt, lautet ein weiterer Befund der Um-
frage. «Kränkungen und Beleidigungen sind 
an der Tagesordnung und das Risiko, Opfer 
von körperlicher Gewalt zu werden, ist real 
vorhanden.» Auch die Mitarbeitenden mach-
ten teilweise diskriminierende Äusserungen, 
die oft auf Unverständnis gegenüber den Be-
dürfnissen dieser Gefangenen beruhten. In 
den letzten Jahren scheine sich die Situation 
leicht verbessert zu haben und folge damit in 
kleinen Schritten der allgemeinen Tendenz 
in der Gesellschaft.

Komplex und oft problematisch
Die Betreuung von transsexuellen Menschen 
ist laut Grundlagenpapier ausserordentlich 

komplex und oft problematisch im Hinblick 
auf den Grundsatz der Nichtdiskriminierung. 
«Besonders besorgniserregend ist, dass die 
Einweisungskriterien nicht einheitlich sind 
und oftmals weder die Selbstbestimmung 
der Geschlechteridentität noch den Wunsch 
der betroffenen Person berücksichtigen.» 
Weiter sei die Durchführung von Leibesvi-
sitationen in den Anstalten unterschiedlich 
geregelt und beinhalte daher ein signifikan-
tes Risiko, dass transsexuelle Menschen in 
ihrer Würde verletzt werden. Das Recht auf 
Ausdruck der eigenen Geschlechtsidentität 
werde – sofern sie nicht dem angeborenen 
Geschlecht entspreche – oft missachtet, etwa 
wenn die betroffene Person nicht mit dem 
von ihr gewählten Namen angesprochen 
werde oder ihr nicht bestimmte Produkte 
angeboten würden. Schliesslich sei die Fort-
führung einer geschlechtsangleichenden Be-
handlung nicht immer sichergestellt.

Systematisch sanktionieren
Die gewonnenen Erkenntnisse scheinen laut 
Grundlagenpapier bis auf wenige Ausnah-
men für alle Sprachregionen sowie alle An-
stalten unabhängig von ihrer Grösse und vom 
Haftregime zu gelten. Die Arbeitsgruppe hat 
daher einheitliche Empfehlungen erarbei-
tet, die allerdings allgemein formuliert sind 
und den Anstalten bei der Umsetzung einen 
Handlungsspielraum einräumen. Insbeson-
dere soll keine Art der Diskriminierung von 
inhaftierten LGBTIQ+-Personen toleriert wer-
den. Gewalt, Belästigung und Misshandlung 
sollen systematisch sanktioniert und betrof-
fene Personen bei der Erstattung einer Straf-
anzeige unterstützt werden. Alle inhaftierten 
Personen sollen ohne Sicherheitsrisiken ihre 
sexuelle Orientierung und / ​oder Geschlechts-
identität offenlegen können.

Schutz und sozialer Austausch
Die Einzelhaft als Sicherheitsmassnahme 
für Angehörige sexueller Minderheiten soll 
grundsätzlich vermieden werden und bei 
einem Risiko von Gewalt höchstens 15 Tage 
dauern. Es sei Aufgabe der Kantone, ein Be-
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treuungskonzept zu entwickeln, das den 
Schutz und zugleich den sozialen Austausch 
der betroffenen Personen gewährleistet. Zu-
dem sei ihnen der Zugang zu allen Bildungs-, 
Sport- und Kulturanlässen sowie zur Arbeit 
zu ermöglichen. Ferner sollen das Besuchs-
recht garantiert und – sofern vorhanden 
– das Beziehungszimmer zur Verfügung 
gestellt werden. Gestützt auf die Epidemien-
verordnung sollen schliesslich die Prävention 
(insbesondere der Zugang zu Präservativen), 

die Information über Infektionskrankheiten 
und die Behandlung von sexuell oder durch 
Blut übertragbare Krankheiten sichergestellt 
werden.

Weitere Empfehlungen betreffen ins-
besondere die trans- und intersexuellen In-
haftierten. Bei der Einweisung soll das Recht 
auf Selbstbestimmung der Geschlechts-
identität beachtet werden. Transsexuelle 
Personen sollen auf Wunsch in einer Anstalt 
untergebracht werden, die ihrer Geschlechts-
identität entspricht, sofern sie sich in einer 
geschlechtsangleichenden Behandlung be-
finden. Die Fortführung dieser Behandlung 
soll sichergestellt werden. Zudem sollen 
das Recht auf Selbstbestimmung der Ge-
schlechtsidentität bei Leibesvisitationen 
ebenso beachtet werden wie die spezifischen 

Bedürfnisse nach Produkten und Kleidungs-
stücken, die mit dem anderen Geschlecht 
assoziiert werden.

Das Grundlagenpapier ist Teil eines grös-
seren Projektes zur Erarbeitung eines Kata-
logs von Empfehlungen in Bezug auf vulne-
rable Personen im Freiheitsentzug. Das SKJV 
bietet zudem im Rahmen der Grund- und 
Weiterbildung Ausbildungsmodule über die 
sexuellen Minderheiten an. (gal)

Manche Orte sind im Gefängnis riskanter als andere. 
Dazu gehören die Duschen, insbesondere wenn sie nicht 
abgeschlossen werden können. Gewisse vulnerable 
Personen verzichten deshalb aus Angst vor Gewalttätig-
keiten oder Vergewaltigungen zu duschen. Foto: Peter 
Schulthess (2017)

Link

Das Grundlagenpapier «Die Betreuung von 
LGBTIQ+-Personen im Freiheitsentzug» ist auf 
der Website des SKJV (www.skjv.ch) abrufbar.

https://www.skjv.ch/sites/default/files/documents/Grundlagenpapier_Die_Betreuung_von_LGBTIQ_Personen_im_Freiheitsentzug_0.pdf
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Nahlah Saimeh ist Fachärztin für Psychiatrie 
und Psychotherapie und hat in Deutschland  
18 Jahre lang Kliniken für Forensische Psychia-
trie geleitet. Seit 2018 ist sie als selbstständige 
Gutachterin in Düsseldorf tätig.
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Verführung hinter Gittern
Interview mit der forensischen Psychiaterin Nahlah Saimeh 

Frauen verlieben sich in Männer im Straf-
vollzug, prominente Schwerverbrecher er-
halten im Gefängnis Heiratsanträge – ein 
Phänomen, das viel mit der Psyche dieser 
Frauen und wenig mit realistischer Liebe 
zu tun hat, wie die forensische Psychiaterin 
Nahlah Saimeh erklärt. 

Christine Brand

Beim Stichwort «Liebe hinter Gittern» fallen 
einem hierzulande auf Anhieb zwei Namen 
ein: Angela Magdici und Hassan Kiko. Die 
Aufseherin, die sich 2016 im Gefängnis Lim-
mattal in den Sexualstraftäter verliebte, ihn 
befreite, mit ihm floh und nach sechs Wochen 
in Italien aufgespürt wurde. Ihre Geschichte 
bietet alles, was ein Drehbuch für einen Hol-
lywood-Streifen ausmacht: Ein Gefängnis-
ausbruch, eine Liebe, die Grenzen sprengt, 
eine wochenlange Flucht, die Verhaftung im 
Liebesnest – grosse Gefühle und Verbrechen. 
Die nationalen wie auch die internationalen 
Medien berichteten tagelang. 

Durch ihre misslungene Flucht wurde das 
ungleiche Paar, das sich hinter Gittern ken-
nengelernt hat, berühmt. Ein Einzelfall sind 
die Beiden nicht. Es kommt immer wieder 
vor, dass Frauen Beziehungen mit Männern 
eingehen, die in Haft sind – so oft, dass das 
Verhaltensmuster einen Namen hat: Hybris-
tophilie lautet der Fachbegriff für Frauen, die 
sich in Gewaltverbrecher verlieben. Das grie-
chische Wort bedeutet in etwa «Zuneigung 
für einen Übeltäter». 

Es handelt sich dabei zum Teil um Frauen, 
die in Strafanstalten arbeiten und dadurch in 
Kontakt mit dem Insassen kommen, der ihnen 
den Kopf verdreht. Oder aber um Frauen, die 
sich gezielt über eines der vielen Onlinefo-
ren einen Brieffreund hinter Gittern suchen, 
weil sie fasziniert sind von Männern, die sich 
ausserhalb des Gesetzes bewegen und im Ge-
fängnis sitzen. Ein Briefwechsel, vielleicht ein 
erster Besuch – und bald einmal glauben die 
Frauen, den Mann des Lebens gefunden zu 
haben, ungeachtet davon, wann und ob es ein 
gemeinsames Leben in Freiheit je geben wird. 
Oder aber es sind Frauen, die in der Zeitung 
über einen Schwerverbrecher gelesen haben 
und ihn anhimmeln, als wäre er ein Rockstar.

Dieses Phänomen hat mehr mit der Psy-
che der Frauen als mit realistischer Liebe zu 
tun, sagt Nahlah Saimeh, Deutschlands pro-
filierteste psychiatrische Gutachterin. Sie hat 
sich im Rahmen ihrer Arbeiten zur Misogynie 
– dem Hass von Männern auf Frauen – auch 
mit dem Thema Hybristophilie befasst. 

Frau Saimeh, warum verlieben sich Frauen 
in Männer hinter Gittern?
Es kommen hier mehrere Faktoren in einer 
Person zusammen. Ein Faktor ist die Bezie-
hungserfahrung, die die Frauen in ihrem 
bisherigen Leben gemacht haben. Zum Bei-
spiel: Hatte ich es mit schlagenden, gewalt-
tätigen, prügelnden Männern zu tun? Es ist 
kein Zufall, dass viele Frauen, die sich schon 
in ihrer Familie Gewalt gewohnt waren, spä-
ter Beziehungen mit gewalttätigen Männern 
führen. Oder aber: Wie viele Enttäuschungen 
habe ich bisher in meinen Leben in Bezie-
hungen erfahren, wieviel Beziehungsunfä-
higkeit habe ich erlebt? Je nach dem kann 
das Gefängnis für eine Frau ein neues Ver-
suchsfeld sein, wo sie unwidersprochen die 
eigenen Projektionen über jemanden legen 
kann. Denn sie weiss nichts über den Mann, 
den sie dort trifft. 

Wie gut kann eine Frau einen Mann im Ge-
fängnis kennenlernen?
Einen Menschen lernt man ja erst wirklich 
kennen, wenn man ihn auch im gemeinsa-
men Alltag erleben kann. Die Fähigkeit zur 
Rücksichtnahme und Nähe-Distanz-Regu-
lation sind wichtig. Kann er sich in seinen 
Kontakten zurücknehmen? Redet er ständig? 
Wird er dominant, befiehlt er herum? Rennt 
er mir wie eine Klette hinterher? Wird er pa-
thologisch eifersüchtig? Bin ich noch Herr 
im eigenen Haus? All das weiss man erst, 
wenn man mit jemandem eine längere Zeit 
verbracht hat und ihn in anderen sozialen 
Kontexten beobachtet hat. Das alles erfährt 
eine Frau in einer Beziehung zu einem Insas-
sen nicht, weil die Begegnungen ja immer 
in einem Kontext des Aussergewöhnlichen 
stattfinden. Sie muss durch eine Hochsicher-
heitsschleuse, sie kommt in einen neutral 
gestalteten Raum, sie trifft einen Mann, der 
einen gänzlich anderen Alltag hat und für 
den der Besuch natürlich eine willkommene 
Abwechslung ist. Es handelt sich um eine Art 
Insel-Begegnung – aber man kann keine Be-
ziehung auf einer Insel führen. Es gibt keine 
gemeinsame Lebenserfahrung. Ob dieser 
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Es kommt immer wieder vor, dass Frauen Beziehungen mit Männern eingehen, die in Haft sind.  
Zeichnungen: Patrick Tondeux
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Mensch überhaupt zu ihr passt und wie er 
wäre, wenn er in Freiheit leben würde – das 
weiss sie nicht.

Die Aufseherin Angela Magdici ging so weit, 
dass sie ihren Geliebten aus dem Gefängnis 
befreite. 
Insassen, die sich von einer Frau zur Flucht 
verhelfen lassen wollen, sind oft hoch psy-
chopathische, hoch manipulative Menschen. 
Die Frauen merken nicht, dass sie manipu-
liert werden – sie leben ihr narzisstisches 
Bedürfnis als «rettender Engel» aus und 
glauben an einen an sich herzensguten Men-
schen, der nur aufgrund ganz schwieriger 
Umstände in einer ganz besonderen Situa-
tion gar nicht anders konnte, als ein Delikt 
zu begehen. Sie wollen gebraucht werden. 
Und es ist klar: Wenn ich im Gefängnis sitze 
und ich will eine Frau dazu bringen, dass 
sie mir zur Flucht verhilft, dann muss ich ihr 
schon vorgaukeln, dass sie mir sehr wichtig 
ist. Das heisst, es sind oft Frauen, die auf 
einen bestimmten Charme hereinfallen, 
die ein grosses Bedürfnis nach Wichtigkeit 
haben. Sie sehen den Rechtsstaat als Feind 
und glauben, dem Täter sei eine grosse Un-
gerechtigkeit widerfahren.

Gleichzeitig handelt es sich um eine unaus-
geglichene Beziehung: Sie ist in Freiheit, er 
ist gefangen. Ich als Laie würde sagen: Wer 
sich auf einen Mann im Gefängnis einlässt, 
will jemanden, der einem nicht zu nahe 
kommen, der aber auch nicht weglaufen 
kann.
Das ist durchaus treffend und hat viel mit 
der Beziehungsambivalenz der Frau zu tun. 
Wenn eine Frau beispielsweise Nähe nicht 
gut aushalten kann, dann ist ein Freund im 
Gefängnis für sie womöglich ein ideales Set-
ting: Sie kann in Gedanken eine Beziehung 
führen, sie ist nicht allein und muss sich auch 
nach aussen sozial nicht allein verorten. Man 
unterschätzt manchmal das Selbstbewusst-
sein, das es braucht, um als Frau als Single 
durchs Leben zu gehen. In gewissen Schich-
ten läuft die gesellschaftliche Definition als 
Frau unglaublich stark darüber, dass sie einen 
Partner hat. Ist sie mit einem Inhaftierten zu-
sammen, kann sie einen Ring am Finger tra-
gen und sagen: Mein Verlobter sitzt zwar im 
Knast, aber immerhin habe ich einen Verlob-
ten. Gleichzeitig kann die Frau den Kontakt 
komplett kontrollieren. Sie entscheidet, ob 

sie ihn besuchen geht. Weil die Besuchs- wie 
auch die Telefonzeiten geregelt sind, läuft sie 
nicht Gefahr, dem Mann sagen zu müssen: 
Ich ertrage dich nicht länger als zwei Stun-
den, weil du mir sonst auf die Nerven gehst. 
Sie kann immer sagen: Schatzi, es wäre schön, 
wenn wir für immer zusammen wären, aber 
ich kann nicht länger bleiben, die Besuchszeit 
ist vorbei. Es spielt noch ein weiterer Punkt 
eine Rolle: Sie ist ausser Konkurrenz. Er kann 
nicht weglaufen, er hat keine Alternative. Die 
Frau kann sich als Hirngespinst selbst eine 
Liebesbeziehung vorgaukeln, die aber fak-
tisch eigentlich nicht existieren kann.

Weshalb üben gerade Gewalttäter eine 
unwiderstehliche Faszination auf manche 
Frauen aus?
Manche Frauen verlieben sich in Straftäter, 
die sie noch nie gesehen haben und die sie 
dennoch zu kennen glauben: Weil viel über 
sie geschrieben und berichtet wurde. Be-
kannte Gewalttäter – die Beispiele reichen 
von Charles Manson über Ted Bundy bis zu 
Jack Unterweger – wurden im Gefängnis wie 
Popstars gefeiert und scharten Dutzende von 
weiblichen Groupies um sich. Als würde das 

Böse auf diese Frauen eine seltsame Faszi-
nation ausüben. Fast scheint es, je schreck-
licher die Verbrechen, desto grösser die An-
ziehungskraft der Täter. Anders Breivik zum 
Beispiel, der nach seinen rechtsterroristisch 
motivierten Sprengstoffanschlägen in Oslo 
auf der Insel Utoya 77 Menschen erschoss: Vor 
den Morden hatte Breivik keine Freundin und 
galt als einsamer Sonderling – kaum begann 
der Prozess gegen ihn, erhielt er massenwei-
se Liebesbriefe. Mehr noch: Es bildeten sich 
Vereinigungen, die sich für ihn einsetzten. 
Junge Frauen liessen sich in T-Shirts mit dem 
Aufdruck «Free Breivik» fotografieren. Dass 
es dabei nicht um seine Gesinnung geht, son-
dern dass er als Mann das Ziel der zweifel-
haften Begierde ist, zeigen Briefwechsel von 
Breivik und seinen Verehrerinnen, die diese 
zum Teil stolz ins Internet stellen. 

Nicht immer bleibt es bei einem Briefwech-
sel …
Auch um Peter Madsen, den Erfinder, der im 
August 2017 in seinem U-Boot eine Journa-
listin gefoltert, ermordet und anschliessend 
zerstückelt hat, bewarben sich zahlreiche 
Frauen um den Platz an seiner Seite. Eine da-
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«Es handelt sich um eine Art Insel-Begegnung – aber man kann keine Beziehung auf einer Insel führen.»

Straf- und Massnahmenvollzug

von war Jenny Curpen. Sie sah kurz nach der 
Tat ein Bild von Madsen in den Nachrichten. 
Danach wollte sie ihn unbedingt kennenler-
nen. «Mein Eindruck war der eines Charak-
ters von barocker Grossartigkeit, herrisch 
und hochinteressant», erklärte sie später 
in Interviews. «Es stand fest, dass ich mehr 
über ihn erfahren musste.» Im Dezember 
2019 hat sie Peter Madsen geheiratet, den 
sie nie ausserhalb des Gefängnisses gesehen 
hat und der dieses aufgrund seiner lebens-
länglichen Strafe wohl auch nie wieder ver-
lassen wird. Über ihren Ehemann, den sie 
erst ein dutzend Mal besucht hat, sagte sie 
gegenüber dem Magazin «Focus»: «Gewalt 
entsteht im Allgemeinen aus Schwäche. Nor-
malerweise ist Peter ein freundlicher, zuge-
wandter und fürsorglicher Mensch. Natürlich 
versteht es sich von selbst, dass so ein ulti-
mativer Vorfall Leben und Wahrnehmung 
um hundertachtzig Grad verändert. Es dau-
ert dann sehr lange, bis der Normalzustand 
wieder hergestellt ist.»

Blenden Frauen, die sich in Täter verlieben, 
deren Taten einfach aus?
Es kommt darauf an, was sie wollen. Im Falle 
von Madsen und Breivik ist die Täterschaft 
klar. Das muss man dann schon mögen. An-
dere Täter leugnen die Tat und stilisieren sich 
zum Opfer, oder sie räumen zerknirscht einen 
Fehler ein und Fehler macht halt jeder mal… 
Die Frauen übernehmen diese Argumenta-
tion. So wird sich das schöngeredet, oder 
mehr noch; manche geben gar dem Opfer 
die eigentliche Schuld, gerade bei Frauen-
morden.

Trotzdem: Warum verlieben sich diese Frau-
en überhaupt in einen Massenmörder wie 
Breivik oder in einen Mann, der eine Frau ge-
foltert hat? Was sehen sie in diesen Tätern?
Das sind Täter, die allein schon für die Be-
gehung der Tat einen grossen Ehrgeiz und 
eine grosse Raffinesse an den Tag legen 
mussten. Das sind Täter, deren Verbrechen 
in einer gewissen Weise besonders sind. 
Breivik hat ein herausragendes Verbre-
chen begangen, Madsen hat ein ganz unge-
wöhnliches Verbrechen begangen, auch Ted  
Bundy und Jack Unterweger … diese Männer 
sind alle hoch psychopathisch, hochgradig 
maligne narzisstisch, also narzisstisch mit 
antisozialen, aggressiven Anteilen. Und sie 
sind nicht dumm, im Gegenteil. Diese Kom-

bination von malignem Narzissmus und 
Psychopathie gepaart mit Intelligenz macht 
eine Person sehr schillernd. Es macht sie zu 
einem Wesen, das nicht eindeutig greifbar 
ist. Sie entziehen sich dem Erkanntwerden. 
Dieses Schillernde in Zusammenhang mit 
den herausragenden Verbrechen verleiht 
ihnen eine Art böse Grösse. Eine Grösse im 
Bösen. Und das verleiht ihnen wiederum 
eine vermeintliche Abgründigkeit, die für 
Frauen, deren Selbstwert von der Grandio-
sität eines anderen abhängt, offenbar sehr 
verführerisch sein kann. Die Frauen haben 
den Wunsch, jemand Aussergewöhnlichen 
an ihrer Seite zu haben. Es geht dabei um 
das Koryphäensuche-Syndrom: Durch die 
Zuwendung des anderen wollen sie selbst 
eine herausragende Stellung erhalten. Sie 
denken: Wenn eine solche Person mich zur 
Frau nimmt, dann bin auch ich ein ganz 
besonderer Mensch. Man darf sich da aber 

nichts vormachen: Menschen mit solchen 
Taten sind sehr, sehr tiefgreifend bezie-
hungsgestört. 

Für mich ist es trotzdem schwierig nachzu-
vollziehen, wie sich jemand in einen Men-
schen verlieben kann, der wegen einer ab-
gründigen Tat lebenslänglich im Gefängnis 
sitzt.
Das ist auch schwierig nachzuvollziehen. 
Aus Sicht dieser Frauen hat der Täter einen 
unglaublichen Mut und eine Dreistigkeit an 
den Tag gelegt. Das wird als Stärke gewer-
tet und diese Stärke wird bewundert. Die 
Frau denkt: Dass der sich so etwas traut, 
dass der so etwas macht! Sie ist fasziniert, 
dass der Täter über die Grenze gegangen 
ist und etwas getan hat, dass sonst nie-
mand tun würde. Wenn es bei der Tat um 
die Gewalt gegen Frauen ging, müssen wir 
uns mit einer unterschwelligen Misogynie 
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In den allermeisten Fällen enden in der Haft entstandene Beziehungen kurz nach der Entlassung.
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befassen: Dann handelt es sich um einen 
Mann, der ein massives Frauenproblem, 
eine Frauenfeindseligkeit aufweist, die in 
der Persönlichkeit verankert ist. Wenn ich 
nun als Frau sage, den liebe ich jetzt, dann 
mache ich mich als Frau zu einem negativ 
besetzten Objekt. Das heisst, ich sympathi-
siere mit der Misogynie; die Frauenverach-
tung ist Teil von mir selbst, was meist auf 
Erfahrungen in der Kindheit zurückzufüh-
ren ist. Zum Beispiel, wenn man als Mäd-
chen ein negatives Selbstbild entwickelt 
hat. Man hat gelernt, dass man als Frau 
nichts wert ist, nichts taugt, und man die 
Stärke nur darüber gewinnen kann, indem 
man der Frauenverachtung nachläuft. Eine 
klassische Identifikation mit dem Aggressor. 

Warum sind es meist Frauen, die sich in In-
sassen verlieben – man hört praktisch nie, 
dass sich ein Mann in eine Insassin verlieb-
te. Liegt das nur daran, dass es viel mehr 
inhaftierte Männer gibt?
Mir persönlich ist kein Fall bekannt, dass sich 
ein Mann in eine langzeitinhaftierte Frau 
verliebt hätte. Frauen, die in lebenslanger 
Haft sind, haben meistens ihren Mann oder 
ihre Kinder umgebracht – das entspricht 
nicht dem Frauentypus, den ein Mann sich 
wünscht. Es widerspricht dem rollentypi-
schen Frauenbild. Umgekehrt sieht es anders 
aus: Ein bestimmter Typ von Frauen will star-
ke, raubeinige Männer – und die trifft man 
im Gefängnis an. 

Zurück zu Angela Magdici, die heute Angela 
Kiko heisst: Sie hat Hassan im Gefängnis ge-
heiratet. Er wird in absehbarer Zeit entlassen 
werden. Können «Knastbeziehungen» nach 
der Entlassung des Täters funktionieren? 
Ich kenne ganz wenige Ausnahmen, wo 
das geklappt hat und wo die Paare tat-
sächlich heute noch zusammen sind. Bei 
Beziehungen, die in der Haft entstanden, 
ist das sehr, sehr selten. In den allermeisten 
Fällen enden die Beziehungen kurz nach 
der Entlassung.
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Die Angebote der Erziehungseinrichtungen werden am 
meisten von Jugendlichen zwischen 14 und 18 Jahren 
genutzt. Foto: Zwei Jugendliche in der Fondation Borel in 
Dombresson NE (Peter Schulthess, 2017)

Jugendhilfe

Weitgehend stabiles Angebot 
an Plätzen
Neuer Datenbericht Casadata

In den 190 vom Bundesamt für Justiz (BJ) 
anerkannten Erziehungseinrichtungen 
standen im Jahr 2020 rund 3900 Plätze zur 
Verfügung. Diese Einrichtungen nehmen 
Kinder und Jugendliche auf, die in ihrer Ent-
wicklung erheblich gefährdet sind und eine 
intensive stationäre Behandlung benötigen.

Das Angebot in den offenen Erziehungsein-
richtungen (mit rund 3600 Plätzen) blieb in 
den letzten drei Jahren weitgehend stabil, 
während das Angebot in den geschlossenen 
Erziehungseinrichtungen (mit rund 300 Plät-
zen) leicht abnahm. Im gleichen Zeitraum 
ging auch die Anzahl der platzierten Kinder 
und Jugendlichen von 6073 im Jahr 2018 auf 
5823 im Jahr 2020 zurück, wie dem neuen 
Datenbericht Casadata zu entnehmen ist. 

35 % der Kinder und Jugendlichen sind ge-
mäss Datenbericht mit dem Einverständnis 
ihrer Eltern, 40 % aufgrund einer zivilrechtli-
chen und 15 % aufgrund einer strafrechtlichen 
Massnahme in einer vom BJ anerkannten Er-
ziehungseinrichtungen platziert worden. 60 % 
der Kinder und Jugendlichen sind männlich, 
40 % weiblich. Platzierungen aufgrund einer 
strafrechtlichen Massnahme sind bei den 
Jungen häufiger, während bei den Mädchen 
häufiger Platzierungen aufgrund einer zivil-
rechtlichen Massnahme oder mit dem Einver-
ständnis der Eltern erfolgen. Die Angebote der 
Erziehungseinrichtungen werden am meisten 

von Jugendlichen im Alter zwischen 14 und  
18 Jahren genutzt.

Das Angebot zwischen der Deutsch-
schweiz und lateinischen Schweiz unterschei-
det sich vor allem in den Bereichen Ausbildung 
und Beschäftigung. Die lateinische Schweiz 
verfügt über weniger interne schulische Plät-
ze und kaum über interne Ausbildungsplät-
ze. Hingegen besteht in beiden Sprachregio-
nen ein vergleichbares Angebot an Plätzen in 
Tagesstrukturen.

Fast die Hälfte der Kinder und Jugend-
lichen kommen nach den aktuellsten Daten 
von ihrer Familie (Eltern, Mutter oder Vater) 
in eine Erziehungseinrichtung (45 %). Die rest-
lichen kommen – soweit bekannt – haupt-
sächlich aus einer Institution oder aus einer 
anderen Betreuungsform. Gut ein Drittel 
kehrt nach der Unterbringung wieder in die 
Familie zurück (36 %). Die restlichen wechseln 
– soweit Informationen vorliegen – nament-
lich in eine Institution zur Kurz- oder zur Lang-
zeitbetreuung.

Ein Viertel der Kinder und Jugendlichen 
werden nicht in ihrem Herkunftskanton be-
treut. Dabei bestehen grosse Unterschiede 
zwischen den Sprachregionen: Die Deutsch-
schweizer Kantone nehmen proportional 
drei Mal mehr ausserkantonale Platzierun-
gen vor als die Westschweizer Kantone. Aus 
dem Datenbericht geht weiter hervor, dass 
bei ausserkantonalen Platzierungen viele 
männliche Jugendliche in geschlossenen 
Erziehungseinrichtungen untergebracht 
werden, während die Mädchen häufiger 
ein Angebot der Krisenintervention in An-
spruch nehmen. 

Dank den in der Datenbank Casadata seit 
2017 gesammelten Daten (siehe #prison-info 
2/2017) kann der Bedarf an Plätzen besser er-
mittelt und analysiert werden. Zudem ermög-
licht diese Plattform für Heimerziehung einen 
systematischen Wissenstransfer zwischen 
dem BJ, den Kantonen und den Erziehungs-
einrichtungen. (gal)
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Kurzinformationen
NKVF: 19 Besuche trotz 
Pandemie

Bis Ende 2020 konnte eine grössere Aus-
breitung der Infektionskrankheit Covid-19 
in den Einrichtungen des Freiheitsentzugs 
schweizweit vermieden werden, hält die Na-
tionale Kommission für Verhütung von Folter 
(NKVF) in ihrem Tätigkeitsbericht fest. Eine 
Schutzmassnahme war die Quarantäne von 
neu angekommenen inhaftierten Personen. 
Teilweise hätten die Einrichtungen gewisse 
Schutzmassnahmen wie das Besuchsverbot 
durch innovative Lösungen kompensiert. So 
wurde etwa der Aussenkontakt durch einen 
grosszügigeren zeitlichen Zugang zu den 
Telefonapparaten oder durch die Installa-
tion von Videotelefonie-Stationen gesichert.

Während der ersten Welle der Pandemie 
im Frühjahr 2020 verzichtete die NKVF vorü-
bergehend auf Besuche, um die Einrichtun-
gen des Freiheitsentzugs nicht einer zusätz-
lichen Belastung auszusetzen. Im zweiten 
Halbjahr führte sie insgesamt 19 Besuche 
durch, die sie den Kantonsärzten und Kan-
tonsärztinnen sowie der Leitung der Ein-
richtungen ankündigte. Sie stiess dabei auf 
«keinerlei Widerstand», was sie zur Feststel-
lung veranlasst: «Die Kommission ist sich 
dieser privilegierten Position bewusst, da 
vielen anderen Nationalen Präventionsme-
chanismen der Zugang zu Einrichtungen des 
Freiheitsentzugs in ihren Staaten verwehrt 
blieb». Bei ihren Besuchen nahm sie die Ge-
sundheitsversorgung für Frauen und die 
psychiatrische Grundversorgung genauer 
unter die Lupe und verschaffte sich einen 
Überblick über die Situation der Menschen 
im Verwahrungsvollzug.

Der Tätigkeitsbericht für das Jahr 2020 ist auf 
der Website der NKVF (www.nkvf.admin.ch) 
abrufbar.

Neue Jugendabteilung im 
Regionalgefängnis Thun

Das Regionalgefängnis Thun hat am 1. Ja-
nuar 2021 eine professionalisierte Jugend-
abteilung mit fünf Einzelzellen und einer 
Mehrfachzelle in Betrieb genommen. In der 
Abteilung werden laut Medienmitteilung der 
Sicherheitsdirektion alle im Kanton Bern in 
ein Gefängnis eingewiesenen Jugendlichen 
untergebracht.

Damit der Vulnerabilität von Jugendli-
chen im Gefängnis bestmöglich Rechnung 
getragen werden kann, werden sie von spe-
zifisch ausgebildetem Personal betreut. Die 
Infrastruktur ist ebenfalls entsprechend an-
gepasst worden: Es stehen eine grosse, als Ge-
meinschaftsraum dienende Küche sowie zwei 
Mehrzweckräume für Arbeits- und Freizeit-
aktivitäten zur Verfügung. Die Jugendlichen 
nehmen täglich gemeinsam zwei Mahlzeiten 
ein und können sich täglich während acht 
Stunden an Beschäftigungs- und Freizeit-
aktivtäten beteiligen. Die strikte Trennung 
der jugendlichen von den erwachsenen Ein-
gewiesenen ist jederzeit sichergestellt. 

«Ein Aufenthalt im Gefängnis ist prägend, 
umso mehr in der Jugend», wird Sicherheits-
direktor Philippe Müller in der Medienmittei-
lung zitiert. «Mit der spezialisierten Jugend-
abteilung geben wir Gegensteuer, damit die 
Jugendlichen diese Zeit möglichst sinnvoll 
nutzen für ihre Zukunft.»

Witzwil und Prêles werden 
vertieft geprüft

Der Kanton Bern prüft vertieft zwei Grund-
stücke auf den Arealen der Justizvollzugs-
anstalt (JVA) Witzwil und des ehemaligen 
Jugendheims Prêles als Standort für ein neu-
es Gefängnis. Der Standortentscheid soll 
Anfang 2022 fallen. Das neue Gebäude wird 
100 Plätze für die Untersuchungs- und Sicher-
heitshaft sowie 150 Plätze für den geschlos-
senen Vollzug bieten. Das Regionalgefängnis 
Biel wird bis zum Abschluss des Neubau-
projekts im Jahr 2032 instandgehalten und 
danach geschlossen. 

Der Fokus der weiteren Abklärungen liegt 
vor allem auf dem Standort Witzwil. «Der be-
reits bestehende Betrieb eröffnet erhebliches 
Synergiepotenzial, das einen modularen und 
durchgängigen Justizvollzugsprozess von 
der Untersuchungshaft zum geschlossenen 
Vollzug und schliesslich zum offenen Voll-
zug ermöglicht», heisst es in der Medienmit-
teilung des Kantons Bern. Für den Standort 
Prêles bestehen neben dem Ersatz für das 
Regionalgefängnis Biel noch zwei weitere 
Optionen: die Platzierung von Jugendlichen 
im geschlossenen, halboffenen und offenen 
Rahmen durch das Strafvollzugskonkordat 
der lateinischen Schweiz oder ein Ersatz der 
Administrativhaftplätze, die durch den Kan-
tonswechsel von Moutier im dortigen Regio-
nalgefängnis wegfallen. 

Parallel zur Planung des Neubaus laufen 
umfangreiche Instandhaltungs- und Sanie-
rungsprojekte in den JVA Witzwil, Hindel-
bank und St. Johannsen. In Hindelbank wird 
am bestehenden Standort ein neuer Sicher-
heitszaun realisiert. Ein Teil der Gebäude 
wird erneuert beziehungsweise erweitert 
oder ersetzt. Die Nutzung des Schlosses als 
Verwaltungsgebäude bleibt bestehen. 

https://www.nkvf.admin.ch/nkvf/de/home/publikationen/taetigkeitsberichte.html
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Neuer Direktor der 
Bewachungsstation

Am 1. September 2021 hat Andreas Leuzinger 
die Leitung der Bewachungsstation im Insel-
spital (BEWA) übernommen. Er folgt auf Peter 
Baumann, der in den Ruhestand getreten ist.

Der berufliche Werdegang Leuzingers 
«entspricht in idealer Weise dem Anforde-
rungsprofil als BEWA-Direktor», schreibt die 
Sicherheitsdirektion des Kantons Bern in 
einer Medienmitteilung. Als diplomierter 
Krankenpfleger mit Berufs- und Führungser-
fahrung bei der Rega» bringe er die notwen-
digen medizinischen Fachkenntnisse für die 
Zusammenarbeit mit der Insel mit. Sein Profil 
werde durch ein Masterstudium in Forensik 
und Wirtschaftskriminalität sowie einen 
ausgewiesenen Leistungs- und Führungs-
ausweis im Bereich der Sicherheit ergänzt.  

Martin von Muralt hat sein Amt 
übergeben

Um günstige Bedingungen für die Fort-
führung der Reform des Gefängnisses von 
Champ-Dollon zu schaffen, hat Direktor Mar-
tin von Muralt sein Amt übergeben, wie das 
Departement mitgeteilt hat. Staatsrat Mauro 
Poggia und das kantonale Amt für Justizvoll-
zug anerkennen den Willen von Muralts, alle 
beteiligten Parteien zu mobilisieren und in 
die Reform einzuschliessen. Die von ihm be-
gonnene Arbeit schaffe die Grundlagen für 
die Zukunft von Champ-Dollon.

Haftbedingungen von Brian

Die Nationale Kommission zur Verhütung 
von Folter (NKVF) hat in einem Schreiben 
vom 22. September 2021 Haftlockerungen 
für den jungen Straftäter Brian empfohlen. 
Je länger die Einzelhaft dauere, desto mehr 
müsse jeglicher Spielraum für mögliche Ver-
besserungen der Haftbedingungen ausge-
schöpft werden.

Brian, der sich seit dem 11. Juli 2019 in Ein-
zelhaft in der JVA Pöschwies befindet, sollte 
nach Ansicht der NKVF mindestens zwei Stun-
den täglich Kontakt zu Personen haben, die 
nicht zum Personal der JVA gehören. Dieser 
«Kontakt von Angesicht zu Angesicht» sollte 
so rasch als möglich gefördert werden, denn 
nur so könne Brian stabile Sozialbeziehungen 
aufbauen. Zudem empfiehlt die NKVF, Brian 
weitere Sportmöglichkeiten einzuräumen 
und das Angebot an Fernsehprogrammen, 
DVDs und Musik zu erweitern. Sie empfiehlt 
ferner eine somatische und psychiatrische 
Untersuchung durch eine aussenstehende 
Fachperson und wirft die Frage auf, ob nicht 
nach Alternativen für die Unterbringung 
von Brian in anderen Einrichtungen gesucht 
werden sollte.

Unter dem Aspekt des Gleichbehand-
lungsgebots erweise es sich «als äusserst 
schwierig, wenn einem unbestrittenermas-
sen renitenten und gewaltbereiten Gefan-
genen auf der Sicherheitsabteilung deutlich 
mehr Rechte eingeräumt werden sollen als 
jenen, die kooperieren», schreibt die Zürcher 
Justizdirektorin Jacqueline Fehr in ihrer Stel-
lungnahme. Aus ihrer Sicht drängt sich auch 
aufgrund der gutachterlich diagnostizierten 
schweren psychischen Störung Brians die 
Verlegung in eine geeignete psychiatrische 
Einrichtung auf.
Die Empfehlungen der NKVF und die Stel-
lungnahme der Zürcher Justizdirektorin 
Jacqueline Fehr sind auf der Website der 
NKVF (www.nkvf.admin.ch) abrufbar.

Neuer FES-Präsident

Der Verein Freiheitsentzug Schweiz (FES) hat 
an seiner Generalversammlung vom 9. Sep-
tember 2021 Charles Jakober, Direktor der 
Justizvollzugsanstalt Solothurn, zu seinem 
neuen Präsidenten gewählt. Er folgt auf Alain 
Broccard, der Mitte Jahr als Direktor des Ge-
fängnisses La Croisée zurückgetreten und 
seither im sozialen Bereich tätig ist. 

FES will insbesondere die beruflichen 
und ethischen Interessen seiner Mitglieder 
wahren, die Aus- und Weiterbildung fördern 
sowie den Meinungsaustausch pflegen. Der 
neue Präsident arbeitet seit mehr als 21 Jahren 
im Justizvollzug, ist in verschieden Kommis-
sionen und Arbeitsgruppen aktiv und enga-
giert sich für eine stetige Weiterentwicklung 
des Justizvollzugs in der Schweiz. Er freut sich, 
zusammen mit den Vorstandsmitgliedern 
«den Austausch unter den Institutionen des 
Freiheitsentzugs in der Schweiz zu fördern 
und das bestehende Netzwerk weiter auszu-
bauen», wie er auf Anfrage erklärt. 

https://www.nkvf.admin.ch/nkvf/de/home/publikationen/berichte-der-kontrollbesuche/nach-jahr.html
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Neue Direktorin Vollzugs
einrichtungen Zürich

Silja Bürgi übernimmt auf den 1. Januar 2022 
die Leitung der Vollzugseinrichtungen Zürich 
(VEZ) und wird Mitglied der Geschäftslei-
tung von Justizvollzug und Wiedereingliede-
rung (JuWe). Sie tritt die Nachfolge von Theo  
Eugster an, der per Ende 2021 in Pension geht.

Die neue Direktorin VEZ studierte an der 
Universität Luzern Rechtswissenschaften, 
erwarb anschliessend das Anwaltspatent 
des Kantons Aargau und war von 2016 bis 
2018 im Kanton Luzern für den Vollzug der 
Kurzstrafen verantwortlich. Seither ist sie 
als Bereichsleiterin in den Bewährungs- und 
Vollzugsdiensten des Kantons Zürich tätig. In 
dieser Funktion hatte sie laut JuWe Gelegen-
heit, sich im Ostschweizer Strafvollzugskon-
kordat und in verschiedenen gesamtschwei-
zerischen Gremien erfolgreich zu vernetzen. 

Zu den VEZ gehören vier Betriebe mit ins-
gesamt 402 Insassenplätzen: das Gefängnis 
Affoltern am Albis, das Flughafengefängnis, 
das Vollzugszentrum Bachtel und die Halb-
gefangenschaft Winterthur. In diesen Insti-
tutionen befinden sich Strafgefangene im 
geschlossenen oder offenen Vollzug sowie 
Häftlinge in Vorbereitungs-, Ausschaffungs- 
und Durchsetzungshaft.

AR: Leiter des neuen Amtes  
für Justizvollzug

Christian Pfenninger wird am 1. Januar 2022 
die Leitung des neuen Amtes für Justizvoll-
zug des Kantons Appenzell Ausserrhoden 
übernehmen. Pfenninger studierte Rechts-
wissenschaften an der Universität St. Gallen 
und erwarb das Anwaltspatent im Kanton 
Appenzell Ausserrhoden. Während zwölf 
Jahren war er als Leiter der Abteilung Straf- 
und Massnahmenvollzug sowie des departe-
mentalen Rechtsdienstes tätig und «ist so-
wohl innerkantonal als auch im Ostschweizer 
Strafvollzugskonkordat als Fachmann im 
Strafvollzug anerkannt», schreibt die Kan-
tonskanzlei in einer Medienmitteilung. Er 
ist zudem Mitglied der Fachkommission des 
Konkordates zur Überprüfung der Gemein-
gefährlichkeit von Straftätern und Straftä-
terinnen. 

Die Abteilung Straf- und Massnahmen-
vollzug war bisher organisatorisch dem De-
partementssekretariat des Departements 
Inneres und Sicherheit zugeordnet. Aufgrund 
der zunehmenden Professionalisierung des 
Straf- und Massnahmenvollzugs sind die 
Ansprüche in diesem Bereich in den letzten 
Jahren stark gestiegen. Die meisten Kantone 
in der Schweiz haben mittlerweile Justizäm-
ter geschaffen, um die Kräfte zu bündeln. 

Neue Leiterin von Justizvollzug 
und Wiedereingliederung

Mirjam Schlup übernimmt ab März 2022 die 
Leitung von Justizvollzug und Wiedereinglie-
derung (JuWe) und damit die Verantwortung 
für rund 1100 Mitarbeitende und rund 1200 
Haftplätze im Kanton Zürich. Die langjährige 
Leiterin der Sozialen Dienste der Stadt Zürich 
löst Hans-Jürg Patzen ab, der in Pension geht.

Die ausgebildete Naturwissenschaftle-
rin verfügt über ein Nachdiplomstudium 
in Unternehmensentwicklung und Change 
Management und leitet seit 2010 die Sozia-
len Dienste der Stadt Zürich. Die Sozialen 
Dienste und der auf Wiedereingliederung 
ausgerichtete Justizvollzug haben zahlreiche 
Berührungspunkte, heisst es in einer Medien-
mitteilung der Staatskanzlei des Kantons Zü-
rich. «Die Sozialhilfe, der Erwachsenenschutz 
sowie die Beratung in den Bereichen Wohn-, 
Arbeits- und Soziale Integration sind wichtige 
Schnittstellen zum Justizvollzug.» 

Hans-Jürg Patzen hat laut Medienmittei-
lung als Leiter von JuWe das Ziel der Wieder-
eingliederung gestärkt. Zuvor hatte er 12 Jahre 
die Bewährungs- und Vollzugsdienste (BVD) 
Zürich geleitet. In dieser Zeit entwickelten die 
BVD den Risikoorientierten Sanktionenvoll-
zug (ROS), der zum Standard im Schweizer 
Justizvollzug geworden ist.
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Neuerscheinungen
Daniel Fink | Jörg Arnold | 
Joëlle Vuille | Niklaus Oberholzer 
(Herausgeber)

Strafjustiz zwischen künstlicher 
Intelligenz und prädikativen 
Algorithmen

172 Seiten – CHF 58
Helbing Lichtenhahn, Basel
ISBN 978-3-7190-4473-2

Christoph Reichenau

Hindelbank – Das Schloss.  
Die Anstalt. Das Dorf – 1721 bis 
heute

304 Seiten – CHF 48 
Sinwel Verlag, Bern
978-3-85911-900-0

Norbert Nedopil | Jérôme Endrass | 
Astrid Rossegger | Thomas Wolf

Prognose: Risikoeinschätzung 
in forensischer Psychiatrie und 
Psychologie. Ein Handbuch für 
die Praxis

368 Seiten – € 60 
978-3-95853-554-1

Europäisches Forum für ange-
wandte Kriminalpolitik (Heraus-
geber)

Tim und das Geheimnis der 
blauen Pfote. Buch für Kinder 
mit inhaftiertem Elternteil

32 Seiten
978-3-00-05117-2
Das Büchlein kann bei info@
angehoerigenarbeit.ch be-
stellt oder auf der Website 
www.gefängnisverein.de als 
PDF heruntergeladen werden.

Panorama

file:http://www.gefaengnisverein.de/dokumente/Tim_Das%20Geheimnis%20der%20blauen%20Pfote.pdf
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Anja Nevely ist Leitende Ärztin 
Gutachtenstelle der Psychiatri-
schen Dienste Aargau.

Carte blanche

Das Gespräch suchen und nachfragen
Suizidprävention im Freiheitsentzug

Die Schweiz ist eines der Länder mit der 
höchsten Suizidrate der Welt. Besonders be-
troffen sind Menschen im Freiheitsentzug. 
Sie bringen oft bereits mehrere Risikofak-
toren mit und müssen trotz teilweise einge-
schränkten Ressourcen mit den Haftbedin-
gungen zurechtkommen. Deshalb kommt 
der Suizidprävention im Freiheitsentzug 
eine besondere Bedeutung zu. Dies gilt ins-
besondere für die Untersuchungshaft, wo 
die Inhaftierten häufig mit einer Kontakt-
sperre belegt sind. 

Anja Nevely

Zwischen 2003 und 2020 begingen gemäss 
den Erhebungen des Bundesamtes für Sta-
tistik 134 Menschen im Freiheitsentzug einen 
vollendeten Suizid. Davon befanden sich 80 
in Untersuchungshaft, 41 im Strafvollzug und 
13 unter einem anderen Haftregime.

Vielfältige Risikofaktoren …
Aus der allgemeinen Suizidforschung sind die 
Risikofaktoren mittlerweile gut untersucht 
und bekannt. Bei den demografischen Risiko-
faktoren stechen männlich – ledig – arbeits-
los, niedrige Bildung, sozialer Abstieg und 
soziale Isolation hervor. Die medizinischen 
Risikofaktoren bestehen vor allem in Form 
chronischer Krankheiten. Bei den psychischen 
Risikofaktoren sind der schädliche und / ​oder 
abhängige Substanzkonsum, psychotische 
Störungen, emotionale Auffälligkeiten wie 
Instabilität und Impulsivität sowie über-
dauernde Schlafstörungen, die bei vielen 
psychischen Störungen vorkommen, rele-
vant. Zudem kommen Suizidversuchen in 
der Vergangenheit der Inhaftierten – auch 
von Familienangehörigen – eine besondere 
Bedeutung zu. Die Kenntnis dieser Risiko-
faktoren kann es dem Vollzugspersonal er-
leichtern, gefährdete Insassen zu erkennen 
und entsprechende Massnahmen zu treffen.

… und zusätzliche Belastungsfaktoren
Viele Häftlinge bringen bereits Risikofakto-
ren mit in die Haft. Der Faktor Haft verschärft 
diese und sorgt durch die Einschränkun-
gen, die mit einer Inhaftierung verbunden 
sind, für zusätzliche Belastungsfaktoren. 
Es kommt zum Verlust des sozialen Bezugs-
rahmens und enger Bezugspersonen, die bei 
Schwierigkeiten nicht mehr unterstützend 
wirksam sein können. Viele Häftlinge leiden 
unter dem Gefühl des Ausgeliefertseins, es 
entstehen Scham und Schuldgefühle, und 
besonders in der Untersuchungshaft sind 
die Häftlinge häufig isoliert und haben so-
mit kaum Kontaktmöglichkeiten. Gerade in 
diesem Setting kommt dem Vollzugsperso-
nal als Ansprechperson für die Häftlinge eine 
besondere Bedeutung zu.

Im Vergleich zur allgemeinen Bevölkerung 
häufen sich bei Menschen im Freiheitsentzug 
die psychischen Störungen. Zirka die Hälfte 
der Gefängnisinsassen konsumiert illega-
le Substanzen und ist bei Inhaftierung mit 
einem unfreiwilligen Substanzentzug kon-
frontiert. Auch psychotische und affektive 
Störungen sowie Persönlichkeitsauffälligkei-
ten wie impulsives und emotional instabiles 
Verhalten kommen häufiger vor. Suizidali-
tät ist aber nicht unbedingt Ausdruck einer 
Krankheit, sondern eine Denk-, Verhaltens- 
und Handlungsmöglichkeit, die grundsätz-
lich allen Menschen offensteht. So kann Suizi-
dalität definiert werden als die Summe aller 
Denk- und Verhaltensweisen von Menschen 
oder Gruppen von Menschen, die in Gedan-
ken durch aktives Handeln, Handeln lassen 
oder passives Unterlassen den eigenen Tod 
anstreben beziehungsweise als möglichen 
Ausgang einer Handlung in Kauf nehmen. 

Suizidalität: ein Prozess
Suizidalität entsteht selten plötzlich, von 
einem Augenblick zum anderen, sondern es 
handelt sich um einen Prozess, der sich im 
Verlauf der Zeit verändert. Suizidalität kann 
akut sein, wenn sich Gedanken an die Selbst-
tötung aufdrängen, nicht mehr kontrollieren 
lassen und zu impulsiven Handlungen füh-
ren. Suizidalität kann aber auch Ausdruck der 
eigenen Hilflosigkeit sein und somit eher als 
Appell an Unterstützung und Zuwendung 
auftreten. In der Regel entwickelt sich Sui-
zidalität über einen längeren Zeitraum und 
durchläuft verschiedene Stadien. Zunächst 
entsteht eine vage Vorstellung davon, dass 
man der aktuell als ausweglos erlebten Situ-
ation durch einen Suizid ein Ende bereiten 
könnte. Zumeist wird abgewogen, bevor ein 
endgültiger Entschluss gefällt wird. 

Suizide können verhindert werden
Dieser Prozess bedeutet auch, dass die Mög-
lichkeit besteht, einen Suizid zu verhindern. 
Dies betrifft Menschen in Freiheit gleicher-
massen wie Menschen im Freiheitsentzug. 
Zunächst ist anzuraten, möglichst viele Infor-
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Besonders wichtig ist die Suizidprävention in der Unter-
suchungshaft, wo die Inhaftierten häufig mit einer Kon-
taktsperre belegt sind und wo doppelt so viele Suizide als 
im Strafvollzug begangen werden.  
Foto: Peter Schulthess, 2019

Carte blanche

mationen zur Vorgeschichte zu beschaffen. 
Dies geschieht am besten durch ein Gespräch 
mit dem Inhaftierten. Einerseits können so 
relativ einfach die relevanten Fragen ge-
stellt werden, andererseits kann sich das 
Vollzugspersonal auch bereits ein erstes, vor-
läufiges Bild von der Person des Inhaftierten 
machen und entsprechend weitere Schritte 
in die Wege leiten. Macht ein Gefangener 
Äusserungen, die das Vollzugspersonal be-
unruhigen, so soll dies direkt angesprochen 
werden. Die meisten Gefangenen reagieren 

erleichtert, wenn man sie konkret nach Sui-
zidgedanken und Handlungsabsichten fragt. 

Die Angst, durch ein mögliches Anspre-
chen suizidale Gedanken zu provozieren, ist 
in den allermeisten Fällen unbegründet. Beim 
Äussern suizidaler Gedanken sollte weiter 
nachgefragt werden. Beispielsweise, ob schon 
konkrete Überlegungen bestehen, auf welche 
Art und Weise man sich das Leben nehmen 
könnte oder ob gar schon ein bestimmter Plan 
vorhanden ist. Je konkreter die Gedanken zur 
Ausführung sind, desto höher ist das Risiko. 

Eine alternative Perspektive entwickeln
Bei akuter Suizidalität sollte der Zuzug eines 
psychiatrischen Dienstes oder, steht ein sol-
cher nicht zur Verfügung, eine Verlegung in 
eine spezialisierte Klinik erfolgen. Oft sind 
derartige Massnahmen aber nicht nötig, 
wenn die Möglichkeit besteht, mit den Ge-
fangenen ein Gespräch zu führen, sie zu 
begleiten, zu unterstützen und eine alter-
native Perspektive zu entwickeln. Hier kann 
auch der Zuzug der Seelsorge sinnvoll sein, 
wobei deren spezielle Geheimhaltungspflicht 
zu berücksichtigen ist. 

Eine weitere Möglichkeit besteht in der 
Unterbringung Gefangener im Gruppen-
vollzug. Gemäss einer Studie des Krimino-
logischen Dienstes im Bildungsinstitut des 
niedersächsischen Strafvollzuges in Deutsch-
land erlebten die meisten Gefangenen, die 
unter Suizidgedanken litten, den Austausch 
mit Mitgefangenen als hilfreich. Betroffene 
Gefangene, die unter Suizidgedanken lei-
den, können sich an Mitgefangenen orien-
tieren, die sich in einer ähnlichen Situation 
befinden und deren Interessenlage dadurch 
vergleichbar ist.

Weiterbildung und Schulung
Suizidalität und Suizidgedanken bei Gefäng-
nisinsassen sind ein häufiges Phänomen. Die 
Risikofaktoren sollten den Vollzugsangestell-
ten bekannt sein, damit sie allenfalls früh-
zeitig die erforderlichen Schritte in die Wege 
leiten können. Zu empfehlen sind daher auch 
die Weiterbildung und Schulung der Voll-
zugsangestellten im Umgang mit suizidalen 
Gefangenen. Derartige Schulungen bieten 
nicht nur die Möglichkeit, sich in Bezug auf 
das Thema weiterzubilden, sondern auch die 
Möglichkeit, sich mit Angestellten anderer 
Haftanstalten zum Thema auszutauschen, 
unterschiedliche Vorgehensweisen zu ver-
gleichen und so allenfalls auch das eigene 
Vorgehen zu hinterfragen oder zu ergänzen.
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«Wir wollen Straftäter nicht ausgren-
zen, sondern möglichst in der Mitte 
der Gesellschaft halten. Es gilt, mit den 
betroffenen Menschen soziales Verhal-
ten zu erlernen, das sie in ihrem bishe-
rigen Leben nicht mitbekommen haben. 
Dafür braucht es den Vollzug.»

Barbara Reifler, Leiterin des Amtes für Justizvollzug des Kantons St. Gallen (plädoyer, 3/2021)



Das Kammerorchester von Lausanne hat am 20. Oktober 2021 
im Gefängnis La Croisée in Orbe VD die Sinfonia concertante für 
Violine und Viola von Mozart aufgeführt. Dessen künstlerischer 
Leiter, der Violinist Renaud Capuçon, gibt bereits seit mehreren 
Jahren Konzerte für ein «verhindertes Publikum». Er ist laut SDA 
der Ansicht, «dass Musik geteilt werden muss». Und er preist die 
heilsame Wirkung namentlich der klassischen Musik auf körper-
lich und seelisch leidende Menschen. � Foto: Keystone SDA
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Die letzte Seite

Blick in die Vergangenheit. 1961 gründete Ernst Burren, der Direk-
tor der Strafanstalt Lenzburg, eine Diskussionsgruppe. Fortan dis-
kutierten jede Woche acht bis zehn Gefangene über Vollzugsfragen, 
Rückfälligkeit, das aktuelle Weltgeschehen und weitere Themen. Die 
Gruppe wurde vom Direktor, dem Oberaufseher oder von externen 
Personen aus dem Bereich der Justiz oder der Fürsorge geleitet. «Wir 
haben mit dieser Gruppentherapie erfreulich gute Erfahrungen ge-
macht», stellte der Direktor fest. Auslöser und Vorbilder waren für 
Burren Berichte über erfolgreiche Gruppentherapien mit Straftätern 
im Ausland sowie ähnliche Versuche in der Strafanstalt Regensdorf. 
Die Diskussionsgruppe trug zu einem entspannten Vollzugsalltag 
bei, da auch Alltagsfragen zur Sprache kamen und die sexuellen 
Probleme der Gefangenen kein Tabu waren. Foto: Jiří Vurma, 1989
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Selon une recommandation adoptée récemment par le Conseil de l’Europe, il est 
essentiel, compte tenu du préjudice important et durable que les infractions 
sexuelles causent aux victimes et à leur environnement immédiat, de réduire le 
risque de récidive par une série de mesures afin de réussir à réinsérer socialement 
les personnes qui les commettent. Des témoignages de victimes illustrent avec force 
l’importance de cet objectif.

« Je ne sortais quasiment plus de chez moi », raconte une victime. « Je buvais seule, 
dans ma chambre, la plupart du temps. Je pleurais presque tout le temps. Je man-
geais à peine. Et pire que tout, je prenais à mon compte ce que mon ancienne col-
lègue [et organisatrice de la fête] m’avait dit : que je regrettais peut-être ce que j’avais 
fait mais que ça n’était pas pour autant un viol. J’étais aux prises avec un sentiment 
profond de honte et de culpabilité. C’était de ma faute parce que j’étais allée à cette 
fête. C’était de ma faute parce que j’avais bu. C’était de ma faute parce que j’avais 
délibérément choisi une tenue pour attirer les regards, donc je l’avais probablement 
cherché, vraiment…Je me détestais. Et je ne voulais plus vivre. »

La nouvelle recommandation du Conseil de l’Europe concernant l’évaluation, la 
gestion et la réinsertion des personnes accusées ou reconnues coupables d’une in-
fraction sexuelle – qui sont presqu’exclusivement des hommes – attache une grande 
importance à l’évaluation pertinente des risques, des besoins et des ressources des 
personnes concernées. Cette évaluation constitue, de l’avis du Conseil de l’Europe, 
une condition préalable à un traitement individualisé et adapté. Pour que ce dernier 
ait des chances de succès, il est primordial qu’une relation empreinte de confiance 
et de respect s’instaure entre les parties concernées, ce que nous démontrent aussi 
les expériences faites en Suisse. L’exemple de l’Office des sanctions et des mesures 
d’accompagnement (OSAMA) du canton du Valais montre ainsi comment l’objectif 
final, à savoir la libération progressive et la réinsertion sociale des auteurs d’infrac-
tions, peut être atteint.

Le Conseil de l’Europe recommande par ailleurs que le droit des victimes d’être infor-
mées des décisions importantes concernant l’exécution de la sanction de l’auteur soit 
établi et clarifié par la législation nationale. En Suisse, ce droit – que les spécialistes 
qualifient d’essentiel – leur a déjà été accordé il y a six ans. Les mesures visant à 
prévenir un passage à l’acte constituent le meilleur moyen de protéger les victimes. 
C’est l’objectif poursuivi notamment par le réseau Kein Täter werden, qui entend aider 
les personnes ayant des penchants pédophiles à contrôler leur désir sexuel et à vivre 
sans commettre d’infractions en leur proposant une offre de soins gratuite.

https://www.bj.admin.ch/dam/data/bj/sicherheit/smv/prison-info/2021/2021-02-f.pdf
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Réduire le risque de  
récidive sexuelle 
Nouvelle recommandation du Conseil de l’Europe

Les infractions sexuelles causent un préjudice important et durable, notam-
ment physique et psychologique, aux victimes et à leur environnement immé-
diat. Elles ont également de graves répercussions sur la société. Le Conseil de 
l’Europe estime qu’il est par conséquent essentiel de réduire la récidive sexuelle 
par une évaluation ciblée des risques ainsi que des plans de traitement et 
d’intervention individualisés afin de réussir la réinsertion sociale.

Prévenir la récidive représente un procédé en plu-
sieurs étapes, peut-on lire dans la recommandation 
concernant l’évaluation, la gestion et la réinsertion 
des personnes accusées ou reconnues coupables 
d’une infraction sexuelle, adoptée par le Comité des 
Ministres du Conseil de l’Europe le 20 octobre 2021. 
La première étape est d’arrêter la commission de 
nouveaux crimes en reconnaissant en même temps 
que la désistance totale est un processus beaucoup 
plus long qui demande une assistance ainsi que 
des traitements et des interventions pendant un 
certain temps.

Une évaluation à réaliser le plus tôt possible
Selon la recommandation, l’évaluation des risques 
identifie les facteurs de risque et de besoin de la 
personne ainsi que ses ressources et ses points 
forts. Les ressources et les points forts sont des 
facteurs de protection qui, avec les interventions 
proposées, contribuent au développement positif 
de la personne. Le risque de récidive d’une personne 
peut changer et même diminuer avec le temps, plus 
particulièrement si la personne est très motivée et 
que des interventions appropriées sont assurées.

Le Conseil de l’Europe recommande que l’évalua-
tion des risques ait lieu le plus tôt possible dans le 
processus de justice pénale, en se fondant sur des 
données probantes et en utilisant des outils d’éva-
luation des risques validés. L’objectif est d’établir 
un projet d’exécution de la peine et d’intervention 
permettant aux personnes concernées de bénéficier 
d’un traitement en fonction de leurs besoins. Une 
évaluation des risques approfondie et régulièrement 
actualisée constitue, de l’avis du Conseil de l’Europe, 
la condition préalable de toute prise de décision 
éclairée au sujet du traitement. Les personnes consi-

dérées comme présentant un faible risque de réci-
dive peuvent faire l’objet d’un traitement et d’une 
gestion au sein de la collectivité, ce qui peut aug-
menter leurs chances de réinsertion. Au contraire, 
celles qui présentent un risque moyen ou élevé de 
récidive peuvent avoir besoin d’interventions spé-
cifiques dans des environnements sécurisés.

Un traitement approprié
L’évaluation des risques devrait être effectuée ou 
actualisée lors de l’admission en prison, et les dé-
tenus concernés devraient, si possible et si besoin, 
être placés pour ce faire dans une unité distincte. 
Selon le Conseil de l’Europe, l’établissement péni-
tentiaire doit veiller à ce que cette évaluation soit 
complète et mentionne les évaluations précédentes. 
La réalisation d’une évaluation efficace empêche la 
mise en œuvre de régimes inappropriés, qui peuvent 
entraver la réinsertion du détenu et la préparation 
à sa libération. Ainsi, le traitement ou l’interven-
tion appropriés pour un individu à haut risque ne 
doivent pas être utilisés dans le cas des personnes 
à faible risque.

Confiance et respect
Les interventions et les traitements doivent être 
fondés sur des données probantes, être proportion-
nés et tenir compte des recherches les plus récentes. 
Le fait de faciliter la coopération des personnes 
accusées ou reconnues coupables d’une infraction 
sexuelle est essentiel dans tous les aspects d’une ré-
insertion efficace. « Sans confiance ni respect entre 
les parties concernées, le processus est voué le plus 
souvent à l’échec », souligne le Conseil de l’Europe.

La coopération ne signifie pas nécessairement 
que l’intéressé admette sa culpabilité, mais plu-

« Sans confiance 
ni respect 
entre les par-
ties concernées, 
le processus est 
voué le plus sou-
vent à l’échec. »
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Selon le risque de récidive présenté, 
le traitement peut avoir lieu dans des 
environnements sécurisés. Photo : 
Clinique médico-légale des Cliniques 
psychiatriques universitaires (UPK) 
de Bâle (Peter Schulthess, 2021)

tôt qu’il est pleinement associé à l’évaluation des 
risques et à tout traitement ou intervention qui en 
découle. Dans la mesure du possible, des dispositions 
doivent être prises pour éviter les interruptions de 
traitement ou d’interventions, particulièrement 
lors du passage d’une personne entre une prison 
et un service de probation. L’engagement positif et 
la réussite devraient être pris en compte dans les 
décisions de libération anticipée.

Protection contre la violence
Les délinquants sexuels étant particulièrement ex-
posés à la violence entre détenus, il importe, selon le 
Conseil de l’Europe, que des mesures de protection 
soient mises à leur disposition si leur application 

s’avère nécessaire. La stigmatisation qu’ils subissent 
de la part des autres détenus et du personnel pé-
nitentiaire augmente la probabilité qu’ils « soient 
sur la défensive et dans le déni de l’infraction com-
mise ». Il existe un risque qu’ils nient la nécessité 
d’une intervention pour ne pas être étiquetés, par 
exemple, comme pédophiles.

Ces mesures de protection peuvent consister à 
séparer un individu du reste de la population carcé-
rale. Il est toutefois recommandé que cette sépara-
tion soit « proportionnée », « légale », « justifiable », 
« nécessaire » et « non discriminatoire ». La per-
sonne concernée ne doit pas être indûment isolée 
des autres détenus ni empêchée de prendre part à 
certaines activités avec d’autres détenus.
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Traitement en période de probation
Le rôle du service de probation consiste, d’après la 
recommandation, à « assurer le suivi des personnes 
accusées ou reconnues coupables d’une infraction 
sexuelle, [à] aider à favoriser l’adoption par celles-
ci d’un comportement prosocial et [à] les réinsérer 
dans la société ». Le projet d’exécution de la peine, 
adapté individuellement, doit placer la personne 
concernée dans la meilleure situation possible pour 
vivre sans commettre d’infraction. Il importe qu’il 
tienne compte non seulement des restrictions im-
posées à la personne en matière de circulation, 
d’emploi ou de logement afin qu’elle n’enfreigne pas 
accidentellement les conditions auxquelles elle est 
soumise et ne soit pas réincarcérée, mais aussi des 
services disponibles localement, et qu’il privilégie 
la coopération interinstitutionnelle.

Gestion des données
La recommandation accorde par ailleurs une im-
portance particulière à une gestion responsable 
des données. Il convient de traiter uniquement les 
données pertinentes au sujet d’une personne accu-
sée ou reconnue coupable d’une infraction sexuelle. 
« Seules doivent être collectées les données utilisées 
par les tribunaux, la police ou les services péniten-
tiaires et de probation » pour l’évaluation, la gestion 
et la réinsertion de l’intéressé. Dans les pays où il 
existe des registres ou des systèmes de signalement 
public des personnes reconnues coupables d’une 
infraction sexuelle, l’intéressé devrait être informé 
intégralement de cette politique.

Soutien aux victimes
Le Conseil de l’Europe recommande par ailleurs 
que le droit des victimes d’être informées de l’oc-

troi d’allègements dans l’exécution à une personne 
reconnue coupable d’une infraction sexuelle, d’un 
changement de son lieu de détention ou de sa libé-
ration soit établi et clarifié par le droit national. Le 
cas échéant, les services pénitentiaires et les services 
de probation devraient se concerter avec les services 
d’aide aux victimes et d’autres organismes, selon le 
cas, pour veiller à ce que les besoins des victimes 
soient satisfaits et pour éviter que la victimisation 
ne se poursuive. Le Conseil de l’Europe préconise en 
outre de faciliter la participation aux interventions 
de justice restaurative en mettant à disposition les 
renseignements pertinents.

La recommandation attire également l’attention 
sur l’importance de la sélection et de la formation 
du personnel afin de garantir la compétence de prise 
en charge des personnes accusées ou reconnues 
coupables d’une infraction sexuelle mais aussi de 
faciliter leur réadaptation et leur réinsertion sociale. 
Un soutien continu et une assistance permanente 
devraient être fournis au personnel, « la nature de 
son travail [pouvant] engendrer un traumatisme 
secondaire en réaction à une exposition indirecte 
à un traumatisme ». (gal)

Nécessité de réformer le droit pénal relatif aux infractions sexuelles

La nouvelle recommandation adoptée par le Conseil de l’Europe ne définit pas ce qui est 
considéré comme une infraction sexuelle car ceci est la prérogative de la législation des 
Etats membres. Le droit pénal suisse relatif aux infractions sexuelles, qui a pour vocation de 
protéger le développement sexuel des mineurs et la libre détermination en matière sexuelle, 
est en cours de révision.
La nécessité de réformer ce droit a été largement admise lors de la consultation organisée par 
la Commission des affaires juridiques du Conseil des Etats au printemps 2021. En particulier, la 
proposition d’étendre la définition du viol en optant pour une formulation épicène et en incluant 
les actes analogues à l’acte sexuel qui impliquent une pénétration a été largement approuvée. 
La majorité des participants se sont cependant montrés sceptiques quant à l’introduction d’une 
nouvelle infraction recouvrant les atteintes sexuelles, voire s’y sont opposés.
La commission a chargé l’administration d’analyser en détail les diverses options, sur la base 
des résultats de la consultation et des auditions. Elle prévoit de soumettre pour avis le projet 
définitif à son conseil et au Conseil fédéral au cours du premier semestre 2022.

Lien

La recommandation concernant l’évaluation, la gestion 
et la réinsertion des personnes accusées ou reconnues 
coupables d’une infraction sexuelle ainsi que l’exposé 
des motifs sont disponibles en français et en anglais 
(Recommendation regarding the assessment, manage-
ment and reintegration of persons accused or convicted 
of a sexual offence) sur le site Internet du Conseil de 
l’Europe (www.coe.int). 

« Un soutien 
continu et une 
assistance per-
manente de-
vraient être four-
nis au personnel, 
« la nature de 
son travail [pou-
vant] engendrer 
un traumatisme 
secondaire en 
réaction à une 
exposition in-
directe à un trau-
matisme ».

https://search.coe.int/cm/pages/result_details.aspx?ObjectId=0900001680a4396c
https://search.coe.int/cm/pages/result_details.aspx?ObjectId=0900001680a4396c
https://search.coe.int/cm/pages/result_details.aspx?ObjectId=0900001680a4396c
file:
file:
file:
https://search.coe.int/cm/pages/result_details.aspx?ObjectId=0900001680a4397a
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Dans une étude qu’elle a réali-
sée dans le cadre de son travail 
de doctorat à l’Université de 
Tübingen, la juriste Ulrike Hunger 
a cherché à savoir s’il existait des 
caractéristiques typiquement 
féminines dans la délinquance 
sexuelle.
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Les délinquantes sexuelles 
agissent souvent avec 
un complice
Une étude met en lumière un phénomène marginal presqu’inaperçu

La délinquance sexuelle chez les femmes constitue, au regard des statistiques, 
un phénomène marginal qui passe presqu’inaperçu au sein de notre société. 
Une étude allemande publiée il y a deux ans s’y est intéressée de plus près. 
Elle révèle notamment que, bien souvent, les femmes qui commettent des 
infractions sexuelles n’agissent pas seules, mais avec un complice.

Les infractions sexuelles sont presqu’exclusivement 
commises par des hommes. Selon la statistique 
policière de la criminalité, 827 hommes (95,6 %) et 
36 femmes (4,4 %) ont été dénoncés en 2020 en 
Suisse pour des actes d’ordre sexuel sur des en-
fants, et 9 hommes (90 %) et 1 femme (10 %) l’ont 
été pour des actes d’ordre sexuel sur des personnes 
dépendantes. En outre, 546 hommes (93,4 %) et 
36 femmes (6,6 %) ont été dénoncés pour contrainte 
sexuelle, 626 hommes (97,3 %) et 16 femmes (2,6 %) 
l’ont été pour viol et 194 hommes (98 %) et 4 femmes 
(2 %) l’ont été pour des actes d’ordre sexuel sur des 
personnes incapables de discernement. Selon la sta-
tistique des condamnations pénales, 221 hommes 
(97,3 %) et 6 femmes (2,6 %) ont été condamnés 
pour des actes d’ordre sexuel sur des enfants et 
6 hommes l’ont été pour des actes d’ordre sexuel sur 
des personnes dépendantes au cours de la même 
année. En outre, 116 hommes (99,1 %) et 1 femme 
(0,9 %) ont été condamnés pour contrainte sexuelle, 
89 hommes l’ont été pour viol et 54 hommes l’ont 
été pour des actes d’ordre sexuel sur des personnes 
incapables de discernement.

Une étude publiée il y a deux ans en Allemagne 
s’est intéressée pour la première fois à ce qui différen-
cie les hommes et les femmes qui commettent des 
infractions contre l’intégrité sexuelle. Compte tenu 
de la similitude des systèmes juridiques des deux 
pays, ses résultats sont tout à fait transposables à 
la Suisse. Dans son étude à grande échelle, la juriste 
Ulrike Hunger a cherché à savoir ce qui distingue 
les délinquantes sexuelles – qui représentent, en 
Allemagne aussi, une minorité insignifiante – et s’il 
existe des caractéristiques typiquement féminines 

dans ce type de criminalité. A cette fin, elle a analy-
sé les dossiers pénaux de 104 femmes condamnées 
entre 2003 et 2012 pour abus ou violences sexuels 
(les dispositions pénales en vertu desquelles ces 
condamnations ont été prononcées correspondent 
pour l’essentiel aux dispositions pénales suisses 
sur la protection du développement sexuel des 
mineurs et de la libre détermination en matière 
sexuelle) et les a comparés à ceux de 98 hommes 
condamnés pour les mêmes infractions au cours 
de la même période.

Absence fréquente de contact physique 
L’étude a révélé des différences significatives entre 
les deux groupes. Ainsi, les femmes condamnées 
pour abus sexuel ont, dans près des deux tiers des 
cas, agi avec un complice qui était presque toujours 
un homme, et n’ont, dans près de la moitié des cas, 
eu aucun contact physique avec la victime. Parmi 
les infractions commises par les femmes figurent la 
provocation à un acte d’ordre sexuel, le fait de laisser 
faire sans intervenir ou d’avoir des rapports sexuels 
devant la victime. Pour se justifier, les femmes ont 
invoqué la satisfaction sexuelle de leur complice, 
leur relation amoureuse avec ce dernier et le be-
soin de contact physique. Autre caractéristique 
présentée par ces femmes : leurs victimes étaient 
pour moitié de sexe masculin et pour moitié de 
sexe féminin, et avaient, dans un cas sur deux, un 
lien de parenté avec elles. Les hommes du groupe 
de référence ont, quant à eux, presque toujours 
perpétré leurs actes en solitaire, ont eu un contact 
physique avec la victime dans les trois quarts des 
cas et ont principalement agi pour assouvir leurs 

« Si les femmes 
agissent dans 
près de la moi-
tié des cas sans 
avoir de contact 
physique avec 
leur victime, …il 
en va de même 
dans un quart 
des cas seule-
ment pour les 
hommes. »
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besoins sexuels. Ils ont choisi principalement des 
victimes féminines avec lesquelles ils n’avaient au-
cun lien de parenté.

Les femmes condamnées pour violences 
sexuelles ont presque toutes perpétré leurs actes 
avec deux autres personnes en moyenne et n’ont 
eu, dans près de la moitié des cas, aucun contact 
physique avec la victime. Elles ont expliqué avoir 
agi par peur d’être abandonnées par leur complice 
ou de subir des violences physiques de la part de 
ce dernier. Par ailleurs, plus des trois quarts de 
leurs victimes étaient de sexe féminin, et elles les 
connaissaient toutes ou avaient un lien de parenté 
avec elles. Les hommes du groupe de référence ne 
connaissaient, quant à eux, pas la victime dans un 
tiers des cas et ont presque tous jeté leur dévolu 
sur une fille ou une femme.

Un faible niveau d’éducation
L’étude révèle en outre que les femmes condamnées 
pour abus sexuel avaient 33 ans et leur victime 12 ans 
en moyenne. Les hommes du groupe de référence 
étaient, quant à eux, âgés de 37 ans en moyenne. 
Chez les femmes comme chez les hommes, nom-
breux étaient ceux qui avaient un faible niveau 
d’éducation. Les trois quarts des femmes et des 
hommes vivaient en couple et avaient des enfants. 
Agées de 23 ans en moyenne, les femmes condam-
nées pour violences sexuelles étaient nettement 
plus jeunes ; beaucoup n’étaient encore que des 
adolescentes au moment des faits. Leur victime était 
âgée de 22 ans en moyenne. La moyenne d’âge des 
hommes du groupe de référence était de 39 ans et 
celle de leur victime de 25 ans.

Plusieurs explications possibles
Plusieurs théories tentent d’expliquer le faible taux 
de criminalité chez les femmes. Trois approches 
ne parviennent toutefois pas à convaincre Ulrike 
Hunger : les théories biologiques, selon lesquelles 
les femmes, en tant que membres du sexe faible et 
êtres plus passifs, font preuve d’une plus grande 
stabilité  ; l’hypothèse chevaleresque, qui part 
du principe que les femmes sont les égales des 
hommes en matière de criminalité, mais qu’elles 
s’en sortent mieux grâce à leur capacité à duper 
autrui et à la clémence dont elles bénéficient ; et 
les théories féministes, qui voient une explication 
dans l’oppression des femmes, le fait que le droit 
pénal est axé sur les hommes et le peu d’oppor-

tunités qu’ont les femmes au foyer de commettre 
des crimes.

Deux autres théories paraissent, en revanche, 
plus plausibles à l’auteure de l’étude : la théorie 
des rôles, qui considère que les rôles respectifs des 
hommes et des femmes, qui sont inculqués, appris 
et éprouvés dans notre société, ont un effet inhibi-
teur sur la criminalité des femmes, et la théorie de 
la sélectivité, selon laquelle les stéréotypes de genre 
profondément enracinés dans la société – notam-
ment l’image de la femme en tant que personne 
attentionnée, aimante et chaleureuse – mènent à 
ce que les criminelles ne soient pas identifiées ni, 
donc, dénoncées. Il en va de même de la théorie des 
tensions liées au genre, selon laquelle les hommes 
et les femmes sont soumis à diverses pressions les 
amenant à développer des réactions émotionnelles 
et des stratégies différentes qui, dans le cas des 
femmes, sont dirigées vers elles-mêmes et ont un 
effet inhibiteur sur la criminalité.

Briser le tabou des stéréotypes de genre
Ulrike Hunger considère que les connaissances ac-
quises grâce à l’étude peuvent être utiles pour la 
prévention. Elle estime qu’il serait judicieux de sen-
sibiliser l’opinion publique à la problématique des 
abus sexuels commis par des femmes. Il s’agit avant 
tout de « briser le tabou des stéréotypes de genre » 
et de montrer que ce type d’actes peut tout aussi 
bien être perpétré, par exemple, par des mères, des 
grands-mères, des tantes et des conjointes. Selon 
l’auteure de l’étude, il convient en outre d’attirer 
l’attention sur le fait que les actes sexuels avec des 
enfants sont punissables même s’ils sont consen-
tis et que le fait de ne rien faire ou simplement de 
regarder sans qu’il y ait de contact physique peut 
également donner lieu à une condamnation. Les 
résultats de l’étude pourraient également servir à 
développer des projets thérapeutiques individuels 
répondant aux besoins spécifiques des délinquantes 
sexuelles. (gal)

« Des abus 
sexuels peuvent 
tout aussi bien 
être commis, 
par exemple, par 
des mères, des 
grands-mères, 
des tantes et des 
conjointes. »
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Evaluer le risque de récidive 
des auteurs d’infractions
Changement de paradigme dans les sciences forensiques

Les sciences forensiques mettaient jusqu’à présent l’accent sur la recherche des 
meilleurs outils de pronostic pour évaluer le risque de récidive. Désormais, la 
tendance est à une plus grande prise en compte des éléments cognitifs et de 
personnalité sur lesquels reposent les pronostics fiables.

Jérôme Endrass et Astrid Rossegger

Il existe plusieurs approches méthodologiques pour 
évaluer le risque de récidive des auteurs de violences 
et d’infractions sexuelles, la plus ancienne étant 
l’expertise clinique. Cette approche – qui était la 
plus répandue il y a vingt ans – ne repose sur l’uti-
lisation d’aucune liste de contrôle ni d’aucun outil 
permettant de garantir l’uniformité des processus, 
s’en remettant à la seule expertise du professionnel. 
Plusieurs méta-analyses sont toutefois parvenues 
à la conclusion que cette forme d’évaluation était 
peu fiable. La doctrine dominante en déconseille 
donc l’usage, recommandant plutôt d’apprécier le 
risque à l’aide d’un outil standardisé. 

La personnalité plus importante...
Bien que les experts médico-légaux de différentes 
disciplines approuvent largement l’exigence d’une 
standardisation de l’évaluation du risque, des ré-
sultats de travaux de recherche récents indiquent 
que les pronostics établis dans le cadre de processus 
non standardisés ne sont pas en soi moins fiables 
que ceux établis dans le cadre de processus stan-
dardisés. La pertinence d’un pronostic clinique est 
plutôt étroitement liée à la personnalité de l’expert. 
Les personnes qui possèdent des compétences so-
lides en matière de pronostics sont surtout celles 
qui se laissent peu influencées par des biais cogni-
tifs, qui ne sont pas fermées à la nouveauté et qui 
font preuve d’ouverture d’esprit lorsqu’on remet en 
question leur point de vue.

...que l’expertise technique
Il est intéressant de constater que l’expertise tech-
nique ne joue qu’un rôle mineur dans la compétence 
en matière de pronostics. Des chercheurs ont identi-
fié les caractéristiques qui permettent d’établir des 
pronostics fiables et pu démontrer que la compé-
tence en la matière est une donnée constante. Des 

études empiriques montrent par ailleurs que les 
personnes qui possèdent de solides compétences 
en matière de pronostics obtiennent régulièrement 
de meilleurs résultats que les échelles standardi-
sées et les algorithmes générés empiriquement, ce 
que la recherche médico-légale sur l’évaluation du 
risque de récidive ne prend guère en considération 
à l’heure actuelle. 

On distingue trois approches standardisées 
d’évaluation du risque : l’approche biostatistique, 
l’approche psychométrique et l’approche du juge-
ment clinique structuré.

Approche biostatistique
Les outils actuariels d’évaluation du risque, qui 
s’inscrivent dans une approche biostatistique, per-
mettent d’étudier, dans le cadre d’une modélisation 
statistique, la relation entre un grand nombre de 
variables criminologiques, sociodémographiques, 
psychiatriques et psychologiques et la récidive au 
sein d’une population de délinquants. Ils ne re-
posent sur aucune superstructure théorique, mais 
uniquement sur l’analyse de corrélations bivariées. 
L’une des conséquences est qu’il faut s’accommoder 
de « corrélations trompeuses », c’est-à-dire de cor-
rélations qui résultent de la non prise en considé-
ration de variables tierces.

Une autre caractéristique des outils actuariels 
est qu’ils portent sur de longues périodes d’obser-
vation allant de 5 à 15 ans, ce qui implique que ce 
sont surtout des facteurs très généraux et stables 
dans le temps qui y soient intégrés. Ainsi, les va-
riables relatives aux antécédents criminels et à la 
dissociabilité générale jouent un rôle important 
dans la plupart des instruments statistiques. Les 
critères de différenciation clinique, tels que la ré-
ceptivité au traitement, sont, quant à eux, très peu 
pris en compte.
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Facilité d’utilisation
Dans la région germanophone, différents outils 
actuariels ont fait leurs preuves. On pense notam-
ment à l’échelle Statique-99 et à ses dérivés, la Sta-
tique-99R, la Statique-2002 et la Statique-2002R, 
ainsi qu’au Violence Risk Appraisal Guide (VRAG) 
et au Sex Offender Risk Appraisal Guide (SORAG), 
qui forment désormais le VRAG-R. Ces outils sont 
faciles à utiliser, car ils se limitent aux quelques 
facteurs qui ont été associés à la récidive sur une 
très longue période au sein de grandes populations 
de délinquants. De plus, ces facteurs sont faciles à 
coder, et les exigences posées aux utilisateurs sont 
peu élevées. N’ayant pas été spécialement conçus 
pour la psychiatrie et la psychologie légales, ces 
instruments peuvent en effet aussi être utilisés par 
des professionnels n’ayant reçu aucune formation 
en médecine légale.

Approche psychométrique
D’autres outils, basés sur la psychométrie, se sont 
également imposés. Leur création est bien plus com-
plexe que celle des outils actuariels. Tous reposent 
sur une théorie psychologique, à partir de laquelle 
on définit les différents items d’un test. L’élaboration 
d’un outil psychométrique est soumise à un vaste 
processus empirique visant à créer des échelles qui 
permettent d’évaluer les facteurs psychologiques 
considérés.

L’une des principales théories qui s’est établie 
comme fondement à l’élaboration des outils psycho-
métriques est la « théorie classique des tests ». Cette 
dernière revêt une importance particulière dans le 
domaine médico-légal depuis que des représentants 
de la psychiatrie légale et de la justice allemande 
ont exigé, dans un article qui fait date, que les outils 
utilisés pour évaluer le risque de récidive respectent 
les critères de qualité des tests. Ce faisant, ils sont 
toutefois passés outre le fait que, si le respect de 
ces critères est très utile, voire essentiel, s’agissant 
des outils psychométriques, il ne l’est qu’en partie 
pour les autres approches méthodologiques. Cet 
aspect a son importance dans la mesure où seule 
une infime partie des 400 outils d’évaluation du 
risque existants a été élaborée à l’aide de méthodes 
psychométriques. Il faut, en outre, tenir compte du 
fait que les instruments psychométriques ne sont, 
en règle générale, qu’indirectement pertinents pour 
l’évaluation du risque. Enfin, ils ont été créés dans 
le but d’élaborer une construction théorique spé-
cifique, et non pas d’apprécier le risque de récidive. 
La validité prédictive des outils psychométriques 
provient du fait que l’une de leurs échelles intègre 
des facteurs qui permettent d’établir des corréla-
tions avec ce dernier.

L’outil psychométrique le plus connu est sans 
doute la Psychopathy Checklist-Revised (PCL-R), qui 
est une échelle de psychopathie. Sont parfois aussi 
utilisées dans le domaine médico-légal l’échelle d’im-
pulsivité de Barratt (BIS) et la Severe Sexual Sadism 
Scale, qui est une échelle spécifique d’évaluation 
du sadisme. Ces outils n’ont pas été spécialement 
développés pour évaluer le risque de récidive des 
délinquants sexuels, mais ils se sont révélés être des 
outils de diagnostic précieux pour cette population.

Jugement clinique structuré
La troisième famille d’outils est composée des outils 
de jugement clinique structuré. Dans ce cas, un en-
tretien clinique structuré est mené afin de recueil-
lir les informations nécessaires à l’appréciation du 
risque. En Suisse, on recourt dans la pratique à trois 
méthodes notamment, qui ont toutes été spécia-
lement conçues pour évaluer le risque de récidive. 
La liste de critères développée par Volker Dittmann 
(« Basler-Liste ») est utilisée notamment par les com-
missions spécialisées des deux concordats suisses 
alémaniques. Le deuxième outil suisse est FOTRES, 
que Frank Urbaniok a conçu pour répondre aux be-
soins des psychothérapeutes forensiques. Le troi-
sième est le HCR-20, qui est l’outil le plus répandu 
en Suisse et dans le monde. FOTRES revêt un intérêt 
particulier dans le contexte qui nous occupe ici dans 
la mesure où il a été testé sur un échantillon consti-
tué pour moitié d’auteurs d’infractions sexuelles et 
où il prend en compte, pour la conceptualisation de 
cas, plusieurs facteurs de risque opérationnalisés, 
typiques des auteurs d’infractions sexuelles.

Réévaluation des valeurs statistiques
Depuis au moins le début des années 1970, la psy-
chiatrie et la psychologie légales s’interrogent sur 
la meilleure manière d’évaluer le risque de récidive 
des auteurs de violences et d’infractions sexuelles. 
L’idéologie du « nothing works », qui prévalait au 
début,  a laissé place à un enthousiasme qui a 
conduit à la conception et à la publication de plus 
de 400 outils permettant d’évaluer le risque de ré-
cidive. Une analyse des publications qui remettent 
en cause le bien-fondé des pronostics et de celles 
qui y sont, au contraire, favorables révèle que la 
qualité de ces outils ne s’est guère améliorée au 
cours des cinquante dernières années. On a, en 
revanche, procédé à une réévaluation des valeurs 
statistiques obtenues.

On a, en outre, assisté à une recrudescence des 
études de catamnèse sur le lien entre le résultat 
fourni par l’outil et la récidive. Ces études préten-
daient vouloir examiner de manière exhaustive la 
validité prédictive des outils d’évaluation du risque. 

« Des études 
empiriques 
montrent par ail-
leurs que les per-
sonnes qui pos-
sèdent de solides 
compétences 
en matière de 
pronostics ob-
tiennent réguliè-
rement de meil-
leurs résultats 
que les échelles 
standardisées et 
les algorithmes 
générés empiri-
quement. »
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Un seul outil n’étant pas suffisant pour répondre à la complexité de 
l’évaluation médico-légale du risque, les professionnels devraient 
savoir en utiliser plusieurs. Photo : Salle de consultation du service de 
médecine légale pour adultes des Cliniques psychiatriques universi-
taires (UPK) de Bâle � (Peter Schulthess, 2021)

Coup de projecteur : Délinquants sexuels
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En y regardant de plus près, il apparaît toutefois 
qu’elles n’ont pas tenu leurs promesses. Ces études 
se sont, pour la plupart, uniquement intéressées au 
nombre de cas dans lesquels les récidivistes avaient 
obtenu un score plus élevé que les non-récidivistes.

Certains outils (p. ex., le VRAG ou la Statique-99) 
permettent non seulement d’obtenir un score, mais 
aussi de classer ce dernier dans des catégories de 
risque auxquelles correspondent les taux de réci-
dive attendus. Ces taux de récidive – en apparence 
précis – sont considérés comme le point fort de ces 
outils, car le résultat de l’évaluation est plus facile 
à appréhender. Alors qu’avec FOTRES, par exemple, 
il est uniquement question d’un « risque de base 
modéré », le VRAG indique, dans sa version origi-
nale, un taux de récidive de 100 % pour la catégorie 
de risque 9.

Des études empiriques à grande échelle me-
nées sur des délinquants suisses ont toutefois ré-
vélé que ces résultats ne sont pas transposables à 
notre pays. Les taux de récidive obtenus de manière 
empirique en Suisse sont nettement inférieurs à 
ceux de l’échantillon de développement canadien. 
Des résultats comparables ont également été trou-
vés pour d’autres outils. Des études de catamnese 
récemment menées en Suisse indiquent qu’il faut 
s’attendre à une nouvelle baisse des taux de récidive. 
Il apparaît donc qu’une utilisation des valeurs nor-
matives fournies par les outils statistiques (p. ex., la 
Statique, le VRAG et leur version révisée) n’est pas 
défendable d’un point de vue scientifique.

Un processus en plusieurs étapes
Un ouvrage de référence paru récemment (voir bi-
bliographie) présente une démarche étayée scien-
tifiquement, qui prévoit un processus d’évaluation 
du risque en plusieurs étapes. Selon ce processus, 
plusieurs instruments devraient être utilisés pour 
les différentes étapes de clarification et de classifi-
cation. Un seul outil ne suffisant, par ailleurs, pas 
à répondre à la complexité de l’évaluation médico-
légale du risque, les professionnels devraient savoir 

en utiliser plusieurs. Cette démarche met en outre 
davantage l’accent sur le caractère empirique que 
doit revêtir le processus.

Ne plus se focaliser sur la recherche des 
meilleurs outils
Ce changement de paradigme doit imprimer un 
nouvel élan à l’évaluation médico-légale du risque. 
Depuis plus d’un demi-siècle, la psychologie et la 
psychiatrie légales s’intéressent aux méthodes 
d’évaluation du risque. Trop rapidement, on a cher-
ché à savoir si certains outils étaient meilleurs que 
d’autres. On a occulté toutes les autres branches de 
recherche qui sont pertinentes pour la pose d’un 
diagnostic. On ne s’est, par exemple, guère intéressé 
aux éléments cognitifs et de personnalité sur les-
quels reposent les pronostics fiables, et on n’a pas 
davantage pris en compte la littérature spécialisée 
consacrée à ce sujet.

Dans les années 1960, le psychologue américain 
Abraham Maslow a défini le biais cognitif consis-
tant à travestir la réalité d’un problème complexe 
en le transformant en fonction des réponses (les 
outils) dont on dispose comme la « théorie de l’ins-
trument » ou le « marteau de Maslow ». « Si le seul 
outil que vous avez est un marteau, vous tendez à 
voir tout problème comme un clou » : c’est de cette 
façon que Maslow a formulé de manière carica-
turale le biais cognitif qu’il a étudié. Il est grand 
temps que les sciences humaines forensiques se 
détachent du marteau de Maslow et arrêtent de 
se focaliser sur la recherche des meilleurs outils 
de diagnostic.
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« La qualité des 
outils permet-
tant d’évaluer 
le risque de ré-
cidive ne s’est 
guère améliorée 
au cours des cin-
quante dernières 
années. On a, en 
revanche, pro-
cédé à une réé-
valuation des va-
leurs statistiques 
obtenues. »
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Stefan Schmalbach est respon-
sable du domaine Evaluation et 
soutien du service de psychiatrie 
et de psychologie du canton de 
Zurich (Psychiatrisch-Psycholo-
gischen Dienst ; PPD).
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Pas de guérison, mais une 
amélioration de la capacité 
à se contrôler
Thérapie préventive axée sur l’infraction dans le traitement des délinquants 
sexuels 

Le traitement des délinquants sexuels – comme celui des personnes qui com-
mettent d’autres infractions – a pour but d’améliorer leur capacité à se contrô-
ler et d’accroître leur inclination à vivre sans commettre d’infractions. Le succès 
du traitement, qui dure souvent plusieurs années, dépend essentiellement de 
la capacité du thérapeute à instaurer une relation thérapeutique solide et de la 
confiance que lui accorde le délinquant.

Stefan Schmalbach

En Suisse, les délinquants sexuels – qui sont en grande 
majorité des hommes – sont pris en charge dans 
des cliniques médico-légales spécialisées ou dans 
des établissements d’exécution fermés. Le degré de 
diminution de la responsabilité pénale est souvent 
déterminant dans le type de placement et de traite-
ment ordonné. S’il est reconnu à l’auteur une respon-
sabilité fortement restreinte, voire nulle, au moment 
des faits en raison, par exemple, d’un épisode aigu de 
schizophrénie, la prise en charge s’effectue en règle 
générale dans une clinique médico-légale spécialisée. 
En revanche, si une pleine responsabilité ou une res-
ponsabilité légèrement restreinte sont admises, le 
traitement a lieu dans un établissement pénitentiaire 
ou dans un centre d’exécution des mesures.

Absence fréquente de troubles psychiques
Selon le droit suisse, un juge ne peut ordonner un 
traitement visant à prévenir la récidive que si l’au-
teur souffrait, au moment d’agir, d’un grave trouble 
mental pour lequel existent des traitements ayant 
des chances de succès. Cette condition pose un pro-
blème dans la mesure où certains délinquants sexuels 
ne sont pas atteints d’un tel trouble, mais ils n’en 
demeurent pas moins dangereux et ont besoin d’un 
traitement. Ainsi, un grand nombre de violeurs ne 
souffrent d’aucun trouble mental tel que défini dans 
les classifications diagnostiques classiques utilisées 
en psychiatrie (CIM, DSM). Les raisons de leur passage 
à l’acte sont plutôt à chercher ailleurs, par exemple 
dans un besoin marqué de domination, une agres-
sivité provoquée par de la colère ou une vision du 

monde particulière, portée sur la délinquance. On 
pense souvent, à tort, qu’un délinquant sexuel a for-
cément des rapports compliqués à sa propre sexualité 
ou des problèmes psychiques. 

Quelques chiffres du service de psychiatrie et 
de  psychologie (Psychiatrischen Psychologischen 
Dienst ; PPD) de l’Office de l’exécution judiciaire et de 
la réinsertion du canton de Zurich (Amt für Justizvoll-
zug und Wiedereingliederung) viennent appuyer ce 
constat : sur les 311 personnes qui ont, depuis 2013, 
débuté un traitement préventif à la suite de l’examen 
approfondi qui a été réalisé à leur admission, près de 
30 % étaient des délinquants sexuels. Les infractions 
contre l’intégrité sexuelle des enfants et les viols 
étaient, de loin, les infractions les plus fréquentes, 
suivies de l’exhibitionnisme, de la pornographie, des 
actes d’ordre sexuel sur des personnes incapables 
de discernement et du harcèlement sexuel. Un peu 
plus de 56 % des délinquants sexuels présentaient 
un trouble de la personnalité, une proportion qui ne 
différait pas significativement de celle enregistrée 
chez l’ensemble des délinquants ayant bénéficié d’un 
traitement (60 %). 

Il en va différemment en ce qui concerne les 
troubles de la préférence sexuelle : si parmi tous les 
délinquants traités, seuls 17 % étaient atteints d’un tel 
trouble, ils étaient 55 % parmi les délinquants sexuels. 
Ce taux met toutefois aussi en évidence qu’un grand 
nombre de délinquants sexuels en sont dépourvus 
(45 %). Les troubles de la préférence sexuelle (para-
philies) les plus courants pouvant amener à com-
mettre des infractions sexuelles sont la pédophilie, 

« Certains délin-
quants sexuels 
ne souffrent 
pas d’un trouble 
mental, mais ils 
n’en demeurent 
pas moins dan-
gereux et ont be-
soin d’un traite-
ment. »
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le fétichisme, l’exhibitionnisme, le sadomasochisme, 
le voyeurisme et le frotteurisme.

Développer une capacité de contrôle (de soi)
Le traitement des délinquants sexuels, comme celui 
des autres délinquants, poursuit deux objectifs prin-
cipaux. Premièrement, il vise à améliorer leur capacité 
à se contrôler, c’est-à-dire qu’il doit leur permettre de 
prendre conscience des problèmes personnels qui ont 
joué un rôle dans leur passage à l’acte et d’apprendre 
à les aborder de façon constructive. Idéalement, cela 
devrait à l’avenir leur permettre de se comporter 
différemment (sans commettre d’infraction) dans 
des situations similaires. Le traitement a également 
pour but de diminuer durablement leur inclination 
à commettre des délits. Pour ce faire, on recourt gé-
néralement à des stratégies visant à renforcer les 
ressources dont ils disposent de manière à ce qu’ils 
puissent les utiliser à des fins positives. Dans l’his-
toire du traitement des délinquants sexuels, l’idée 
s’est imposée très tôt que l’objectif visé ne pouvait 
pas être la guérison ou le rétablissement de l’auteur, 
mais devait être le développement d’une capacité de 
contrôle (de soi).

Un examen minutieux
Pour que le traitement ait des chances de succès, il 
est essentiel de procéder, à l’admission, à un examen 
minutieux et approfondi selon le principe du contrôle 
multiple, comprenant une analyse complète du dos-
sier, une anamnèse, une évaluation des risques et la 
formulation d’une hypothèse sur les raisons de l’in-
fraction, validée par plusieurs professionnels. Un tel 
examen s’étend en général sur plusieurs mois. Les 
premières séances visent avant tout à vérifier et com-
pléter les parcours personnel et pénal de l’intéressé. 
Parallèlement, on évalue son aptitude et sa moti-
vation à suivre une thérapie ainsi que la nécessité 
de cette dernière. C’est souvent à ce stade-là que le 
délinquant découvre pour la première fois comment 
se déroule un traitement. L’un des éléments clés est 
la formulation d’une hypothèse aussi convaincante 
que possible sur les raisons de l’infraction, qui tienne 
compte des caractéristiques de risque individuelles 
ayant joué un rôle dans cette dernière, caractéris-
tiques à partir desquelles on détermine les champs 
d’action thérapeutiques.

Les programmes thérapeutiques les plus répan-
dus pour les délinquants sexuels prévoient souvent 
une thérapie de groupe en plus d’une thérapie indivi-
duelle. Au début, les intéressés se montrent souvent 
sceptiques et ont une réaction de rejet. Cette réaction 
est exacerbée en milieu fermé par la stigmatisation 
dont font l’objet les délinquants sexuels (en particu-
lier, ceux qui s’en sont pris à des mineurs), qui sont 

généralement les détenus les plus mal traités dans 
la hiérarchie carcérale.

Concilier des intérêts divergents
Au début du traitement, l’accent est mis sur la trans-
mission d’informations, le travail de motivation, 
l’identification et le renforcement des ressources 
ainsi que la pose minutieuse de l’indication. Le 
thérapeute se retrouve confronté à des intérêts 
divergents dont il doit tenir compte. Il doit, en pa-
rallèle, constamment réfléchir à la position qu’il 
adopte en tant que thérapeute afin de ne pas se 
laisser influencer par l’une ou l’autre partie. Il doit 
prendre en considération la situation de l’auteur, 
qui perçoit souvent (et c’est compréhensible) sa 
thérapie comme une mesure de contrainte. C’est la 
raison pour laquelle il doit généralement commen-
cer par effectuer un travail de clarification afin de 
convaincre l’intéressé de suivre une thérapie préven-
tive axée sur l’infraction. De même, il est nécessaire 
d’instaurer un rapport de travail solide même si les 
conditions ne sont pas toujours idéales.

Outre les intérêts de l’auteur, le thérapeute doit 
prendre en compte des exigences tout autres, comme 
l’intérêt public de sécurité, la protection des victimes, 
les prescriptions légales et l’intérêt des médias. L’ex-
périence montre que ce dernier est particulièrement 
marqué lorsqu’une personne qui suit ou a suivi un 
traitement récidive. Le risque existe que le thérapeute 
privilégie, plus ou moins consciemment, l’une de ces 
exigences, ce qui peut l’amener à se montrer proac-
tif ou, au contraire, à avoir une attitude craintive 
ou d’évitement. Ces réactions influencées par des 
facteurs extérieurs vont à l’encontre de l’objectif de 
prévention de la récidive.

Une prise de conscience approfondie en ligne 
de mire
La phase de traitement suivante consiste à effectuer 
un travail approfondi, centré sur l’infraction, dans le 
but de permettre à l’auteur de mieux comprendre les 
circonstances personnelles et le contexte situation-
nel l’ayant amené à passer à l’acte, en tenant compte 
des caractéristiques de risque individuelles et des 
facteurs criminogènes personnels. C’est à cela que 
servent, dans la partie de cette importante phase de 
traitement qui n’est pas consacrée à l’infraction, la 
réflexion sur le comportement en matière de com-
munication, les exercices sur la perception de soi et 
des autres, l’entraînement aux compétences sociales, 
la gestion du stress, la perception des émotions, le 
comportement moral et l’empathie, la réflexion sur 
les stéréotypes de genre, le contrôle des dépendances 
ainsi que le travail d’information et d’éducation sur 
la sexualité humaine.

« Le traite-
ment doit per-
mettre aux 
auteurs d’infrac-
tions de prendre 
conscience des 
problèmes per-
sonnels qui ont 
joué un rôle dans 
leur passage à 
l’acte et d’ap-
prendre à les 
aborder de façon 
constructive. »

« L’auteur doit 
mieux com-
prendre les cir-
constances per-
sonnelles et le 
contexte situa-
tionnel l’ayant 
amené à passer 
à l’acte. »
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Les objectifs visés par le traitement (photo : salle de consultation de la 
clinique de psychiatrie médico-légale de Rheinau) ne peuvent être atteints 
que si la relation thérapeutique est suffisamment solide et si l’auteur  
accorde sa confiance au thérapeute.� Photo : Peter Schulthess, 2019

Coup de projecteur : Délinquants sexuels 
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Dans la partie consacrée à l’infraction, on s’attache 
à effectuer une reconstitution complète de cette der-
nière. Au centre des préoccupations figurent le par-
cours de vie personnel du délinquant, ses distorsions 
cognitives avant et après l’infraction, les différentes 
étapes du passage à l’acte, les processus de prise de 
décision, les situations à risque, la satisfaction des be-
soins, le contrôle des fantasmes sexuels et le dévelop-
pement de l’empathie. Des interventions spécifiques 
consistent, entre autres, à dresser un « panorama du 
délit » retraçant les événements de vie ayant conduit 
l’intéressé à passer à l’acte et toutes les infractions 
qu’il a commises, à travailler sur un aspect particulier 
de l’infraction, à analyser les distorsions cognitives, à 
élaborer un cycle du passage à l’acte représentant les 
différentes phases de l’infraction, à tenir un journal 
des fantasmes, à faire de l’éducation sexuelle et de la 
pédagogie autour des agressions sexuelles et à traiter 
de la gestion des risques et des crises.

La confiance est primordiale
Les processus de changement chez l’être humain 
n’étant pas linéaires ni de courte durée, il faut 
s’attendre à des crises ou à des retours en arrière 
au cours du traitement. Il faut également tenir 
compte des situations de stress auxquelles l’auteur 
est confronté : les allègements dans l’exécution, les 
changements ou la poursuite du traitement en liberté 
constituent, par exemple, des étapes délicates. Les ob-
jectifs visés par le traitement ne peuvent être atteints 
que si la relation thérapeutique est suffisamment so-
lide et si l’auteur accorde sa confiance au thérapeute.

Dans les traitements somatiques, la castration 
chirurgicale, qui était autrefois pratiquée, a presque 
totalement été remplacée par des traitements médi-
camenteux. Ces derniers entraînent une diminution 
de la réceptivité sexuelle, effet qui peut être annihilé 
par des composantes psychiques spécifiques (p. ex., 
un besoin marqué de domination). Des médicaments 
inhibiteurs de pulsions peuvent toutefois, pour autant 
que l’intéressé consente à suivre le traitement – la 
médication forcée n’étant pas autorisée ! -, amélio-
rer la capacité à se contrôler. Ce traitement doit tou-
tefois être associé à un suivi psychothérapeutique, 
sans quoi il risque de n’apporter qu’un semblant de 
solution, laissant craindre une évolution chronique.

Des allègements à accorder le plus tôt possible
Lorsque la phase centrale du traitement destiné à pré-
venir la récidive (analyse de l’infraction) s’est achevée 
avec succès, commence une autre phase lors de la-
quelle on encourage l’intéressé à développer un com-
portement et des attitudes qui l’aideront à prévenir 
la commission d’infractions. Tôt ou tard se pose, dans 
la plupart des traitements préventifs de la récidive, 

la question de savoir dans quelle mesure les progrès, 
qui sont généralement accomplis au sein d’une insti-
tution, se confirmeront une fois que l’intéressé sera 
en liberté. Des mesures à valeur de test, qui prennent 
le plus souvent la forme d’allègements progressifs 
dans l’exécution, sont par conséquent nécessaires. 
D’un point de vue thérapeutique, ces allègements de-
vraient être accordés le plus tôt possible, à condition 
que le traitement soit suffisamment avancé. Plus la 
phase de test est courte, plus le risque est élevé que 
des crises et/ou des situations à risque se présentent 
lorsque l’intéressé aura retrouvé sa liberté, avec toutes 
les difficultés et les tentations que cela implique. En 
fonction de la gravité de l’infraction commise et/ou 
du risque présenté au départ, il peut être fait appel 
à des instances neutres et extérieures (commissions 
spécialisées) pour prendre ces décisions.

Contrôle autonome
La dernière phase du traitement consiste à aider l’au-
teur à mener une vie en liberté satisfaisante et à se 
réinsérer aussi bien socialement que professionnelle-
ment. Pour prévenir la récidive, il doit mettre en pra-
tique au quotidien ce qu’il a appris à faire jusque-là 
dans le cadre de la thérapie axée sur l’infraction. On 
lui explique, par ailleurs, comment contrôler de façon 
autonome ses caractéristiques de risque individuelles. 
L’utilité de ce contrôle est régulièrement validée, et 
l’équipe en charge du traitement présente, au moins 
une fois par an, aux autorités d’exécution compé-
tentes un rapport sur le déroulement du traitement.

Les psychothérapies forensiques sont générale-
ment plus longues que les psychothérapies classiques, 
s’étendant souvent sur plusieurs années. Cette longue 
durée peut se révéler un vrai « luxe », car elle permet 
de disposer de suffisamment de temps pour gérer les 
crises ou réparer des erreurs. Elle peut toutefois aussi 
être perçue comme une contrainte lorsque les déci-
sions relatives aux allègements traînent en longueur 
ou que l’intéressé n’a aucune idée précise de la date 
à laquelle son traitement prendra fin (comme c’est, 
par exemple, le cas lors d’une mesure institutionnelle 
au sens de l’art. 59 CP).

Il est possible de recourir aux centres d’aide aux 
victimes compétents lorsque des contacts personnels 
entre les personnes qui ont commis une infraction et 
celles qui en ont été victimes semblent judicieux et 
justifiés dans l’optique d’une réduction des risques. 
L’expérience montre que ce n’est que rarement le cas. 
L’institution responsable ne devrait encourager de tels 
contacts qu’avec la retenue appropriée. Afin d’éviter 
toute victimisation et tout traumatisme secondaires, 
il est impératif de faire appel à des professionnels 
spécialisés dans le travail auprès des victimes et qui 
défendent leurs intérêts.

« Les proces-
sus de change-
ment chez l’être 
humain n’étant 
pas linéaires ni 
de courte durée, 
il faut s’attendre 
à des crises ou 
à des retours en 
arrière au cours 
du traitement. »
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D’un point de vue thérapeutique, les allègements dans l’exécution (photo : 
cellule de l’établissement pénitentiaire ouvert de Saxerriet, qui dispose 
également de places destinées à la semi-détention et au travail externe) 
devraient être accordés le plus tôt possible. Plus la phase de test est 
courte, plus le risque est élevé que des crises et/ou des situations à risque 
se présentent lorsque l’intéressé aura retrouvé sa liberté. 
 � Photo : Peter Schulthess, 2019

Coup de projecteur :  Délinquants sexuels  
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René Duc est le chef de l’Office 
des sanctions et des mesures 
d’accompagnement du canton 
du Valais (OSAMA).

Coup de projecteur :  Délinquants sexuels  

« La liberté ne 
s’apprécie pas 
une fois pour 
toutes, mais fait 
l’objet de déci-
sions ponctuelles 
compte tenu 
de la situation 
en cause. »

Chaque étape vers la liberté 
est un moment crucial
Réinsertion des délinquants sexuels

L’amendement d’un délinquant est un gage de sécurité publique. Mais com-
ment y parvenir lorsqu’il s’agit de l’auteur d’infractions sexuelles ? Le Conseil 
de l’Europe recommande de cibler le risque de dangerosité et de le gérer par des 
moyens appropriés sans jamais rompre la chaîne de l’information. En Valais, 
l’Office des sanctions et des mesures d’accompagnement (OSAMA) procède déjà 
de cette manière. Cette autorité tisse un réseau qui accompagne un auteur 
d’infractions sexuelles tout au long du processus pénal. Un cheminement vers la 
liberté sous haute surveillance. Entretien avec René Duc, chef de l’Office.

Patricia Meylan

Réduire la récidive d’infractions sexuelles est le 
but ancré dans les premières lignes de la nouvelle 
recommandation adoptée par le Conseil de l’Eu-
rope. Un délinquant qui ne récidive pas doit se 
comprendre comme une personne réinsérée socia-
lement. L’exécution de la sanction prononcée doit 
donc être orientée vers l’amendement du délin-
quant. Pour atteindre ce but, la recommandation 
préconise les moyens suivants : « une évaluation 
ciblée des risques et des plans de traitement et 
d’intervention individualisés ».

Exécution et probation
Dès lors que l’exécution des peines et des mesures 
pénales est du ressort des cantons, l’organisation 
en la matière varie d’un canton à l’autre. En Valais, 
l’OSAMA représente à la fois l’autorité d’exécution 
des sanctions et l’autorité d’assistance de probation. 
Rattaché au Service de l’application des peines et me-
sures, l’OSAMA est dirigé depuis 2015 par René Duc. 

Dans sa première fonction, l’Office est respon-
sable du détenu durant le parcours carcéral ; il orga-
nise les modalités d’exécution de la peine et aménage 
les allègements de la détention, respectivement de 
la mesure. Dans la seconde fonction, il accompagne 
le condamné dans son programme de réinsertion et 
il veille au respect des règles de conduite en liber-
té. Dans les deux rôles, l’Office doit penser tant à 
la réinsertion de l’auteur qu’à la sécurité publique. 

Progression vers la liberté
Selon les termes mêmes de la recommandation, les 
crimes contre l’intégrité sexuelle causent « un pré-
judice important et durable, notamment physique 

et psychologique aux victimes et à leur environ-
nement immédiat [… ils] ont également de graves 
répercussions sur la société ». Comment peut-on 
dès lors rendre leur liberté à ces auteurs ? A cette 
question de béotien, René Duc répond que la liberté 
ne s’apprécie pas une fois pour toutes, mais qu’elle 
fait l’objet de décisions ponctuelles compte tenu de 
la situation en cause.

Le processus pénal est jalonné d’étapes qui ap-
pellent une décision d’octroi ou de refus d’un élar-
gissement : libérer une personne de la détention 
provisoire ou de la détention pour motifs de sû-
reté, déterminer l’exécution de peine en milieu  
ouvert ; accorder le régime de travail et de logement 
externes, ou un congé, ou encore prononcer la libéra-
tion conditionnelle. La liberté n’est donc pas rendue 
d’un coup, le condamné doit la reconquérir petit à 
petit. « L’idée est de le faire progresser, de le conduire 
progressivement vers la liberté avec un risque de ré-
cidive qui tend vers zéro », précise René Duc. 

Triple approche
Pour permettre la progression du délinquant tout 
en maîtrisant le risque pour la société, l’OSAMA tra-
vaille selon une triple approche : gestion du risque, 
gestion du cas, gestion de l’information. « Gérer le 
risque signifie deux choses. D’une part, nous devons 
pouvoir rendre, à tout moment, une appréciation 
du risque présenté par le prévenu ou le condamné. 
D’autre part, nous devons être capables de mettre 
en place les mesures adéquates pour maîtriser 
le risque identifié. Gérer le cas consiste à pouvoir 
suivre chaque dossier sans rupture ni cloisonne-
ment tout au long du parcours pénal. La double 
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« Conduire progressivement (le 
condamné) vers la liberté avec un 
risque de récidive qui tend vers zéro » 
Photo : Peter Schulthess, 2019

Coup de projecteur :  Délinquants sexuels  

mission de mon Office, exécution et probation, 
garantit la continuité au sein d’une même entité. 
Cette structure permet d’éviter les ruptures de suivi. 
Quant à la gestion de l’information, elle demande 
que chaque partenaire du réseau tissé autour du 
condamné dispose de toutes les informations né-
cessaires au suivi d’une affaire ; dans le respect de 
la proportionnalité, de la protection des données 
et des secrets », explique René Duc. 

Évaluation et maîtrise de la dangerosité
L’évaluation du risque est la pierre angulaire de la 
gestion des auteurs d’infractions sexuelles. Dès 
lors qu’ils présentent des facteurs criminogènes 
particuliers, l’évaluation de leur dangerosité doit 
être à la fois globale, spécifique et constante. Pour 
René Duc : « chaque étape vers la liberté doit faire 

l’objet d’une évaluation globale et être encadrée 
de mesures strictes parce que chaque étape vers 
la liberté est une étape cruciale ».

Une évaluation ciblée des risques est le fonde-
ment de la recommandation du Conseil de l’Europe ; 
c’est également la base sur laquelle l’OSAMA fonde 
ses interventions. « L’évaluation du risque demande 
de réunir et d’apprécier le plus grand nombre pos-
sible de sources pertinentes, de facteurs de risque 
et de protection. Pour chaque cas, nous épluchons le 
jugement pénal, l’expertise, le casier judiciaire. Nous 
cherchons à connaître les antécédents judiciaires et 
psychiatriques de la personne en question. Nous 
nous intéressons encore à toute autre information 
utile comme son rapport à l’alcool et aux drogues, 
sa situation financière, familiale, sentimentale ou 
encore son niveau de formation. Bien sûr, nous pro-
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« Gérer le cas 
consiste à pou-
voir suivre 
chaque dossier 
sans rupture ni 
cloisonnement 
tout au long du 
parcours pénal. »

« Il n’est pas 
question de suivi 
général, chacun 
fait l’objet d’un 
suivi personna-
lisé. »

cédons également à des entretiens personnels ». 
En cas de doute, et d’obligation légale, l’OSAMA 
s’adresse à la Commission d’examen de la dange-
rosité. Cette commission administrative interdis-
ciplinaire se prononce alors sur la dangerosité que 
la personne en cause présente pour la collectivité. 

Réseau de compétences
L’évaluation du risque de récidive permet no-
tamment de déterminer les moyens à mettre en 
œuvre pour que ce risque ne se réalise pas. Sur ce 
point encore, la recommandation et la pratique de  
l’OSAMA convergent. Mais la mise en œuvre de 
plans de traitement demande des compétences 
spécialisées interdisciplinaires. L’OSAMA est formé 
d’experts, à commencer par René Duc, qui est psy-
chologue spécialiste en psychologie légale, formé en 
psychothérapie et neuropsychologie et qui connaît 
le monde pénitentiaire de longue date pour y avoir 
officié comme chef du groupe probation. L’équipe 
compte d’autres experts psycho-légaux, des juristes 
et du personnel administratif spécialisé. 

À ce noyau d’experts internes s’ajoutent les ex-
perts externes. En effet, l’OSAMA fonctionne en ré-
seau quand il est autorité de probation. Il mandate 
des spécialistes pour assurer des tâches précises. Il 
peut s’agir de partenaires de droit public comme le 
Service de médecine pénitentiaire de l’Hôpital du 
Valais, la Fondation Addiction Valais, les centres 
médico-sociaux, les services de curatelles, les offices 
régionaux de placement et – bien évidemment – les 
corps de police. Il peut s’agir de partenaires de droit 
privé comme Emmaüs, Caritas, ou encore d’associa-
tions d’hébergement pour personnes en situation de 
précarité à l’instar du Centre d’accueil pour adultes 
en difficulté (CAAD) à Saxon. L’Office valaisan colla-
bore également avec d’autres cantons, notamment 
en ce qui concerne la prise en charge thérapeutique 
en groupe des délinquants sexuels.

Il apparaît que la triple approche valaisanne 
s’identifie à la recommandation qui retient, elle, la 
trilogie « évaluation, gestion, réinsertion ».

Exemples
Les exemples suivants permettent d’illustrer le 
travail d’évaluation, de prévention, d’accompagne-
ment et de surveillance qui entoure chaque phase 
d’élargissement. 

Un procureur envisage la libération sous condi-
tions de la détention provisoire d’un prévenu d’in-
fractions sexuelles. Il s’adresse à l’OSAMA. Les ex-
perts de l’Office en collaboration avec l’établissement 
de détention et les partenaires du réseau probation 
procèdent à une évaluation ciblée de la dangerosité 
et des mesures à mettre en place. Il apparaît que, 

pour maîtriser le risque en liberté, il faut prononcer 
un suivi psychiatrique, une interdiction de contact, 
une surveillance électronique et une astreinte à des 
contrôles d’abstinence à l’alcool et aux drogues. 
L’OSAMA doit organiser avec les entités spécialisées 
compétentes (Hôpital du Valais, police, Addiction 
Valais, etc.) les modalités de soins, de suivi et de sur-
veillance. Une fois que tout est en place, le juge des 
mesures de contrainte peut prononcer la libération 
de la détention provisoire au bénéfice de mesures 
de substitution. 

Un autre exemple peut être celui d’un condamné 
auteur d’actes de violence qui a subi au moins la moi-
tié de la peine privative de liberté prononcée et qui 
a la possibilité d’exécuter la suite de sa peine sous la 
forme du régime de travail et de logement externes. 
Un tel élargissement appelle un bilan de dangero-
sité. L’OSAMA procède à une telle évaluation, sur la 
base des entretiens individuels avec la personne, 
en tenant compte de l’expertise psychiatrique, des 
rapports du Service de médecine pénitentiaire, de 
la direction de l’établissement pénitentiaire, d’Ad-
diction Valais, etc. En cas de doute, il saisit la Com-
mission d’examen de la dangerosité. L’évaluation 
ciblée permet d’identifier les risques, les besoins 
de la personne, de décider de l’octroi ou du refus de 
l’élargissement ; et s’il est accordé de déterminer de 
quelles conditions il doit être assorti. 

Non-récidive
Actuellement, l’OSAMA accompagne quelque 
soixante personnes – ne présentant pas toutes le 
même degré de dangerosité – qui ont commis des 
infractions contre l’intégrité sexuelle. Peut-on dire 
qu’il s’agit d’une catégorie particulière de délin-
quants ? « Ils demandent des méthodes spécifiques 
d’évaluation et des compétences professionnelles 
d’accompagnement spécifiques. Il n’est pas ques-
tion de suivi général, chacun fait l’objet d’un suivi 
personnalisé. Dans ce sens, nous pouvons y voir 
quelque chose de spécifique ».

Quant à savoir si cette personnalisation du sui-
vi permet l’amendement et la resocialisation d’un 
délinquant sexuel, la réponse rendue par René Duc 
est : « Oui. Durant l’exécution de la peine, nous tra-
vaillons à ce que ces personnes prennent conscience 
de la gravité des actes commis ; en parallèle, nous 
veillons à ce que des soins leur soient prodigués et 
qu’elles apprennent des stratégies pour ne pas repas-
ser l’acte ; la crainte de la sanction a aussi un effet ; 
nous surveillons le respect des règles de conduite et 
mettons en œuvre des mesures d’accompagnement 
afin de favoriser leur réinsertion sociale. Une fois la 
pleine liberté retrouvée, dans la grande majorité des 
cas, ces personnes ne récidivent pas ». 



 prison-info 2/2021  21

La docteure Thérèse Cuttelod est 
spécialisée en psycho traumato-
logie et en Somatic Experiencing.

Coup de projecteur :  Délinquants sexuels  

Dépasser l’insoutenable
La docteure Thérèse Cuttelod aide les victimes d’abus sexuels à se reconstruire

La plupart des victimes de violences sexuelles présente un état de stress 
post-traumatique. Leur quotidien est ponctué de peurs, de cauchemars, de 
troubles amnésiques, d’états dépressifs ou encore de difficultés relationnelles. 
Une prise en charge appropriée peut leur permettre d’intégrer ce vécu trauma-
tisant afin de retrouver un bien être.

Patricia Meylan

Selon les termes de la nouvelle recommandation du 
Conseil de l’Europe « les infractions sexuelles sont 
préjudiciables à l’existence et au développement 
(psychologique, social et physique) des victimes ». 
Du point de vue de la victime, on peut dire les choses 
plus simplement : subir des abus sexuels revient 
à faire face à l’insoutenable ! « Il y a tant de souf-
frances, relève Thérèse Cuttelod, que la personne 
abusée met en place des mécanismes de survie. 
Elle serait sinon anéantie par la situation de danger 
inextricable à laquelle elle est confrontée ». 

Licenciée en psychologie, Thérèse Cuttelod a ré-
digé une thèse de doctorat auprès de l’Université de 
Lausanne sur le thème suivant : Face à l’insoutenable. 
Vivre et se construire avec des souvenirs d’abus 
sexuels. Mais bien qu’insoutenable, la situation 
n’est pas sans issue. Une victime peut surmonter 
les traumatismes. Et la Dre Cuttelod fait autorité en 
la matière non seulement en tant que chercheuse 
mais aussi en tant que praticienne. Elle a, en effet, 
une formation de psychothérapeute d’orientation 
systémique et des spécialisations en psychologie 
d’urgence, en psycho traumatologie et en Somatic 
Experiencing. Elle a également contribué à créer 
en 2015, et dirigé jusqu’à cette année, l’Association 
ESPAS (Espace de soutien et de prévention – abus – 
sexuels). Cette association, basée à Lausanne avec 
une antenne à Sion, est active dans toute la Suisse 
romande. Elle apporte du soutien thérapeutique aux 
enfants, aux adolescents et aux adultes concernés 
par les abus sexuels. ESPAS est également engagée 
sur le front de la prévention.

État de stress post-traumatique (ESPT)
Un incendie, un accident de train comme une ca-
tastrophe naturelle sont des événements poten-
tiellement traumatisants. « Si on prend toutes les 
formes d’événements potentiellement trauma-
tisants, note Thérèse Cuttelod, 20 % des victimes 
développent un état de stress post-traumatique et 

80 % s’en remettent. Avec les violences sexuelles, 
les chiffres s’inversent ! ».

Les deux principaux modèles internationaux de 
classification des troubles mentaux sont le DSM (Dia-
gnostic and statistical manual of mental disorder) 
publié par l’Association américaine de psychiatrie et 
la CIM (Classification internationale des maladies) 
de l’Organisation mondiale de la santé. Le DSM-5 et 
la CIM-10 reconnaissent l’état de stress post-trau-
matique. Pour qu’un tel état soit reconnu, il faut 
être confronté à un événement perçu comme une 
confrontation à la mort ou à de graves blessures ; 
la personne dans cette situation ressent alors une 
peur si intense qu’elle développe des troubles. On 
parle d’état de stress post-traumatique ou ESPT. 
La classification de l’OMS précise que ces troubles 
constituent une réponse à une situation ou à un 
événement exceptionnellement menaçant ou si ca-
tastrophique qu’elle provoquerait des symptômes 
de détresse chez la plupart des individus. Les abus 
sexuels sont de tels événements traumatisants. 

Traumatismes simples
Il existe différentes catégories de symptômes qui, 
mis ensemble en tout ou partie, constituent l’ESPT 
simple. Ces symptômes peuvent revêtir la forme 
de souvenirs intrusifs, de flash-back, de cauche-
mars, de craintes et encore d’hyper vigilance. Une 
personne peut, par exemple, être en état d’alerte 
permanent, sursauter au moindre bruit, faire une 
crise lorsqu’elle est touchée. Elle peut aussi adopter 
des comportements d’évitement de lieux, de per-
sonnes, de sujets. « L’évitement peut aller jusqu’à 
ne plus sortir de chez soi », précise Thérèse Cutte-
lod. L’ESPT simple concerne également ce qui relève 
de l’affect négatif comme la baisse d’estime de soi, 
l’état dépressif, les troubles du sommeil. Il comprend 
encore les symptômes dissociatifs : « la personne 
ne parvient plus à ressentir d’émotions ; elle est 
coupée de l’autre et des autres ; elle se sent seule ; 

« Si on prend 
toutes les formes 
d’événements 
potentielle-
ment traumati-
sants, 20 % des 
victimes dé-
veloppent un 
état de stress 
post-trauma-
tique et 80 % 
s’en remettent. 
Avec les vio-
lences sexuelles, 
les chiffres s’in-
versent ! »



22   prison-info 2/2021

Beaucoup des victimes se taisent 
« parce qu’elles ont honte, parce 
qu’elles ont peur, parce qu’elles se 
sentent coupables. »

Coup de projecteur :  Délinquants sexuels  

elle se sent en décalage par rapport à elle, par rap-
port aux autres, par rapport à l’univers », explique 
Thérèse Cuttelod.

Traumatismes complexes
L’ESPT complexe est la conséquence d’actes répétés 
dans la durée. « Il s’agit notamment d’actes perpé-
trés dans l’enfance. Leurs conséquences sont très 
graves, car au moment où ils sont commis, le sys-
tème nerveux et la personnalité de la victime sont 
en plein développement ». La Dre Cuttelod ajoute : 
« ces traumas vont affecter l’entier des relations so-
ciales. La personne va avoir de la difficulté à nouer 
contact, à faire confiance, à partager une relation 
d’amitié ; elle ne saura pas trouver la juste distance 
avec les autres ; elle risque également d’avoir de 
grandes difficultés au niveau de sa régulation émo-
tionnelle, qui peut se traduire par une alternance de 
sur-activation émotionnelle, comme lors des crises 
de panique, et de sous-activation émotionnelle, pen-

dant lesquelles l’accès aux émotions est altéré. Sa 
vie peut également être teinte par les sentiments 
de culpabilité et de honte, renforçant l’impression 
d’aliénation, d’être différente des autres. Toutes les 
sphères de sa vie peuvent être impactées : vie de 
couple, vie de famille, vie professionnelle ». 

« Un courage inestimable »
On distingue les abus sexuels avec contact (à l’ins-
tar du viol), des abus sans contact (à l’instar de la 
confrontation à un acte d’ordre sexuel, de la por-
nographie). Il existe de surcroît de nouvelles formes 
de violences sexuelles comme le cyberharcèlement, 
le matériel d’exploitation sexuelle des enfants ou 
encore la pornographie de vengeance. Du reste, la 
recommandation Conseil de l’Europe demande aux 
États partie de protéger les victimes en la matière. 
Sous l’angle de l’ESPT, il n’y a toutefois pas matière 
à établir une échelle de gravité entre les différentes 
formes d’actes contre l’intégrité sexuelle. La violence 

« Ces traumas 
vont affecter 
l’entier des rela-
tions sociales. »
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du traumatisme ne se mesure pas au seul contact. 
Il faut, par exemple, prendre en compte le lien de 
confiance entre auteur et victime, ou le modus ope-
randi. La pratique laisse apparaître que des abus 
sans contact, surtout perpétrés sur des enfants, 
peuvent avoir de graves conséquences.

Il y a toutefois une constante relevée par 
Thérèse Cuttelod : « seule une minorité de victimes 
dénoncent les faits. Elles se taisent parce qu’elles 
ont honte, parce qu’elles ont peur, parce qu’elles 
se sentent coupables ». Parfois, à un moment don-
né, parce qu’elles se sentent en sécurité, ou parce 
qu’elles ont trouvé un équilibre ou encore parce 
que l’auteur menace de s’en prendre à une petite 
sœur ou un petit frère, la victime dénonce les abus 
et l’abuseur. « Oser parler demande un courage ini-
maginable », souligne la psychologue. Pourquoi ? 
« Parce qu’au moment où elle parle, la victime est 
encore sous l’emprise de l’auteur ». Au fil du temps 
en effet, l’auteur a fait intégrer des messages à sa 
victime. Des messages tels que « si tu parles, je te 
tue », « si tu parles, personne ne te croira » ou en-
core « tu ne peux rien dire, tu as aimé ça, tout est 
de ta faute ». L’auteur peut encore inverser les rôles 
et déclarer à sa victime « je t’ai toujours respectée, 
si tu parles, tu vas me faire souffrir et tu vas faire 
souffrir tes proches ». 

Prise en charge
Psychologue et psychothérapeute praticienne, 
Thérèse Cuttelod accompagne au quotidien des 
victimes d’abus sexuels. « La prise en charge, dit-elle, 
doit se faire avec beaucoup d’humanité et avec du 
respect pour le temps qu’il faut à la victime pour 
faire confiance à un être humain ». Il y a également 
la palette d’outils, ou d’approches, à disposition du 
thérapeute. « Il n’y a pas une thérapie qui fonctionne 
pour tout le monde, dit-elle. Les traumatismes vont 
au-delà des mots. Dès lors qu’ils sont ancrés dans 
le corps de la victime, les thérapies par la parole ne 
suffisent pas. Il faut des approches comme l’EMDR 
par exemple, une technique de retraitement de 
l’information par des stimulations bilatérales ou 
encore la Somatic Experiencing, une approche psy-
chocorporelle du traitement des traumatismes ». 
Quel est le but poursuivi par ces thérapies ? «  Il 
s’agit de libérer l’énergie traumatique ‹ coincée › 
à l’intérieur de la personne. Au final, ajoute la Dre 
Cuttelod, elle peut se remémorer les actes subis 
sans ressentir à nouveau toutes les émotions du 
moment traumatique ».

Droit à l’information
À son paragraphe 30, la Recommandation prévoit 
ceci : « Le droit des victimes de recevoir des infor-

mations concernant la libération des personnes 
reconnues coupables d’une infraction sexuelle de-
vrait être établi et clarifié par le droit national ». 
La Suisse a déjà légiféré en la matière. L’art. 92a du 
Code pénal suisse (en vigueur depuis le 1er janvier 
2016) prévoit que la victime et ses proches (au sens 
de la loi sur l’aide aux victimes) ainsi que des tiers 
ayant un intérêt digne de protection peuvent être 
informés du début de l’exécution d’une sanction et 
de toute forme d’allégement dans l’exécution (par 
exemple une interruption d’exécution, un congé, 
la libération conditionnelle).

Ce droit revêt une grande importance pour les 
victimes d’infractions sexuelles. « Une des carac-
téristiques du traumatisme est l’imprévisibilité 
de l’attaque. Même si un élargissement fait l’objet 
d’une procédure d’évaluation et s’il n’est accordé 
que lorsque le risque de récidive est maîtrisé, il de-
meure que le sentiment d’insécurité de la victime 
est bien réel. Pour pouvoir se sentir en sécurité, il lui 
est indispensable de pouvoir s’organiser », explique 
Thérèse Cuttelod.

Connaître la réalité
L’information prévue à l’art. 92a CP n’est pas délivrée 
automatiquement, il faut écrire à l’autorité d’exé-
cution. « Il faut faire savoir aux victimes qu’elles 
doivent demander cette information. Je constate, 
poursuit la Dre Cuttelod, qu’une majorité de vic-
times souhaite être informée du stade d’exécution 
de la procédure, du lieu de détention, d’un transfert, 
des restrictions de contact, ou de la date d’un congé 
ou de la libération ». 

Peut-on malgré tout y voir un facteur de stress ? 
« Oui, répond Thérèse Cuttelod. Oui, évidemment, 
quand une victime apprend que son abuseur re-
trouve tout ou partie de sa liberté, c’est un fac-
teur de stress. Mais elle peut se préparer avec des 
proches, un thérapeute, les centres LAVI, etc. En 
général, elle préfère connaître la réalité et gérer 
son angoisse en se protégeant, en mettant en 
place des stratégies, plutôt que découvrir cette 
réalité par hasard ». 

C’est donc très progressivement, avec des mé-
thodes thérapeutiques appropriées, avec une in-
formation adéquate et avec l’aide de nombreuses 
personnes qu’une victime d’infractions sexuelles 
peut se reconstruire et retrouver sa liberté inté-
rieure. « En matière d’abus sexuels, conclut Thé-
rèse Cuttelod, il suffit d’une personne pour dé-
truire une personne. Mais il en faut le plus grand 
nombre possible – policiers, juges, médecins, thé-
rapeutes, famille, amis, voisins – pour permettre 
à la victime de retrouver confiance en elle, en les 
autres, en l’humanité ».

« Il faut le plus 
grand nombre 
possible de per-
sonnes pour 
permettre 
à la victime 
de retrouver 
confiance en elle, 
en les autres, en 
l’humanité. »

 « Pour pouvoir 
se sentir en sécu-
rité, il lui est in-
dispensable de 
pouvoir s’organi-
ser. »
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Criminologue, Claudia 
Christen-Schneider a fondé le 
Forum suisse pour la justice 
restaurative (Swiss RJ Forum) 
en 2017.
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« J’espère obtenir des 
réponses à mes questions »
Recourir à la justice restaurative lors d’infractions sexuelles

Dans la recommandation concernant l’évaluation, la gestion et la réinsertion 
des personnes accusées ou reconnues coupables d’une infraction sexuelle qu’il 
vient d’adopter, le Conseil de l’Europe invite les Etats membres à faciliter la 
participation aux interventions de justice restaurative après des infractions 
sexuelles en fournissant des renseignements pertinents aux personnes concer-
nées. En Suisse, on en est encore aux balbutiements dans ce domaine.

Claudia Christen-Schneider

La gestion de la violence sexuelle et de ses consé-
quences représente un défi de taille. De par son carac-
tère intime et sa dynamique spécifique, cette forme 
de violence a de vastes répercussions, notamment 
pour les victimes, mais aussi pour les auteurs et pour 
les proches. Aussi est-il important qu’une multitude 
d’offres et de mesures soit proposée afin que les per-
sonnes concernées puissent parler de leur souffrance 
et de leur expérience. La justice restaurative consti-
tue l’une d’entre elles. Par « justice restaurative », on 
entend « tout processus permettant aux personnes 
qui ont subi un préjudice résultant d’une infraction 
et aux responsables de ce préjudice de participer ac-
tivement, s’ils y consentent librement, au règlement 
des problèmes résultant de l’infraction, avec l’aide d’un 
tiers qualifié et impartial » (facilitateur). Elle peut être 
utilisée à chaque étape du processus de la justice pé-
nale, mais aussi parallèlement aux poursuites ou après 
que la peine a été prononcée ou exécutée. Cette défi-
nition donnée dans la recommandation adoptée par 
le Conseil de l’Europe en 2018 (voir #prison-info 1/2019) 
met en évidence le fait que la justice restaurative se dé-
cline non pas en un, mais en une multitude de proces-
sus. Ces processus doivent être suffisamment souples 
pour s’adapter aux besoins spécifiques des personnes 
concernées. Leur mise en œuvre nécessite du personnel 
bien formé, qui – dans la mesure où il dirige et suit des 
processus impliquant des délinquants sexuels – doit 
également avoir reçu une formation complémentaire 
sur les particularités et la dynamique de la violence 
sexuelle ainsi que sur les conséquences des trauma-
tismes que cette dernière engendre.

Garantir la sécurité
Des normes claires ont été définies afin de garantir 
la sécurité des processus de justice restaurative. 

Elles prévoient, entre autres, que la participation 
à ces processus doit toujours se faire sur une base 
totalement volontaire, une condition qui se révèle 
particulièrement importante dans le cas des infrac-
tions sexuelles. Dans la mesure où ces dernières im-
pliquent souvent des personnes qui se connaissent, 
il convient en effet de s’assurer que les victimes n’ont 
pas subi de pressions ni été manipulées. Il faut en 
outre une certaine prise de conscience de l’auteur 
avant même que le processus soit engagé.

Ce que permettent les processus de justice 
restaurative
Si la justice pénale concentre ses efforts sur l’élu-
cidation des faits, la punition et la réinsertion des 
auteurs d’infractions, la justice restaurative se fo-
calise, quant à elle, sur les victimes et leurs besoins. 
Elle leur donne la parole et leur offre un espace sûr et 
respectueux, où leurs histoires et leurs expériences 
sont entendues et validées. Le traumatisme subi 
laissant souvent les victimes avec un sentiment in-
tense d’impuissance et de détresse, un maximum 
de contrôle et de liberté de choix leur est laissé. Elles 
peuvent ainsi prendre une part active à la définition 
d’un processus qui aura du sens pour elles.

Chaque processus doit tenir compte non seu-
lement des besoins spécifiques de l’intéressé, mais 
aussi du traumatisme subi. La prise en compte de 
ce dernier est cruciale pour toutes les personnes 
concernées, car les auteurs d’infractions ont eux-
mêmes souvent subi un traumatisme et ont tout 
autant besoin de soutien pour effectuer un travail 
personnel sur ce qu’ils ont vécu. Leur proposer ce 
soutien durant la phase préparatoire leur permet 
de se mettre plus facilement à la place de leur vic-
time et de la traiter avec davantage de respect lors 

« La participation 
aux processus de 
justice restaura-
tive doit toujours 
se faire sur une 
base totalement 
volontaire. »
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« Le besoin de 
mesures de jus-
tice restaurative 
est souvent en-
core plus grand 
après des infrac-
tions sexuelles. »

de la rencontre. Les processus de justice restaurative 
peuvent également être l’occasion pour les victimes 
et pour les auteurs d’infractions de parler de leur 
sentiment de honte, qui est souvent important. La 
gestion constructive de ce sentiment peut aider les 
auteurs à assumer la responsabilité de leurs actes. En 
outre, cet échange intensif d’expériences leur permet 
souvent de prendre pour la première fois conscience 
de la gravité de leurs actes. Pour les victimes, le fait 
de se confronter à leur agresseur leur permet de se 
prouver qu’elles sont fortes et résilientes et qu’elles 
n’ont pas perdu le contrôle de leur vie.

Dans la mesure où de nombreuses infractions 
sexuelles sont commises au sein du cercle familial 
ou de connaissances, l’impact sur les relations que 
les personnes concernées entretiennent avec leur 
entourage peut être considérable. Plus particuliè-
rement lorsque les infractions sexuelles sont com-
mises au sein de la famille, les victimes peuvent 
ressentir le besoin de travailler également sur ces 
problèmes relationnels complexes dans le cadre du 
processus de justice restaurative. Il est important 
pour elles de sentir que leur famille reconnaît, elle 
aussi, leur souffrance et ne les tient en aucune ma-
nière responsables de ce qu’il s’est passé.

Déroulement des processus de justice 
restaurative
La justice restaurative se déclinant – comme nous 
l’avons expliqué précédemment – en une multitude 
de processus, qui doivent être suffisamment souples 
pour s’adapter aux besoins spécifiques des personnes 
concernées, on trouve à travers le monde toutes 
sortes de confrontations entre victimes et auteurs 
d’infractions, de conférences restauratives, de cercles 
restauratifs et de dialogues de groupe restauratifs. Si, 
lors des confrontations entre victimes et auteurs d’in-
fractions, la personne qui a été victime d’une infrac-
tion et la personne qui en a été l’auteur se retrouvent 
seuls avec un facilitateur, lors des conférences res-
tauratives, un plus grand nombre de personnes sont 
présentes, notamment des proches et des personnes 
qui soutiennent les deux parties, leur donnant à elles 
aussi l’occasion d’effectuer un travail sur ce qu’il s’est 
passé. Des dialogues restauratifs entre des détenus et 
des victimes qui ne sont pas concernés par la même 
affaire sont également organisés dans le but de per-
mettre aux intéressés de parler de leurs expériences 
respectives et des répercussions que les faits ont eues 
sur leur vie. Ils sont l’occasion pour eux d’échanger et 
d’avoir une réflexion sur ce qu’ils ont vécu lorsqu’une 
rencontre en face-à-face avec l’autre partie n’est ni 
possible ni souhaitable. 

Il faut s’assurer que la sécurité est toujours ga-
rantie lors des interventions de justice restaurative 

et que ces dernières ne risquent pas de causer un 
nouveau traumatisme. Dans une première étape, 
des clarifications approfondies sont menées afin 
d’évaluer les risques et de vérifier si le cas se prête 
à une telle mesure. Si la personne est jugée apte à 
participer à un processus de justice restaurative et 
que la sécurité est garantie, un important travail de 
préparation commence alors pour toutes les per-
sonnes concernées. Cette étape est essentielle pour 
obtenir des résultats positifs et se révèle souvent 
déjà utile en soi pour les intéressés. La rencontre n’a 
lieu qu’une fois que toutes les parties sont prêtes. 
Le rôle des facilitateurs consiste à créer un espace 
sûr et respectueux, propice à un échange ouvert 
et sincère. Enfin, un suivi est proposé à tous les 
participants qui auraient besoin d’un soutien sup-
plémentaire (notamment les auteurs d’infractions 
pour leur réinsertion sociale). 

Un besoin important
En Suisse, le recours à la justice restaurative après 
des infractions sexuelles en est encore à ses balbu-
tiements. Il apparaît toutefois, comme dans d’autres 
pays, que le besoin de mesures de ce type est sou-
vent encore plus grand après de telles infractions. 
Ainsi, la plupart des demandes que nous recevons 
au Forum suisse pour la justice restaurative (Swiss 
RJ Forum) concernent des cas de violence sexuelle. 
Lorsque la sécurité est garantie et qu’une utilité 
est admise, nous proposons d’ores et déjà des ren-
contres en face-à-face entre la personne qui a été 
victime d’une infraction et la personne qui en a été 
l’auteur. Il s’agit de processus au long cours, qui né-
cessitent un accompagnement étroit des personnes 
concernées.

Avant le début de la pandémie de Covid-19, nous 
étions en pleins préparatifs pour l’organisation de 
dialogues restauratifs entre des victimes et des 
auteurs d’infractions qui n’étaient pas concernés 
par la même affaire. Il s’agissait de personnes pour 
lesquelles une rencontre en face-à-face n’était pas 
envisageable pour diverses raisons, mais qui sou-
haitaient participer à un processus de justice res-
taurative. Ces préparatifs ont malheureusement été 
interrompus par la pandémie. L’organisation de ces 
dialogues est désormais prévue pour 2022. Il existe 
un besoin de la part des personnes concernées, 
comme en témoignent ces propos d’une victime : 
« Ce dont j’aurais le plus besoin, ce serait de pouvoir 
rencontrer la personne qui a abusé sexuellement 
de moi il y a de nombreuses années. Le pire, c’est 
que je n’ai jamais su qui c’était et que je ne pourrai 
jamais me confronter à elle ni lui demander pour-
quoi elle m’a fait ça. J’espère obtenir des réponses 
à mes questions au sein de ce groupe. »



26   prison-info 2/2021

Monika Egli-Alge, psychologue 
spécialiste, dirige l’Institut des 
sciences criminelles de Suisse 
orientale (FORIO) ; depuis 2006 
elle traite des personnes ayant  
des tendances pédophiles.
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Prévenir les atteintes à l’inté-
grité sexuelle des enfants
L’offre du réseau de prévention Kein Täter werden

Alors que la réduction du risque de récidive chez les délinquants sexuels est au 
centre de la recommandation adoptée récemment par le Conseil de l’Europe, 
le réseau Kein Täter werden a pour objectif premier de prévenir les infractions 
contre l’intégrité sexuelle des enfants. Il propose aux personnes qui se sentent 
attirées sexuellement par les enfants une aide thérapeutique gratuite sous le 
sceau du secret médical sur quatre sites en Suisse afin d’éviter les abus sexuels 
et la consommation de représentations à caractère sexuel impliquant des 
enfants. 

Dans son rapport du 11 septembre 2020 intitulé 
Offres de prévention destinées aux personnes at-
tirées sexuellement par les enfants, le Conseil fé-
déral recommande de coordonner et d’harmoniser 
les différentes offres. C’est dans cette optique que 
les Cliniques psychiatriques universitaires de Bâle, 
l’Institut des sciences criminelles de Suisse orientale 
(FORIO) à Frauenfeld, les Hôpitaux universitaires de 
Genève (HUG) et la Clinique psychiatrique univer-
sitaire de Zurich ont mis en place, le 10 juin 2021, le 
réseau de prévention Kein Täter werden (« Ne pas 
passer à l’acte »). Depuis, des représentants de la 
direction de ces quatre centres se réunissent régu-
lièrement afin de « coordonner les offres de traite-
ment et de garantir des normes de qualité élevées », 
explique Monika Egli-Alge, directrice de FORIO. Ces 
normes prévoient notamment la prise en charge par 
des thérapeutes qualifiés, disposant en particulier 
des connaissances et des compétences requises dans 
le diagnostic et le traitement des troubles sexuels. 

À côté de cela, le réseau de prévention clarifie les 
questions juridiques qui se posent par exemple en 
lien avec la garantie de l’anonymat des personnes 
concernées. Toutes les informations et les données 
sont protégées par le secret médical ; elles sont en-
registrées sous forme anonymisée et analysées à des 
fins de recherche et d’assurance qualité. Le réseau 
de prévention encourage en outre la discussion sur 
les bases scientifiques et les nouvelles théories, par 
exemple sur la cause et le traitement de l’attirance 
sexuelle pour les enfants (pédophilie) ou les jeunes 
adolescents (hébéphilie). Selon Monika Egli-Alge, 
ces échanges garantissent « que tous les membres 
du réseau sont informés des développements les 
plus récents, de manière à ce qu’ils puissent définir 
une position commune sur les nouvelles théories ».

Diffuser les connaissances
La diffusion du savoir revêt une importance pri-
mordiale dans le cadre de la formation et de la 
formation continue des thérapeutes, mais aussi à 
plus large échelle, souligne la directrice de FORIO. 
« Le travail de communication et de sensibilisation 
de la société est une mission permanente. » Il est 
essentiel que les personnes concernées, mais aussi 
leurs proches et leur entourage social plus éloigné 
soient informés sur le sujet. Les cas d’abus sexuels 
sur des enfants fortement médiatisés peuvent en 
particulier pousser certaines personnes à prendre 
contact et à s’informer sur leur préférence sexuelle 
et sur l’offre de traitement, relève la psychologue, 
qui traite des personnes présentant des penchants 
pédophiles depuis 2006. Toutes les informations im-
portantes figurent sur le site internet du réseau ; les 
questions peuvent être adressées à l’un des quatre 
centres par téléphone ou par courriel. 

Pour les personnes qui s’intéressent à l’offre 
de traitement, la clarification des détails joue éga-
lement un rôle déterminant. « Compte tenu de la 
stigmatisation dont les auteurs d’atteintes à l’inté-
grité sexuelle des enfants font l’objet, les personnes 
concernées attendent une grande discrétion. En gé-
néral, elles s’informent sur Internet avant de prendre 
contact pour savoir où se trouve le centre et si elles 
pourraient être vues en train d’entrer dans le bâti-
ment », explique Monika Egli-Alge. « Elles veulent 
aussi savoir si elles seront seules dans la salle d’at-
tente et si elles doivent craindre d’être identifiées 
comme pédophiles. » Il est important que les centres 
les soutiennent dans cette démarche initiale en 
évitant toute forme de stigmatisation supplémen-
taire, tout en se positionnant clairement contre les 
infractions à caractère sexuel.

« Compte tenu 
de la stigma-
tisation dont 
elles font l’ob-
jet au sein de la 
société, les per-
sonnes concer-
nées attendent 
une grande dis-
crétion. »
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« Les personnes 
concernées pré-
fèrent s’adres-
ser à des experts 
qualifiés qui 
osent aborder 
leurs préférences 
et leurs désirs 
sexuels claire-
ment et sans dé-
tour. »

Une étroite collaboration 
Le nouveau réseau de prévention a été créé sur le 
modèle du réseau allemand Kein Täter werden, 
fondé il y a dix ans, qui a mis son site internet à la 
disposition de son partenaire suisse. Il a simplement 
fallu adapter certains points aux spécificités hel-
vétiques, notamment en ce qui concerne le cadre 
juridique. Les experts suisses travaillent depuis des 
années en étroite collaboration avec le réseau de 
prévention allemand et sont représentés au sein de 
son conseil consultatif. Monika Egli-Alge souligne 
en particulier la coordination dans le domaine de 
la recherche : « Nous enregistrons les données sai-
sies avec l’accord des personnes concernées sous 
une forme entièrement anonymisée selon des 
critères strictement identiques, de manière à ce 
qu’elles puissent être comparées et utilisées pour 
des études. »

Pour le moment, les informations figurent uni-
quement en allemand sur le site internet, mais elles 
seront bientôt disponibles en français et en italien. 
Il est également prévu « de développer rapidement 
le réseau de prévention ; au préalable, toutefois, 
les normes de qualité – qui ont été élaborées dans 
leurs grandes lignes – devront être approuvées et 
rendues contraignantes pour les membres », note 
Monika Egli-Alge. Les longs déplacements parfois né-
cessaires pour se rendre dans l’un des quatre centres 
existants ne représentent pas nécessairement un 
obstacle. « Dans certains cas, le fait de devoir chan-
ger de canton pour le traitement est un avantage, 
car la distance offre un anonymat supplémentaire », 
poursuit-elle.

Offres de conseil
Outre les offres de traitement proposées par 
les quatre centres, il existe des offres de conseil  
gratuites en Suisse romande (DIS NO) et au Tessin 
(io-NO !). Ces deux associations sont des parte-
naires importants du réseau de prévention. Elles 
fournissent des informations sur leur site internet, 
conseillent les personnes concernées par le biais 
d’une permanence téléphonique et les redirigent 
si nécessaire vers des spécialistes. Trouver un thé-
rapeute se révèle souvent difficile, car beaucoup 
ne disposent pas des connaissances spécifiques 
requises pour traiter les personnes attirées sexuel-
lement par les enfants et éprouvent fréquemment 
une animosité marquée envers celles-ci. « De leur 
côté, les personnes concernées préfèrent s’adresser 
à des experts qualifiés qui osent aborder leurs pré-
férences et leurs désirs sexuels clairement et sans 
détour », constate Monika Egli-Alge. Pour l’équipe 
des deux associations, une bonne collaboration avec 
les quatre centres est donc fondamentale.

La moitié seulement des auteurs sont 
pédophiles
Les idées fausses concernant la pédophilie et les 
préjugés envers les personnes qui présentent ce 
penchant sexuel sont aussi largement répandus par-
mi les spécialistes. « Les personnes attirées sexuel-
lement par les enfants font partie des groupes les 
plus stigmatisés au sein de la société », constate le 
Conseil fédéral dans son rapport. Il faut cependant 
savoir que toutes les personnes qui ont des ten-
dances pédophiles ne commettent pas nécessaire-
ment des actes d’ordre sexuel sur des enfants et que 
toutes les personnes qui se rendent coupables de 
tels actes ne sont pas pédophiles. « Les conclusions 
de différentes études se rejoignent : 50 % seulement 
des personnes qui éprouvent une attirance sexuelle 
pour les enfants commettent des infractions contre 
l’intégrité sexuelle de ceux-ci », souligne Monika 
Egli-Alge. « Et la moitié seulement des auteurs sont 
pédophiles ; l’autre moitié commet ces actes pour 
d’autres raisons, par exemple par sadisme ou pour 
se venger de leur mère. »

Développer des stratégies pour gérer 
les situations délicates
L’offre du réseau de prévention s’adresse aux per-
sonnes qui souhaitent de leur propre chef, sans y 
être astreintes par la loi, recourir à une aide théra-
peutique. Les conditions nécessaires à la réussite du 
traitement sont avant tout la sincérité, une collabo-
ration régulière et la volonté de ne pas commettre 
d’abus sexuels ni consommer de représentations 
de tels abus. Les personnes concernées souffrent de 
stress et ne sont pas satisfaites de leur existence, 
notamment parce qu’elles ne peuvent pas vivre leur 
sexualité, explique Monika Egli-Alge. « En raison de 
la stigmatisation qu’elles subissent au sein de la 
société, elles ne peuvent parler à personne de leurs 
préférences sexuelles, ce qui entraîne d’autres pro-
blèmes psychiques tels que dépression et isolement. 
Elles doivent développer des stratégies pour gérer 
les situations délicates. Elles doivent notamment 
être au clair sur la façon de gérer une sexualité qui 
ne peut pas s’épanouir librement. » En effet, de l’avis 
d’une nette majorité de scientifiques – un avis que 
partage résolument le réseau de prévention –, la 
pédophilie n’est ni curable ni modifiable. Mais le 
comportement sexuel, lui, peut être contrôlé.

Faire un pas vers les personnes concernées
Un premier conseil, accompagné d’informations 
sur le déroulement du traitement, est dispensé par 
téléphone. « Ensuite, nous fixons très rapidement 
un rendez-vous dans un centre pour mieux pou-
voir expliquer le traitement aux personnes concer-
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Les personnes qui éprouvent une 
attirance sexuelle pour les enfants 
doivent développer des stratégies 
pour faire face aux situations dé-
licates. Elles doivent notamment 
savoir comment gérer une sexualité 
qu’elles ne peuvent pas vivre. 
Photo : forio

Coup de projecteur :  Délinquants sexuels  

nées et faire un pas dans leur direction », souligne  
Monika Egli-Alge. Durant la phase de diagnostic, 
un bilan sexuel détaillé est réalisé sur la base d’en-
tretiens et de questionnaires afin de déterminer si 
la personne concernée est pédophile, ce qui est gé-
néralement le cas. Le diagnostic est posé selon des 
critères communs à tous les centres et la thérapie 
est évaluée en continu, ce qui permet d’optimiser 
le travail de prévention.

Continuer à vivre sans passer à l’acte
Au terme de cette phase diagnostique, qui com-
prend une dizaine de séances, un plan de traitement 
est établi, pour autant que la personne concernée 
souhaite continuer à faire un travail sur elle-même. 
La thérapie se déroule en groupe, avec des séances 
hebdomadaires, ou sous forme de thérapie indivi-
duelle si nécessaire. Pour Monika Egli-Alge, la thé-
rapie en groupe présente différents avantages :  
« Les personnes concernées voient qu’elles ne sont 
pas seules  ; les séances étant toujours dirigées 
par deux thérapeutes, un homme et une femme, 
il y a plusieurs niveaux de transfert. Le processus 
qui s’engage est beaucoup plus dynamique ; si un 
participant essaie de minimiser la situation, par 
exemple, les autres réagissent beaucoup plus vive-

ment et directement que les thérapeutes ». Le but 
du traitement est d’aider les participants à accepter 
l’attirance sexuelle qu’ils éprouvent pour les enfants 
et à se rendre compte que cette préférence sexuelle 
ne peut pas être modifiée. L’étape suivante consiste 
à gérer ce constat et à élaborer des stratégies pour 
contrôler le désir sexuel, l’objectif suprême étant de 
continuer à vivre sans passer à l’acte. (gal)

Liens

Les personnes concernées et autres intéressés trouveront 
des informations détaillées sur les sites internet des 
associations et centres ci-après :
	• Réseau de prévention Kein Täter werden : 

www.kein-taeter-werden.ch (en allemand)
	• Cliniques psychiatriques de Bâle : 

www.upk.ch (en allemand/anglais)
	• Institut des sciences criminelles de Suisse orientale 

(FORIO) : www.keinmissbrauch.ch (en allemand)
	• Hôpitaux Universitaires de Genève : www.hug.ch 
	• Clinique psychiatrique universitaire de Zurich : 

www.pukzh.ch (en allemand)
	• Association DIS NO : www.disno.ch
	• Association io NO ! : www.io-no.ch (en italien)« La pédophilie 

n’est ni curable 
ni modifiable. 
Mais le compor-
tement sexuel, 
lui, peut être 
contrôlé. »

http://www.kein-taeter-werden.ch/
https://www.upk.ch/erwachsene/hilfe-bei/problematischen-sexuellen-neigungen.html
http://www.keinmissbrauch.ch
https://www.hug.ch/specialites-psychiatriques/consultation-specialisee-de-sexologie
https://www.pukzh.ch/aktuelles/?newsId=6413A147-5056-804E-04CE686C3333CBAF
http://www.disno.ch
https://www.io-no.ch
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Cinq questions à Barbara Looser Kägi
 
« Il me tient à cœur de donner une place encore plus importante  
à l’exécution en milieu ouvert »

Barabara Looser Kägi est la directrice de l’établissement pénitentiaire de Saxerriet 
depuis le 1er mai 2021. Cette juriste a travaillé durant treize ans au ministère public 
du canton de Saint-Gall, avant de diriger pendant deux ans l’autorité de protection 
de l’enfant et de l’adulte du canton d’Appenzell Rhodes-Extérieures. De 2017 à 2018, 
elle a officié à Saxerriet, d’abord en tant que responsable de l’exécution, puis comme 
directrice adjointe et, de 2018 à 2021, elle a assuré la direction de l’office de l’exécution 
judiciaire du canton de Saint-Gall.

#prison-info : Qu’est-ce qui vous a incitée à 
revenir à Saxerriet, où vous avez déjà officié 
par le passé ?
Barbara Looser Kägi : J’ai toujours beaucoup 
apprécié mon poste de directrice adjointe à 
Saxerriet et c’est avec un pincement au cœur 
que j’ai à l’époque quitté mes fonctions pour 
prendre la direction de l’office de l’exécu-
tion judiciaire. Mon travail de cheffe d’office 
était certes très passionnant et stimulant, 
mais le contact direct avec les gens me man-
quait beaucoup. Je faisais majoritairement 
du travail de bureau, mes tâches consistant 
en grande partie à rédiger des documents 
divers et variés. Dans le cadre de mes nou-
velles fonctions de directrice, je côtoie tous 
les jours des personnes très différentes (colla-
borateurs, détenus, clients) et je suis souvent 
amenée à prendre des décisions rapides et 
pragmatiques. Cette façon de travailler me 
plaît énormément et me convient. De plus, 
mes tâches sont très variées. Diriger un éta-
blissement pénitentiaire, c’est comme diriger 
une PME. Je suis convaincue d’être désormais 
au bon endroit.

C’est un défi de taille que de marcher dans 
les traces de Martin Vinzens. Comment y 
faites-vous face ?
Prendre la succession de Martin Vinzens à 
la tête de l’établissement pénitentiaire de 
Saxerriet représente, à mes yeux, plus une 
chance qu’un défi. Mon prédécesseur s’est 
toujours engagé très activement pour l’exé-

cution des peines en milieu ouvert et a in-
troduit de nombreuses innovations dans ce 
domaine. Par son attitude, il a également 
marqué Saxerriet de son empreinte. C’est en 
partie grâce à lui si l’institution et le person-
nel font preuve d’une certaine ouverture d’es-
prit face aux nouveautés. Il m’est ainsi plus 
facile d’introduire de nouvelles approches en 
matière d’exécution des peines – telles que 
le travail auprès des proches – tout en déve-
loppant les programmes existants, comme 
le travail de réparation du dommage.

Quelles seront vos priorités en tant que 
directrice ?
Il me tient à cœur de donner une place en-
core plus importante à l’exécution en milieu 
ouvert. Il est, selon moi, essentiel que les dé-
tenus soient transférés le plus tôt possible en 
régime ouvert, pour autant que l’évaluation 
des risques le permette. Je suis convaincue 
qu’il faut qu’ils s’exercent suffisamment de 
temps en milieu ouvert pour réussir leur 
réinsertion. Je voudrais maintenir et déve-
lopper ce qui fait notre qualité à Saxerriet, 
à savoir le travail important d’exécution des 
sanctions, le programme de réparation du 
dommage, les postes qualifiés avec diverses 
possibilités de formation et de formation 
continue proposés aux détenus et l’agri-
culture durable. J’aimerais toutefois aussi 
explorer de nouvelles voies et, par exemple, 
mettre davantage l’accent sur le travail au-
près des proches. 

En tant que membre du comité directeur de 
l’association « Perspective », vous attachez 
une grande importance à la relation avec 
les proches. Pourquoi est-ce primordial à 
vos yeux ?
Premièrement, je suis persuadée que le fait 
pour les détenus d’entretenir des relations 
stables et qui fonctionnent avec leurs proches 
constituera une ressource précieuse pen-
dant leur mise à l’épreuve et qu’il est, par 
conséquent, essentiel de maintenir et de 
renforcer ce lien pendant leur détention. 
Deuxièmement, il est important pour moi 
que les proches ne soient pas seulement 
perçus comme une ressource. Les proches, 
et en particulier les enfants, ont des droits, 
et je considère qu’il est du devoir des établis-
sements pénitentiaires de leur permettre de 
les exercer.

En quoi votre expérience de cheffe d’office 
vous sert-elle sur le terrain ?
En tant que cheffe d’office, j’ai pu découvrir 
l’office de l’exécution judiciaire du canton 
de Saint-Gall dans son ensemble et me fa-
miliariser avec de nombreux processus ad-
ministratifs, ce qui m’aide aujourd’hui pour 
appliquer certaines directives et mettre en 
œuvre mes propres projets de façon à ce 
qu’ils aient les meilleures chances de succès. 
Ce poste m’a également permis de tisser de 
nombreuses relations, qui sont aujourd’hui 
un soutien important dans mon travail de 
directrice.
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L’établissement pénitentiaire de Hindelbank « offre des 
conditions de privation de liberté conformes aux stan-
dards élevés actuels ». Photo : Peter Schulthess, 2019

Exécution des peines et mesures

« Hindelbank a connu une évolution 
impressionnante »
Une cérémonie a été organisée à l’occasion du doublé jubilé de l’établissement pénitentiaire 

Lors de la cérémonie qui a eu lieu à l’établis-
sement pénitentiaire de Hindelbank pour cé-
lébrer les 300 ans du château et les 125 ans de 
son utilisation comme prison, la conseillère 
fédérale Karin Keller-Sutter, la présidente 
du gouvernement zurichois Jacqueline Fehr 
et le directeur de la sécurité du canton de 
Berne Philippe Müller ont rendu hommage 
à l’évolution de Hindelbank et à son rôle 
dans l’exécution judiciaire en Suisse. Ils ont 
remercié le personnel pour le travail impor-
tant et exigeant qu’il a accompli.

« Cet établissement accueille des femmes 
de toute la Suisse pour purger des peines en 
milieu ouvert ou en milieu fermé et il les pré-
pare à se réinsérer dans la société », a déclaré 
la conseillère fédérale Karin Keller-Sutter lors 
de la cérémonie qui a eu lieu à Hindelbank 
le 5 novembre 2021. Elle a ajouté que cet éta-
blissement pénitentiaire offrait « des condi-
tions de privation de liberté conformes aux 
standards élevés actuels ». Elle a également 
évoqué les placements administratifs, « un 
chapitre long et sombre dans l’histoire sociale 

de la Suisse ». Cette pratique a permis d’en-
fermer des femmes et des hommes sans pro-
cès ni condamnation jusqu’en 1981. Les per-
sonnes placées administrativement ont vécu 
côte à côte avec des criminels condamnés.

Un progrès civilisationnel
La cheffe du Département fédéral de jus-
tice et police (DFJP) a rappelé qu’il y a onze 
ans Eveline Widmer-Schlumpf, qui occupait 
alors son poste, avait présenté à Hindelbank 
les excuses de la Confédération aux femmes 
victimes de mesures de coercition à des fins 
d’assistance pour les souffrances immenses 
qui leur avaient été causées. La présidente 
du gouvernement zurichois Jacqueline Fehr 
a qualifié ces excuses d’« extrêmement im-
portantes » et ajouté qu’elles avaient soulevé 
une très grande émotion : « C’est un progrès 
civilisationnel important que d’avoir pu nous 
confronter à cette partie de notre passé et 
d’avoir présenté nos excuses aux victimes ».

« Hindelbank a connu une évolution im-
pressionnante », a constaté la présidente du 
gouvernement zurichois dans son discours. 

On y traite son propre passé avec sérieux, 
transparence et esprit critique. En collabo-
ration avec l’association « Projekt Hindelba-
nk », l’établissement pénitentiaire revient, à 
l’occasion de son anniversaire, sur cette par-
tie de son histoire au travers d’un livre (voir 
p. 31) et d’une exposition, apportant ainsi une 
contribution importante à la lutte contre 
l’oubli. La directrice zurichoise de la justice 
a, par ailleurs, fait remarquer que les ques-
tions fondamentales de l’époque, portant 
par exemple sur la manière dont la société 
majoritaire traite les minorités ou réagit au 
non-respect des normes et des conventions 
sociales, n’avaient pas disparu pour autant 
et qu’elles restaient d’actualité. 

Une réinsertion réussie est un bienfait 
pour toute la société
Le conseiller d’Etat Philippe Müller, direc-
teur de la sécurité du canton de Berne, a 
parlé, dans son allocution, de la diversité 
des parcours de vie des femmes détenues 
aujourd’hui à Hindelbank avant l’acte qui 
leur a valu cette détention, parcours durant 
lesquels elles ont souvent été elles-mêmes 
victimes d’agressions et de violence. Il a rap-
pelé le travail fourni par le service de lutte 
contre la violence domestique de sa direction 
pour mettre un terme à la spirale de la vio-
lence. Concernant la rénovation en cours de 
l’infrastructure de Hindelbank et l’aména-
gement d’une nouvelle section externe pour 
douze détenues, il a ajouté : « Nous fournis-
sons un important travail afin d’assurer la 
sécurité publique. Mais le travail de reso-
cialisation dans lequel nous investissons en 
tant que société est tout aussi important. » 
Une réinsertion réussie est un bienfait pour 
toute la société, a-t-il souligné. (Réd.)
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Etat déplorable des infrastructures, promiscuité et 
insalubrité : photos de l’atelier de couture…
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Du château à la prison
Un ouvrage sur la riche histoire de l’établissement pénitentiaire de Hindelbank

A l’occasion des 300 ans du château de Hin-
delbank et des 125 ans de son utilisation 
comme prison, l’ouvrage Hindelbank. Das 
Schloss. Die Anstalt. Das Dorf – 1721 bis heute 
retrace l’histoire du château et de l’établis-
sement pénitentiaire. Au travers de textes 
et de photos, il offre un large aperçu du 
quotidien d’une prison moderne, attachée 
aux valeurs humanistes.

Erigé en 1721 par Jérôme d’Erlach, le château 
de Hindelbank est l’un des plus somptueux 
exemples d’architecture baroque du canton 
de Berne. Acheté en 1866 par ce dernier, il 
a d’abord été utilisé comme asile pour les 
pauvres avant d’être reconverti, il y a 125 ans, 
en maison de correction, puis en établisse-
ment pénitentiaire pour femmes. La « chute 
sociale du noble château de Hindelbank », qui 
a accueilli les plus hautes sphères de la bour-
geoisie bernoise avant de prendre en charge 
des personnes appartenant aux classes so-
ciales les plus basses, puis de devenir un lieu 
d’exécution des peines réservé aux femmes, 
est « unique en son genre », peut-on lire dans 
l’ouvrage. Si la reconversion a entraîné la 
perte du mobilier, la structure de base du 
bâtiment a, elle, été préservée, les mesures 
de construction prises ayant toujours été 
guidées par un souci d’économie.

Une communauté de destins
De 1866 à 1895, le canton de Berne a géré, 
dans le château de Hindelbank, un asile d’ur-

gence pour les pauvres. Fondé au départ pour 
accueillir des femmes fragiles, l’établisse-
ment est devenu « une institution d’accueil 
multifonctionnelle », qui abritait à la fois  
« un hôpital, un asile psychiatrique et un éta-
blissement disciplinaire ». Outre la pauvreté 
et la maladie, divers motifs ont conduit les 
femmes dans cet établissement contre leur 
gré. Elles avaient toutes pour point commun 
d’avoir été placées là sur ordre d’une autori-
té ou parfois à la demande de leur famille. Il 
convient, par conséquent, de réécrire l’his-
toire de la prison de Hindelbank : les femmes 
qui y ont été prises en charge pendant ces 
trente années étaient, elles aussi, des déte-
nues, en quelque sorte des femmes internées 
sur décision administrative avant l’heure.

Une solution provisoire qui dure
En 1896, le canton de Berne a transformé 
Hindelbank en maison de correction des-
tinée aux femmes internées sur décision 
administrative pour des motifs tels que  
l’« oisiveté », la « paresse » ou la « débauche ». 
A partir de 1911, y ont également été placées 
des femmes condamnées pour des infrac-
tions pénales. Une séparation claire entre 
ces deux types de détenues « s’est révélée 
pendant longtemps impossible et n’a plus 
été envisagée par la suite ». Cette solution, 
qui était au départ provisoire, a duré jusqu’à 
ce qu’on mette fin à la pratique des interne-
ments administratifs en 1981.

Des réformes tardives
Jusqu’au début des années 1960, l’exécution 
des peines et des mesures se caractérisait 
à Hindelbank par l’état déplorable des in-
frastructures, la promiscuité et l’insalubrité 
des lieux ainsi que la monotonie d’un quo-
tidien placé sous la surveillance d’un per-
sonnel qui manquait de professionnalisme. 
Pendant des décennies, le canton de Berne 
n’a guère investi dans l’établissement. Le peu 
d’attention porté à la détention des femmes 
explique également la frilosité avec laquelle 
les réformes concernant les activités occupa-
tionnelles et de loisirs ainsi que la formation 
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… et d’un dortoir (prises respectivement vers 1928 et 1958).

Vers un avenir meilleur : les détenues sont transférées dans les nouveaux bâtiments. Photos : Archives de l’établisse-
ment pénitentiaire de Hindelbank.
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Hindelbank. Das Schloss. Die Anstalt. Das Dorf 
– 1721 bis heute. Sinwel Verlag, Berne, 2021.

de base et continue ont été mises en œuvre 
à partir des années 1950.

Les nouveaux bâtiments construits au 
début des années 1960 ont permis d’instau-
rer un régime complètement différent, avec 
des cellules individuelles, des réfectoires et 
des ateliers de travail séparés, ainsi qu’un 
programme de loisirs plus varié, mais aussi 
d’améliorer considérablement les conditions 
d’hygiène. La direction a fait face aux nou-
veaux défis qui se posaient – toxicodépen-
dance, clientèle plus jeune issue de milieux 
socio-économiques différents, augmentation 
du nombre de détenus étrangers – en élar-
gissant l’offre thérapeutique et en renforçant 
la prise en charge individuelle.

A la fois des voisins et des étrangers
L’ouvrage s’est également intéressé aux re-
lations entre le village et l’établissement. 
Sur la base d’entretiens menés avec des ha-
bitants du village et des détenues dans le 
cadre d’un séminaire de recherche organi-
sé par l’Université de Berne, il parvient à la 
conclusion que ces relations sont ambiva-
lentes, les personnes interrogées étant par-
tagées entre des sentiments de « proximité 
et de distance, d’appartenance et de mé-
fiance ». Les entretiens ont également révé-
lé des stéréotypes de genre très marqués. 
Les personnes interrogées ont tendance à 
banaliser les actes commis par les femmes 
et croient ces dernières moins capables de 
délits et de violences que les hommes. Elles 
considèrent que les femmes sont guidées par 
leurs émotions et que ce sont des conditions 
de vie précaires qui les poussent à commettre 
des infractions, donnant ainsi l’impression 
qu’elles sont « moins coupables » que les 
hommes, ce qui leur vaut plus de sympathie : 
« La vision de femmes derrière les barreaux 
semble, de manière générale, susciter plus 
de solidarité ». (gal)
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Annette Keller est la directrice  
de l’établissement pénitentiaire 
de Hindelbank depuis 2011.
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Favoriser de bonnes relations entre  
les mères détenues et leurs enfants
Les possibilités de contacts sont déterminantes

Les mères détenues souffrent beaucoup de 
la séparation avec leurs enfants. Entretenir 
de bonnes relations avec ces derniers les 
aide non seulement à tenir le coup mais leur 
donne aussi envie de vivre sans commettre 
d’infractions. Les possibilités de contacts 
qui leur sont offertes sont à cet égard dé-
terminantes, selon Annette Keller, la direc-
trice de l’établissement pénitentiaire de 
Hindelbank.

#prison-info : Les deux tiers environ des 
femmes qui sont en prison sont mères de 
famille. Qu’advient-il des enfants lorsqu’une 
mère est emprisonnée ?
Annette Keller : Lorsqu’un père est incarcéré, 
les enfants restent généralement avec leur 
mère. Cependant, lorsque c’est la mère, les 
enfants doivent souvent être placés chez 
des proches, dans une famille d’accueil ou 
un foyer. En effet, avant d’être incarcérées, 
c’étaient principalement les mères – comme 
c’est généralement encore le cas à l’heure 
actuelle dans notre société – qui s’occu-
paient pour la plupart des enfants tandis 
que les pères travaillaient et ne rentraient 
souvent pas de la journée, étaient absents 
ou ne jouaient qu’un rôle secondaire. L’in-
carcération de ces mères provoque donc gé-
néralement des ruptures profondes dans les 
relations familiales.

Quelles conséquences cet événement mar-
quant a-t-il pour les mères ?
En prison, il est difficile pour les mères d’avoir 
des contacts avec le monde extérieur qui leur 
est familier. Elles doivent respecter des règles 
claires, sont intégrées dans une structure 
journalière bien définie et sont donc forte-
ment limitées dans leur autonomie. Elles se 
retrouvent tiraillées entre leur identité à l’in-
térieur de la prison et leur identité à l’exté-
rieur, ce qui n’est pas sans conséquences sur 
la manière dont elles se voient en tant que 
mères. En effet, pendant leur détention, elles 
ne peuvent se conformer à la vision qu’elles 
ont elles-mêmes et qu’a la société du rôle 
de la mère dans l’éducation des enfants, les 
plaçant là encore face à un conflit de rôles 
extrêmement stressant.

Comment ce stress se manifeste-t-il ?
La séparation avec les enfants génère un 
stress intérieur important chez les mères 
détenues car elles continuent d’essayer de 
répondre aux attentes qu’elles ont elles-

mêmes et qu’a la société par rapport au rôle 
de mère. Elles s’efforcent de maintenir un lien 
avec leurs enfants et de continuer à assumer 
leurs responsabilités éducatives. Leur incar-
cération entraîne toutefois une perte de res-
sources, réduisant ainsi leurs compétences et 
leurs possibilités d’action. Le stress ressenti 
par les mères résulte donc du déséquilibre 
entre les exigences difficiles qu’on leur im-
pose et les ressources et possibilités limitées 
dont elles disposent.

Comment les mères surmontent-elles la  
séparation avec leurs enfants ?
Peu d’études ont jusqu’à présent été menées 
sur la manière dont les mères surmontent  
le stress dû à cette séparation. On a pu obte-
nir des informations riches d’enseignements 
grâce à trois étudiants de l’Université de  
Fribourg, qui se sont intéressés, dans le cadre 
de leur travail de bachelor, aux stratégies 
mises en place par des mères détenues à 
Hindelbank pour surmonter leur stress. Sur 
la base d’entretiens et d’autres données, ils 
ont pu distinguer quatre types de mères 
différents : la « soulagée », la « battante », la  
« soutenue » et la « résignée ».

Qu’est-ce qui caractérise la « soulagée » ?
La « soulagée » est celle qui a été victime 
de violences et d’abus et qui a commencé 
à se droguer très tôt. Elle est devenue mère 
très jeune et n’était déjà pas en mesure, 
compte tenu de sa situation, de s’occuper 
de ses enfants avant son incarcération. Elle 
voit la prison et le traitement thérapeutique 
dont elle bénéficie comme une chance de re-
prendre sa vie en main. Elle se rend compte 
qu’elle est passée à côté de quelque chose. 
Elle fait donc tout ce qui est en son pouvoir 
pour changer et remplir au mieux son rôle 
de mère. En entretenant de bonnes relations 
avec la famille d’accueil, elle peut rétablir ou 
développer le lien avec ses enfants. Les pro-
grès qu’elle accomplit en prison renforcent 
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Entretenir de bonnes relations avec leurs enfants aide les mères 
détenues non seulement à tenir le coup mais leur donne aussi envie 
de vivre sans commettre d’infractions.� Photo : Yoshiko Kusano

sa confiance en elle et lui permettent d’en-
visager l’avenir avec optimisme. A sa libé-
ration, elle veut avoir une situation stable, 
être indépendante et développer sa relation 
avec ses enfants.

Qu’en est-il de la « battante » ?
La « battante » est une mère célibataire qui 
travaillait et était financièrement indépen-
dante avant de se retrouver derrière les bar-
reaux. En raison de l’infraction qu’elle a com-
mise, son réseau de relations a volé en éclats. 
Elle est presque désespérée lorsqu’elle pense 
à ce qu’elle a fait subir à ses enfants. Elle fait 
tout ce qu’elle peut pour éviter que ces der-
niers soient placés. Malgré toutes les restric-
tions auxquelles elle est soumise, elle veut 

continuer à assumer son rôle de mère. Elle 
s’efforce de rester présente dans la vie de ses 
enfants et de maintenir un lien avec eux en 
leur téléphonant tous les jours. La détention 
peut toutefois accroître considérablement 
l’éloignement avec les enfants, surtout à la 
puberté. C’est pourquoi le contact direct lors 
des visites est si important. A sa libération, 
cette femme veut au plus vite retrouver son 
indépendance financière et retourner vivre 
auprès de ses enfants.

Et pour la « soutenue » ?
Avant d’être emprisonnée, la « soutenue » 
vivait avec son mari et ses enfants, travaillait 
à temps partiel et c’était principalement elle 
qui s’occupait des enfants. Elle doit à présent 

en confier la responsabilité à son mari. Il 
est essentiel qu’elle ait de bonnes relations 
avec ce dernier pour garder le contact avec 
ses enfants et continuer, dans la mesure du 
possible, à jouer un rôle dans leur vie. Elle 
souffre beaucoup de la séparation, mais ac-
cepte la détention, qui est à ses yeux le prix 
à payer pour l’infraction qu’elle a commise. 
Elle met à profit le temps passé en prison 
et le fait d’être libérée de ses obligations 
familiales pour se développer sur le plan 
personnel. Elle se montre très coopérative 
afin de bénéficier d’allègements dans l’exé-
cution de sa peine et de pouvoir entretenir 
des contacts avec sa famille. A sa libération, 
elle veut retourner vivre auprès de son mari 
et de ses enfants.
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Chiffres et faits

	• Le 31 janvier 2021, 357 femmes étaient incarcérées 
en Suisse, ce qui représente 5,7 % de la population 
carcérale. La part des femmes est restée faible 
au cours des 30 dernières années, oscillant entre 
4,7 et 7,4 %.

	• Les deux tiers environ des femmes détenues 
sont mères de famille. Leur part varie d’un 
établissement à l’autre  ; à Hindelbank, elles 
représentent à l’heure actuelle près de 60 % 
des détenues.

	• Compte tenu du faible nombre de femmes 
incarcérées en Suisse, il n’existe dans le pays que 
deux établissements d’exécution des peines et 
des mesures qui leur soient réservés, à savoir celui 
de Hindelbank (BE) et de La Tuilière (VD). Il existe 
également une prison spécialisée dans l’accueil 
des femmes à Dielsdorf (ZH). Les établissements 
pénitentiaires de Grosshof (LU) et de Gmünden (AR) 
disposent chacun d’une section séparée pour les 
femmes. Dans le canton du Tessin, où les femmes   

condamnées purgent leur peine dans la prison de 
La Farera, il est prévu de créer une section séparée 
dans l’établissement pénitentiaire de La Stampa.

	• A l’heure actuelle, il manque une vingtaine de 
places pour les femmes dans les établissements 
d’exécution des peines et des mesures, que ce soit 
en milieu ouvert ou fermé. Les femmes concernées 
doivent généralement attendre plusieurs mois 
dans une prison avant d’obtenir une place adaptée 
dans un de ces établissements.

Et la « résignée » ?
La mère « résignée » est une étrangère qui 
vivait, avant d’être emprisonnée, avec ses en-
fants et d’autres membres de sa famille dans 
son pays d’origine. Elle est issue d’un milieu 
très défavorisé et voulait, en transportant de 
la drogue, aider sa famille à s’acquitter de ses 
dettes et, par exemple, payer les frais de sco-
larité de ses enfants. Elle s’inquiète beaucoup 
pour ces derniers et leur fait croire qu’elle tra-
vaille en Suisse en leur envoyant régulièrement 
de l’argent. Elle se sent souvent désempa-
rée et désespérée. Elle puise sa force dans les 
quelques appels téléphoniques qu’elle passe 
à ses enfants, renonçant à en passer plus sou-
vent pour des raisons de coût. A sa libération, 
elle souhaite retourner vivre auprès de ses 
enfants et de ses proches. Ses perspectives 
d’avenir financières sont toutefois sombres 
puisqu’elle n’a pas réussi à éponger les dettes 
de sa famille. La « perte » de la marchandise 
lui fait, par ailleurs, craindre des représailles 
de la part des trafiquants de drogue.

En quoi les besoins de ces quatre types de 
mères sont-ils différents ?
Pour la mère soulagée, il est essentiel de favo-
riser les contacts avec la famille d’accueil ou 
le curateur et de bien préparer la libération. A 
sa sortie de prison, elle doit être étroitement 
accompagnée : la relation avec ses enfants 
a certes évolué positivement pendant sa dé-
tention mais, bien souvent, elle ne peut pas, 
de manière réaliste, assumer tout de suite 
pleinement la responsabilité de ses enfants. 
Pour ce qui est de la battante, il est extrê-
mement important d’augmenter le nombre 
de visites et de l’aider à remplir son rôle de 
mère. Pour la soutenue, maintenir de bonnes 
relations avec son mari et le père de ses en-

fants est primordial. Sa condition de femme 
détenue la mettant en position de faiblesse 
lors des conflits, elle a besoin d’un suivi psy-
chologique et, si nécessaire, d’un accompa-
gnement juridique. Pour la résignée, le fait 
de pouvoir communiquer avec ses enfants à 
moindre coût, de bénéficier d’un suivi psy-
cho-social dans sa langue maternelle et d’être 
soutenue dans la préparation de son retour 
avec les autorités et les organismes d’aide 
de son pays d’origine est fondamental. Le  
« Programme Détention – Conseils relatifs aux 
perspectives et au retour » de la Croix-Rouge 
suisse est, à ce titre, extrêmement précieux.

Il semble que les contacts avec les enfants 
soient un besoin important pour toutes les 
mères. N’y a-t-il aucune « mauvaise mère » 
parmi les femmes détenues ? 
Des « mauvaises mères » qui ne se sont pas 
beaucoup occupées de leurs enfants avant 
leur détention et qui ne le font pas non plus 
pendant, il y en a, mais elles sont rares. Il est 
remarquable de voir que la soulagée prend 
souvent conscience de sa maternité pendant 
son séjour en prison. Le stress lié à la procu-
ration de la drogue a en effet laissé place à la 
nostalgie dans sa vie. La plupart des femmes 
détenues souffrent énormément de leur si-
tuation et considèrent que la séparation avec 
leurs enfants est ce qu’il y a de plus difficile 
à supporter, voire que c’est la peine en elle-
même. Le fait d’entretenir de bonnes rela-
tions avec eux les aide dans une large mesure 
à tenir le coup et leur donne encore plus envie 
de vivre à l’avenir sans commettre d’infrac-
tions. Les enfants sont un rempart important 
contre la récidive mais ne doivent pas pour 
autant être instrumentalisés pour prévenir 
cette dernière ! C’est pourquoi le bien-être 

de l’enfant figure toujours au centre de nos 
préoccupations dans notre démarche de 
soutien aux mères.

Comment est-il possible de favoriser de 
bonnes relations entre une mère et ses en-
fants pendant la détention ?
Ce sont les possibilités de contacts qui leur 
sont offertes qui sont ici déterminantes. A 
Hindelbank, les mères peuvent utiliser une 
carte téléphonique pour appeler leurs en-
fants à tout moment durant leur temps libre, 
et ce jusqu’à la fermeture de leurs cellules. 
Les enfants peuvent, de leur côté, appeler 
leur mère une fois par semaine de leur propre 
initiative. Une difficulté importante qui n’a 
toutefois pas encore été résolue est le coût 
élevé des appels à l’étranger. La possibilité 
créée à la suite de la pandémie de corona-
virus de communiquer par vidéotéléphonie 
deux fois par mois est très appréciée. Les en-
fants peuvent rendre visite à leur mère trois 
fois par mois et le mercredi après-midi, ces 
visites pouvant même être regroupées en cas 
d’éloignement important. Nous avons récem-
ment recruté une agente pénitentiaire expé-
rimentée dans le conseil aux parents, qui aide 
à l’organisation des visites. Nous prévoyons 
par ailleurs d’organiser l’an prochain des ren-
contres conjointes mères détenues-enfants. 
Outre les appels téléphoniques et les visites, 
d’autres possibilités, telles que les sorties et 
les congés relationnels, s’offrent aux mères 
détenues pour garder le contact avec leurs 
enfants. De plus, dans la section externe, les 
enfants peuvent passer les week-ends et les 
jours fériés avec leur mère. Grâce à ce large 
éventail de possibilités, nous parvenons à fa-
voriser de bonnes relations entre les mères et 
leurs enfants sur le long terme. (gal)
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Pandémie de Covid-19 en milieu  
carcéral : des enseignements tirés
Le projet de recherche fournit des éléments supplémentaires sur la gestion de la crise

Une nette majorité de collaborateurs des 
institutions de privation de liberté consi-
dèrent que leur établissement a fonction-
né correctement pendant la pandémie de 
Covid-19 et que l’expérience acquise lors de 
la première vague s’est révélée utile pour 
contrer la deuxième vague, permettant de 
réagir plus rapidement. Un projet de re-
cherche livre de nouvelles informations qui 
montrent les aspects sur lesquels les colla-
borateurs et les détenus ont des points de 
vue similaires ou, au contraire, divergents.

Melanie Wegel, Sabera Wardak et  
Darleen Jennifer Meyer

Lors de la première vague de la pandémie de 
Covid-19 en 2020, des mesures de prévention 
parfois drastiques ont été mises en œuvre 
tant au sein de la population que dans les 
institutions de privation de liberté pour évi-
ter une propagation de l’épidémie et soula-
ger les hôpitaux. La société s’est adaptée à 
ce contexte particulier, marqué par les règles 
de distanciation sociale, les restrictions à 
la liberté économique, de circulation et de 
réunion, les règles d’hygiène et le port du 
masque. Plus d’un an après l’arrivée de la 
pandémie, la question s’est donc posée pour 
les institutions de privation de liberté de sa-
voir quels enseignements elles avaient pu en 
tirer. Qu’est-ce qui a fonctionné et qu’est-ce 
qui a été considéré comme un fardeau ? Sur 
la base des données recueillies dans le cadre 
du projet de recherche financé par le Fonds 
national suisse (voir #prison-info 2/2020 et 
1/2021), la parole a une nouvelle fois été don-
née aux détenus et au personnel.

La Suisse, bonne élève
Les prisons suisses ont bien géré la pandémie 
comparées aux prisons d’autres pays, notam-
ment les prisons américaines, qui sont consi-
dérées comme des foyers d’infection. A la fin 
du mois de novembre 2021, on comptait en 
effet 428 179 cas positifs et 2607 décès parmi 
les personnes détenues aux Etats-Unis, une 
situation probablement due à la surpopula-
tion carcérale importante qui touche le pays 
et qui rend la mise en œuvre de la distancia-
tion sociale difficile.

Contrairement aux établissements  
pénitentiaires américains ou d’autres pays, 
la plupart des établissements suisses affi-
chaient déjà un taux d’occupation inférieur 
à 100 % avant la pandémie, taux qui a encore 
pu être réduit grâce à une modification de la 
politique en matière d’exécution des peines. 
Les chercheurs parlent de « politique pé-
nale réductionniste », concept qui renvoie  
au fait de suspendre – du moins temporai-

rement – l’exécution des courtes peines pri-
vatives de liberté et des peines privatives de 
liberté de substitution. Selon les premières 
constatations, la baisse de la population car-
cérale contribue à une mise en œuvre plus ef-
ficace des mesures de prévention et, surtout, 
à une meilleure acceptation de ces dernières 
par les détenus.

Ressenti des collaborateurs et  
des détenus
Dans le cadre de notre projet de recherche, 
nous avons en premier lieu mené des entre-
tiens qualitatifs sur la mise en œuvre des 
mesures de prévention prises pour faire face 
à la pandémie de Covid-19 avec des membres 
de la direction et des collaborateurs. Nous 
nous sommes intéressés ci-après de plus 
près aux avis des collaborateurs (N = 242) et 
des détenus (N = 365) et les avons comparés. 
L’enquête a été réalisée au moyen d’un ques-
tionnaire en ligne pour les collaborateurs et 
d’un questionnaire écrit pour les détenus. 
Faute de ressources, seules les institutions 
des concordats suisses-alémaniques ont été 
prises en considération dans cette enquête.

Dans le numéro précédent, nous avons pu 
voir dans quelle mesure les détenus avaient 
peur d’être contaminés et se sentaient plus 
stressés que d’habitude. Nous allons voir 
ci-après en quoi les appréciations et la per-
ception des détenus et des collaborateurs 
sont similaires ou, au contraire, divergentes.

52 % des détenus ont déclaré qu’ils avaient 
bien compris les mesures visant à contenir 
la pandémie de Covid-19 et que les explica-
tions fournies par le personnel étaient claires. 
Bien que les restrictions étaient compréhen-
sibles pour plus de la moitié des détenus, 
54 % d’entre eux ont estimé que les disputes 
entre eux étaient plus fréquentes depuis le 
confinement. 16 % seulement des collabora-
teurs partagent cet avis. Pour ce qui est du 
ressenti, 46 % des détenus ont déclaré se sen-
tir plus stressés que d’habitude, contre 30 % 
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Seule une faible part de détenus et de collaborateurs a peur d’être 
contaminés par le virus. Photo : Entretien derrière un plexiglas à la 
Prison régionale de Bienne� (Peter Schulthess, 2021)

Exécution des peines et mesures
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Comparaison collaborateurs / détenus (seuls les «absolument d’accord» ont été pris en compte)
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seulement des collaborateurs. En revanche, 
seuls 28 % des détenus se sentaient à l’abri 
d’une contamination, contre 74 % chez ces 
derniers. Seule une faible part de détenus 
(24 %) et de collaborateurs (17 %) avaient peur 
d’être contaminés par le virus.

Des craintes diverses
Contrairement au risque de développer une 
forme grave de la maladie, qui augmente 
avec l’âge, la crainte des collaborateurs n’est 
pas liée à leur âge, ni d’ailleurs au domaine 
dans lequel ils travaillent (à savoir, soit au 
contact direct des détenus, soit dans l’admi-
nistration), mais dépend d’autres facteurs. Ce 
qu’ils appréhendent le plus, c’est d’être conta-
minés et de propager, sans le savoir, le virus 
dans l’établissement ou de le transmettre 
à des membres de leur famille. Ce groupe 
a également trouvé la situation sur le lieu 
de travail et à leur domicile plus stressante.

Chez les détenus, ce sont surtout les plus 
vulnérables, c’est-à-dire ceux qui souffrent 
d’affections préexistantes ou qui ont un cer-
tain âge, qui expriment des craintes. Comme 
les collaborateurs anxieux, ces détenus se 
sentent plus stressés par le contexte général 
et les restrictions et ont, en tant que groupe 
à risque, le sentiment de ne pas être suffi-
samment protégés.

Des institutions qui ont fonctionné 
correctement
La pandémie a été et continue d’être bien 
gérée. La plupart des établissements ont pu 
empêcher le virus de se propager à l’intérieur, 
et ce malgré la promiscuité qui règne dans 
le milieu coercitif où évoluent le personnel 
et les détenus. En outre, les membres du 
personnel doivent jongler quotidiennement 
entre des situations éprouvantes dans leur 
vie aussi bien privée que professionnelle, car 
leur présence dans les prisons est souvent in-
dispensable. Une revue à la hausse, du moins 
temporaire, des effectifs du personnel a per-
mis de remédier à la situation dans quelques 
institutions. La réduction du nombre de dé-
tenus dans certains établissements a égale-
ment contribué à un certain soulagement. 
Dans l’ensemble, 74 % des collaborateurs ont 
déclaré que la pandémie avait démontré  
le bon fonctionnement de leur institution.  
63 % d’entre eux étaient d’avis que l’expé-
rience acquise lors de la première vague s’est 
révélée utile pour contrer la deuxième vague, 

et 72 % ont estimé qu’elle avait ainsi permis 
de réagir plus rapidement au début de la 
deuxième vague.

Une communication efficace et  
de la confiance
Selon les directeurs des institutions de pri-
vation de liberté interrogés, la rapidité avec 
laquelle les nouveaux plans de lutte contre la 
pandémie ont été élaborés et mis en œuvre 
a été décisive. Les plans dont disposaient les 
établissements au printemps 2020 se sont ré-
vélés dans une large mesure inutilisables. Ils 
ont donc tous dû élaborer de nouveaux plans 
qui envisageaient différents scénarii avec la 
participation de task forces. En fonction de 
la dynamique de la pandémie, les scénarii 
adéquats ont ainsi pu être mis en œuvre avec 
succès depuis la fin de la première vague.

La communication efficace avec les déte-
nus et le personnel a été déterminante dans 
l’acceptation des mesures restrictives. La col-
laboration empreinte de confiance entre les 
directeurs des institutions de privation de 

liberté et les chefs des offices de l’exécution 
judiciaire a, elle, aussi, joué un rôle particu-
lièrement important. De cette manière, les 
mesures de prévention qui devaient être 
prises dans les établissements – notamment 
la création d’un espace suffisant pour appli-
quer la distanciation sociale – ont pu être 
mises en œuvre rapidement et sans obstacles 
bureaucratiques.

Un nouvel élan imprimé à la pratique en 
matière d’exécution 
La mise en œuvre des mesures de lutte contre 
la pandémie de Covid-19 a imprimé un nouvel 
élan à la future pratique en matière d’exé-
cution des sanctions pénales. Il convient en 
effet de se demander si l’exécution de courtes 
peines privatives de liberté a un sens lors-
qu’elle requiert d’importantes ressources et 
d’examiner, en procédant à une comparai-
son statistique à long terme, si la « politique 
pénale réductionniste » évoquée précédem-
ment n’a pas de répercussions négatives sur 
le taux de récidive.
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La télémédecine peut compléter de façon judicieuse
la prise en charge médicale dans les établissements 

pénitentiaires. Photo : salle de traitement de Pöschwies 
Photo : Peter Schulthess, 2016

Christiane Brockes dirige la société Alcare, spécialisée 
dans la santé numérique et la télémédecine. En paral-
lèle, elle enseigne la télémédecine clinique et la cyber-
santé à l’Université de Zurich et officie comme médecin 
dans l’établissement pénitentiaire de Pöschwies. Cela 
fait vingt ans qu’elle réalise des téléconsultations.

Thomas Roth est chef de l’état-major et directeur sup-
pléant de l’établissement pénitentiaire de Pöschwies.
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Garantir les soins même dans  
les périodes difficiles
Déploiement de la télémédecine dans l’établissement pénitentiaire de Pöschwies

La télémédecine a fait son entrée dans l’éta-
blissement pénitentiaire de Pöschwies il y 
a peu. Les consultations vidéo sont princi-
palement utilisées par le service médical 
lorsque la situation est tendue au niveau 
du personnel ou qu’un médecin n’est pas 
disponible sur place. 

Christiane Brockes und Thomas Roth

En Suisse, des consultations de télémédecine 
sont proposées et réalisées depuis plus de 
vingt ans, par exemple par des hôpitaux et 
des caisses-maladie. L’Hôpital universitaire 
de Zurich a mis en place une consultation 
médicale en ligne destinée à Monsieur et 
Madame Tout-le-Monde en 1999 déjà. Des 
études scientifiques montrent que plus de 
trois quarts des personnes qui ont recours 
à ce service considèrent les réponses reçues 
comme bonnes, voire très bonnes. Il y a plus 
de dix ans, l’Université de Zurich a intégré la 
télémédecine clinique et la cybersanté dans 
le cursus de médecine humaine. La forma-
tion vise avant tout à susciter la confiance et 
l’acceptation et à développer les compétences 
en matière de solutions numériques.

Un coup d’accélérateur avec la pandémie
La Suisse a ainsi longtemps été en avance 
sur ses voisins européens. L’Allemagne et 
l’Autriche ont toutefois largement comblé 
leur retard à présent, notamment en ce qui 
concerne l’emploi de la télémédecine en mi-
lieu carcéral. Ce dispositif a essentiellement 
été introduit en raison du manque de mé-

decins et de professionnels de la santé et 
des moyens importants à déployer lors du 
transport de détenus hors de l’établissement 
pour un traitement médical. Compte tenu 
de ses spécificités, le domaine de l’exécution 
des sanctions pénales se prête particulière-
ment bien à l’emploi de la télémédecine : 
les technologies de l’information et de la 
communication permettent une consulta-
tion médicale et un traitement à distance, 
sans contrainte de lieu. Si la santé numé-
rique était déjà passée à la vitesse supé-
rieure avant l’apparition du coronavirus, la 
pandémie lui a donné un coup d’accélérateur 
supplémentaire. 

En Allemagne, de nombreux projets pilotes 
sont menés depuis quelques années. L’éta-
blissement pénitentiaire de Würzburg joue 
un rôle de premier plan dans ce domaine : la 
télémédecine y a été déployée afin de garantir 
la prise en charge médicale dans les périodes 
délicates et les situations d’urgence. Ce dispo-
sitif permet d’une part d’assurer la prise en 
charge de tous les détenus vingt-quatre heures 
sur vingt-quatre ; d’autre part, il constitue une 
bonne solution lors de congés, maladies ou 
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Grâce à la technologie choisie, aucune communication 
vidéo ne peut être écoutée, falsifiée ou vue par des tiers 
durant la téléconsultation (illustration : place de travail 
dans l’établissement pénitentiaire de Pöschwies).  
Photo : © Établissement pénitentiaire de Pöschwies
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changements de médecin – autant d’événe-
ments qui entraînent des délais plus ou moins 
longs dans la fourniture des prestations. Des 
consultations de médecine générale et de psy-
chiatrie sont réalisées par vidéoconférence sur 
rendez-vous et un service de télémédecine est 
disponible en permanence pour les urgences. 
Le recours à un interprète est possible pour 
faciliter la compréhension.

En Suisse, la télémédecine n’a fait qu’une 
apparition très timide dans les établisse-
ments de détention à ce jour. Elle suscite un 
intérêt limité pour l’instant, sauf dans l’éta-
blissement pénitentiaire de Lenzbourg, dont 
le service de santé prend en charge tous les 
détenus du canton d’Argovie grâce à ce sys-
tème depuis 2017 (voir #prison-info 2/2019). 
Pourtant, la télémédecine pourrait compléter 
de façon judicieuse la prise en charge médi-
cale dans les établissements pénitentiaires 
helvétiques, comme en témoignent les expé-
riences positives faites à travers le monde ; 
aux États-Unis, elle est utilisée avec succès 
depuis 1990 déjà. La pandémie a mis en lu-
mière les avantages qu’elle apporte : dans 
l’établissement pénitentiaire de Würzburg, 
une prise en charge conforme aux besoins 
des détenus malades n’aurait plus été pos-
sible sans ce dispositif. 

Combler les lacunes
La télémédecine permet de garantir les soins 
de santé dans les établissements de déten-
tion même dans les périodes difficiles : elle 
comble des lacunes dans les prestations en 
offrant un accès rapide à une téléconsulta-
tion et en déchargeant un personnel spécia-
lisé en sous-effectif. Des études scientifiques 
menées à l’étranger montrent que la plupart 
des consultations de télémédecine peuvent 
être menées à bonne fin et que les détenus 
sont satisfaits de ce mode de communication. 
L’identification rapide des symptômes et des 
processus de guérison passe au premier plan, 
avec l’intervention directe de spécialistes à 
distance. 

Les analyses réalisées soulignent par ail-
leurs que la télémédecine soutient et décharge 
également d’autres intervenants. Elle libère 
le personnel pénitentiaire et le personnel de 
santé du fardeau de la responsabilité dans les 
« situations de crise », un médecin étant im-
médiatement atteignable en ligne. Les études 
menées montrent en outre que la téléméde-
cine permet de réduire les dépenses de santé 

de plus de 20 % en entraînant notamment une 
diminution des transferts de patients. Ces 
différents éléments revêtent une importance 
d’autant plus grande que la proportion de dé-
tenus âgés et atteints de maladies chroniques 
va croissant dans la population carcérale.

Un dispositif utilisé surtout en cas  
de manque de personnel
Au printemps 2021, la direction de l’établis-
sement pénitentiaire de Pöschwies a décidé 
de déployer la télémédecine avant tout pour 
remédier aux situations de crise liées à un 
manque de personnel. Ce système permet 
par exemple aux médecins de l’établissement 
qui se sentent bien, mais qui ont été testés 
positifs au coronavirus de traiter leurs pa-
tients depuis leur domicile. Le concept adopté 
définit comment intégrer ce nouveau mode 
de communication dans les structures et 
processus du service médical et comment 
le mettre en œuvre facilement. 

Une technologie sûre
La technologie a été choisie essentiellement 
sur la base des expériences positives faites 
par le Canton de Zurich avec la solution True-
Conf, déjà utilisée pour les auditions dans des 
locaux séparés. Le serveur TrueConf est un 
serveur performant de grande qualité et hau-
tement sécurisé pour les vidéoconférences et 
les consultations médicales à distance. Toutes 
les communications vidéo sont cryptées et 
protégées par des certificats, ce qui garantit 
qu’elles ne peuvent pas être écoutées, falsifiées 
ou vues par des tiers. Les flux audio et vidéo 
sont codés et retransmis en temps réel ; l’exis-
tence des paquets de données ne dépasse pas 
quelques secondes s’ils ne sont pas enregistrés 
localement. Les images sont rafraîchies trente 
fois par seconde et retransmises en temps réel. 
Le logiciel peut être installé de façon simple et 
rapide sur les terminaux au moyen d’un lien. 

L’importance de la formation
Si la réalisation des téléconsultations est 
simple et conviviale, la formation n’en joue 
pas moins un rôle déterminant durant la 
phase initiale. Il s’agit en effet de développer la 
confiance envers la solution choisie, de même 
que les compétences nécessaires. Le triage est 
une pièce maîtresse du dispositif : des proces-
sus standardisés permettent de définir dans 
quelle mesure un traitement est urgent et si 
le recours à la télémédecine est possible et 

judicieux. Des exercices pratiques renforcent 
l’acceptation et donnent davantage d’assu-
rance aux utilisateurs. Les expériences faites 
avec la télémédecine dans des entreprises qui 
proposent un service médical montrent que, 
au terme de la formation, pratiquement tous 
les participants portent un regard positif sur 
cet élargissement de leurs activités profession-
nelles, qu’ils voient comme un complément. 

Une mise en œuvre modulaire
La solution adoptée par l’établissement pé-
nitentiaire de Pöschwies peut être mise en 
œuvre par étapes et de façon modulaire. 
Différents éléments peuvent être introduits 
facilement, comme la télésurveillance des 
paramètres vitaux, c’est-à-dire la mesure des 
fonctions corporelles essentielles. L’offre de 
prise en charge par télémédecine pourrait 
également être étendue à d’autres établisse-
ments pénitentiaires du canton de Zurich ou 
d’autres cantons. On peut partir du principe 
que le recours accru à la télémédecine dans 
les établissements d’exécution des sanctions 
pénales helvétiques en complément aux 
méthodes de traitement classiques apporte 
un bénéfice substantiel à tous les acteurs 
concernés.
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Offrir une prise en charge optimale 
aux personnes LGBTIQ +
Le CSCSP a publié un document-cadre accompagné de recommandations

Les personnes LGBTIQ+ en détention ont des 
besoins spécifiques et sont exposés à des 
risques particuliers. Afin de sensibiliser les 
établissements pénitentiaires pour que ces 
personnes soient prises en charge de ma-
nière optimale, le Centre suisse de compé-
tences en matière d’exécution des sanctions 
pénales (CSCSP) a publié un document-cadre 
accompagné de recommandations.

On ne dispose d’aucune donnée officielle sur 
les personnes lesbiennes, gays, bisexuelles, 
transgenres, intersexuées et queer (LGBTIQ+) 
en détention. Un groupe de travail du CSCSP a 
par conséquent mené des entretiens avec des 
responsables du domaine pénitentiaire et du 
personnel soignant. Si l’enquête menée n’a pas 
permis d’avoir un aperçu complet de la situa-
tion de ces « minorités sexuelles », elle a mis 
en lumière les problématiques auxquelles elles 
sont confrontées en prison. La quasi-totalité 
des établissements ont en effet accueilli, à un 
moment ou à un autre, des personnes LGBTIQ+. 
Ainsi, même s’il s’agit d’une population indubi-
tablement minoritaire (a fortiori les personnes 
transgenres et intersexuées), « leur présence 
dans les prisons suisses est une réalité ».

Plutôt se taire
Malgré un semblant d’ouverture vis-à-vis des 
personnes LGBTIQ+, la prison reste un environ-
nement difficilement compatible avec l’expres-
sion de la diversité sexuelle et de genre. Cet 
élément laisse d’ailleurs penser, selon le docu-
ment-cadre, que certaines personnes préfèrent 
taire leur orientation sexuelle ou leur identité 
de genre durant leur parcours carcéral, contri-
buant ainsi à leur invisibilité. Autre constat : 
l’homophobie et la transphobie se manifestent 
de manière particulièrement marquée parmi 
la population détenue. « Les injures et insultes 
sont fréquentes et les risques de violence phy-
sique sont réels. » Le personnel tient lui aussi 
parfois des propos discriminants vis-à-vis des 
personnes détenues, même s’il s’agit souvent 
d’une méconnaissance de leurs besoins. La si-
tuation semble néanmoins s’être quelque peu 
améliorée ces dernières années, suivant en cela, 
à petits pas, les tendances observables dans la 
société en général.

Une prise en charge complexe et souvent 
problématique
La prise en charge des personnes transgenres 
s’avère, selon le document-cadre, particuliè-

rement complexe et souvent problématique 
au regard du principe de non-discrimina-
tion. « Le fait que les critères de placement 
ne soient pas uniformes et ne respectent 
souvent ni l’autodétermination par rapport 
à l’identité de genre, ni l’avis de la personne 
concernée, est particulièrement préoccu-
pant. » En outre, la pratique des fouilles cor-
porelles varie beaucoup d’un établissement 
à l’autre et comporte un risque significatif 
d’atteinte à la dignité des personnes trans-
genres. Le droit à l’expression de genre, lors-
qu’il ne correspond pas au genre assigné, est 
souvent mis à mal, que ce soit par le refus 
d’appeler la personne par le nom qu’elle a 
choisi ou d’obtenir certains produits. Enfin, la 
continuité des traitements de réassignation 
de genre n’est pas toujours garantie.

Des sanctions systématiques
A quelques exceptions près, les constats qui 
ont été faits semblent valoir pour toutes les 
régions linguistiques et tous les établisse-
ments, quels que soient leur capacité ou les 
types de détention proposés. Le groupe de 
travail a donc émis des recommandations 
uniformes, qu’il a formulées de manière as-
sez générale pour offrir aux établissements 
une certaine marge de manœuvre dans leur 
mise en œuvre. Ceux-ci ne doivent ainsi tolé-
rer aucune forme de discriminations à l’égard 
des personnes LGBTIQ+. Les actes de violence, 
de harcèlement et de maltraitance doivent 
être systématiquement sanctionnés. En cas 
de dépôt de plainte pénale, les personnes dé-
tenues doivent en outre être soutenues dans 
leur démarche. Elles doivent toutes pouvoir 
faire part de leur orientation sexuelle et/ou 
identité de genre en toute sécurité.

Protection et interactions sociales
Il convient d’éviter de recourir à l’isolement 
comme mesure de protection pour les mi-
norités sexuelles. Si une telle mesure s’avère 
nécessaire à cause d’un risque de violence, 
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elle ne devrait pas dépasser 15 jours. Il re-
vient aux cantons de développer un concept 
de prise en charge garantissant aussi bien la 
protection que les interactions sociales des 
personnes concernées. L’accès à l’ensemble 
des activités éducatives, sportives et cultu-
relles, ainsi qu’au travail, doit leur être faci-
lité. Le droit aux visites doit leur être garanti 
et des parloirs intimes doivent être mis à leur 
disposition s’il en existe dans les établisse-
ments. Dans le respect de l’ordonnance sur 
les épidémies, l’accès à des mesures de pré-
vention appropriée (en particulier à des pré-

servatifs), à des informations sur les maladies 
infectieuses et à des moyens permettant 
de traiter les maladies sexuellement trans-
missibles ou transmissibles par le sang doit 
également leur être garanti.

D’autres recommandations concernent 
spécifiquement les personnes transgenres 
et intersexuées détenues. Ainsi, le principe 
d’autodétermination de l’identité de genre 
doit être pris en compte dans les critères de 
placement dans un établissement. Les per-
sonnes transgenres devraient pouvoir être 
affectées dans un établissement correspon-
dant à leur identité de genre si elles en expri-
ment la volonté et si elles sont engagées dans 
un parcours de transition. La continuité du 
traitement initié doit être garantie. Par ail-
leurs, le principe d’autodétermination dans 
l’identité de genre lors des fouilles doit être 
respecté et les besoins spécifiques en matière 

de produits, d’accessoires et de vêtements 
communément associés à l’autre sexe doivent 
être pris en considération.

Ce document-cadre s’inscrit dans le pro-
jet plus large de développement d’un ca-
talogue de recommandations concernant 
les personnes détenues en situations de 
vulnérabilité. Le CSCSP offre d’ailleurs des 
modules spécifiques sur cette thématique 
dans le cadre de la formation de base ain-
si que dans son catalogue de formation 
continue. (gal)

Certains espaces à l’intérieur de la prison sont présentés 
comme étant plus à risque, par exemple les douches, en 
particulier quand elles ne peuvent pas être fermées à 
clé. Certaines personnes détenues vulnérables préfèrent 
donc renoncer à la douche par crainte d’être violentées, 
voire violées. Photo : Peter Schulthess (2017)

Lien

Le document-cadre « La prise en charge des 
personnes LGBTIQ+ en détention » est disponible 
sur le site Internet du CSCSP (www.skjv.ch).

https://www.skjv.ch/sites/default/files/documents/Document_cadre_La_prise_en_charge_des_personnes_LGBTIQ_en_detention.pdf
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Nahlah Saimeh, médecin spécialiste en psy-
chiatrie et psychothérapie, a dirigé pendant 
dix-huit ans des cliniques de psychiatrie légale 
en Allemagne. Depuis 2018, elle officie comme 
experte indépendante à Düsseldorf.
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Ces femmes amoureuses d’un criminel
Entretien avec Nahlah Saimeh, psychiatre légiste

Des femmes qui s’éprennent d’un détenu, 
des criminels tristement célèbres qui re-
çoivent des demandes en mariage derrière 
les barreaux… Ce phénomène relève plus de 
la psyché des femmes en question que d’un 
amour réaliste, comme l’explique Nahlah 
Saimeh. 

Christine Brand

Quand on parle d’amour pour un criminel 
en Suisse, un nom vient spontanément à 
l’esprit : Angela Magdici. En 2016, la surveil-
lante s’éprend du délinquant sexuel Hassan 
Kiko dans la prison de Limmattal, le libère 
et s’enfuit avec lui. Le couple sera arrêté six 
semaines plus tard en Italie. Cette histoire 
contient tous les ingrédients d’un scénario 
hollywoodien : une évasion, un amour qui 
fait sauter les barrières, une cavale de plu-
sieurs semaines, l’arrestation des tourte-
reaux dans leur nid d’amour. Crimes et sen-
timents – une histoire qui a tenu les médias 
nationaux et internationaux en haleine des 
jours durant. 

Cette cavale manquée a fait la célébrité 
de ce couple improbable qui s’était rencon-
tré derrière les barreaux. Un cas isolé ? Non : 
il n’est pas rare que des femmes se lancent 
dans une relation avec un homme qui purge 
une peine de prison à la suite de violences. Le 
phénomène est même suffisamment répandu 
pour qu’on lui ait donné un nom : l’hybris-
tophilie. Le mot, emprunté au grec, signifie  
« attirance pour un malfaiteur ». 

Ce phénomène touche des femmes qui 
travaillent dans des établissements péniten-
tiaires et qui entrent ainsi en contact avec 
le détenu qui leur tourne la tête, mais aussi 
des femmes qui cherchent délibérément un 
correspondant derrière les barreaux sur un 
des nombreux forums en ligne parce qu’elles 
sont fascinées par les hommes qui évoluent 
en marge de la loi et qui se retrouvent sous les 
verrous. Un échange de lettres, une première 
visite peut-être, et les voilà convaincues d’avoir 
trouvé l’homme de leur vie, sans qu’elles s’in-
terrogent sur la possibilité de mener un jour 
une vie commune hors des murs de la prison. 
L’hybristophilie concerne aussi des femmes 
qui, après avoir lu dans les journaux l’histoire 
d’un individu coupable des pires atrocités, 
l’idolâtrent comme une star de rock.

Ce comportement relève plus de la psy-
ché de ces femmes que d’un amour réaliste, 
déclare Nahlah Saimeh, la plus grande spé-
cialiste des expertises psychiatriques en Alle-
magne. Elle s’est intéressée à l’hybristophilie 

dans le cadre de ses travaux sur la misogy-
nie – la haine des hommes pour les femmes. 

Madame Saimeh, pourquoi des femmes 
s’éprennent-elles d’un détenu ?
Plusieurs facteurs entrent en ligne de 
compte. L’un d’eux est lié aux expériences 
que ces femmes ont faites dans leurs rela-
tions jusque-là. Ont-elles eu affaire à des 
hommes violents qui les battaient, par 
exemple  ? Ce n’est pas un hasard si bon 
nombre de femmes habituées à la violence 
dans leur famille nouent par la suite des 
relations avec des hommes violents. Autre 
élément important : combien de déceptions 
ont-elles essuyées dans leurs relations anté-
rieures ? Dans quelle mesure leurs relations 
se sont-elles soldées par des échecs ? Pour 
certaines femmes, la prison peut être un 
nouveau champ d’expérimentation où elles 
peuvent projeter leurs fantasmes sur un 
homme sans crainte d’être contredites. Elles 
ne savent en effet rien de l’homme qu’elles 
rencontrent derrière les barreaux.

Dans quelle mesure une femme peut-elle 
connaître un homme qui se trouve en pri-
son ?
Pour apprendre vraiment à connaître 
quelqu’un, il faut partager son quotidien. La 
capacité de faire preuve d’égards et l’équilibre 
entre la proximité et la distance revêtent une 
importance fondamentale. Cet homme est-il 
capable de retenue dans ses contacts ? Mono-
polise-t-il la parole ? A-t-il tendance à se mon-
trer dominant, à commander tout le monde ? 
Manifeste-t-il une jalousie pathologique ? 
Puis-je encore faire ce que je veux ? Tout cela, 
on ne le sait qu’après avoir passé un certain 
temps avec quelqu’un et après l’avoir obser-
vé dans différents contextes sociaux. Or, une 
femme qui entretient une relation avec un 
détenu n’a aucune idée de toutes ces choses, 
car les rencontres se déroulent toujours dans 
un contexte qui n’a rien d’ordinaire. Après 
avoir franchi un sas de haute sécurité, elle se 
retrouve dans un espace neutre, où elle fait 
face à un homme dont le quotidien est dia-
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Il n’est pas rare que des femmes se lancent dans une relation avec un homme qui purge une peine de prison.  
Dessins : Patrick Tondeux
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métralement opposé au sien et qui considère 
naturellement sa visite comme un change-
ment bienvenu. C’est une sorte de rencontre 
en vase clos. Mais on ne peut pas construire 
une relation en étant coupé du monde. Il n’y a 
pas d’expérience de vie en commun. La femme 
ne sait pas si cet homme est un partenaire 
convenable pour elle ; elle ignore comment il 
se comporterait s’il était en liberté.

Angela Magdici, la gardienne de prison, 
est allée jusqu’à libérer son amoureux. 
Les détenus qui s’appuient sur la complicité 
d’une femme pour s’évader sont souvent de 
grands psychopathes passés maîtres dans 
l’art de la manipulation. Ces femmes ne se 
rendent pas compte qu’elles sont manipu-
lées. Elles satisfont un besoin narcissique 
en se posant en sauveuses et pensent que 
l’individu qui leur fait face est un être fonciè-
rement bon, qui n’a commis les actes qui lui 
sont reprochés qu’à la suite de circonstances 
très difficiles dans une situation très parti-
culière. Elles veulent se sentir utiles. Quant 
au détenu qui veut amener une femme à 
l’aider à s’évader, il est évident qu’il doit lui 
faire croire qu’elle compte énormément pour 
lui. Autrement dit, les femmes concernées 
sont souvent des femmes qui succombent à 
un charme particulier et qui ont un besoin 
marqué de se sentir importantes. Elles voient 
l’État de droit comme un ennemi et sont 
convaincues que l’homme dont elles se sont 
éprises est victime d’une immense injustice.

En même temps, la relation est inégale : elle 
est libre, il est captif. Sans être une spécia-
liste, je dirais qu’une femme qui entretient 
une relation avec un homme incarcéré sou-
haite trouver un partenaire qui ne peut pas 
l’approcher trop près, mais qui, en même 
temps, ne peut pas lui échapper.
Oui, c’est tout à fait cela. L’ambivalence de la 
relation y est pour beaucoup. Si la femme a 
du mal à supporter l’intimité, par exemple, 
avoir un ami en prison peut être une solution 
idéale. Elle peut entretenir une relation dans 
sa tête ; elle n’est pas seule et n’a pas à se dé-
finir en tant que telle vis-à-vis de l’extérieur. 
On sous-estime parfois la confiance en soi 
qu’une femme doit avoir pour avancer dans 
la vie en célibataire. Dans certaines classes 
sociales, une femme n’existe que si elle a 
un partenaire. En entretenant une relation 
avec un détenu, elle peut arborer une bague 

au doigt et dire : mon fiancé est en cabane, 
d’accord, mais n’empêche que j’ai un fiancé. 
En même temps, elle exerce un contrôle total 
sur le contact ; c’est elle qui décide si elle veut 
rendre visite au détenu. Comme les heures 
de parloir et les téléphones sont réglementés, 
elle ne court pas le risque de devoir lui dire 
« Je ne te supporte pas plus de deux heures, 
après, tu me tapes sur les nerfs. ». Au lieu 
de cela, elle a toujours la possibilité de dé-
clarer « Chéri, ce serait merveilleux si nous 
pouvions toujours être ensemble, mais je ne 
peux pas rester plus longtemps, les visites 
sont terminées ». Un autre élément joue éga-
lement un rôle : elle n’a pas de concurrence. 
Le détenu ne peut pas s’enfuir, il n’a pas le 
choix. La femme peut imaginer dans sa tête 
une relation amoureuse qui, dans les faits, 
ne peut pas exister.

Comment s’explique l’irrésistible fascina-
tion que les auteurs de violence exercent 
sur certaines femmes ?
Certaines femmes s’éprennent d’un délin-
quant qu’elles n’ont encore jamais vu mais 
qu’elles croient connaître parce qu’il a fait 
l’objet d’une couverture médiatique impor-

tante. Les criminels célèbres – de Charles 
Manson à Ted Bundy en passant par Jack 
Unterweger, l’étrangleur de Vienne – en-
fermés derrière les barreaux sont adulés 
comme des stars de musique pop et attirent 
des dizaines de groupies parmi la gent fé-
minine. C’est comme si le mal exerçait une 
étrange fascination sur ces femmes. On dirait 
presque que plus un crime est atroce, plus 
son auteur attire les fans comme un aimant. 
Anders Breivik, par exemple, l’extrémiste de 
droite qui, après avoir commis un attentat 
à la bombe dans le centre d’Oslo, a massa-
cré 77 personnes sur l’île d’Utøya, n’avait 
pas d’amie avant cela ; il avait la réputation 
d’un original et d’un solitaire. Mais sitôt le 
procès ouvert, les lettres d’amour ont afflué. 
Sans parler des associations qui se sont for-
mées pour le défendre. Des jeunes femmes 
se sont fait photographier avec des t-shirts 
portant l’inscription « Free Breivik ». La cor-
respondance échangée entre l’extrémiste et 
ses admiratrices, que celles-ci affichent par-
fois fièrement sur Internet, montre que ce 
ne sont pas ses opinions qui les intéressent, 
mais bel et bien l’homme, qui est l’objet d’un 
désir douteux. 
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« C’est une sorte de rencontre en vase clos. Mais on ne peut pas construire une relation en étant coupé du monde. »

Exécution des peines et mesures

Cela n’en reste pas toujours à une simple 
correspondance ...
Peter Madsen, l’inventeur danois qui a tor-
turé, assassiné et dépecé une journaliste à 
bord de son sous-marin en août 2017, a lui 
aussi reçu une avalanche de lettres d’admi-
ratrices qui lui déclaraient leur flamme. Jenny 
Curpen était l’une d’entre elles. Peu après les 
faits, elle avait vu une photo de Madsen dans 
les médias. Elle avait alors absolument voulu 
faire sa connaissance. « Il m’a fait l’impression 
d’un personnage d’une grandeur particu-
lière, un homme hautement intéressant doué 
d’une grande autorité », a-t-elle déclaré par la 
suite dans des interviews. « Il était clair que 
je devais en savoir plus sur lui. » En décembre 
2019, elle épouse Peter Madsen, qu’elle n’a 
jamais vu hors de la prison dont il ne sortira 
probablement pas étant donné qu’il a été 
condamné à perpétuité. De son époux, à qui 
elle n’a rendu visite qu’une douzaine de fois, 
voici ce qu’elle dit dans le magazine Focus :  
« La violence naît généralement de la fai-
blesse. Normalement, Peter est un homme 
agréable, attentionné et prévenant. Mais il 
est évident qu’un événement aussi extrême 
bouleverse radicalement l’existence et la per-
ception. Il faut alors énormément de temps 
jusqu’à ce que l’état normal soit restauré. »

Les femmes qui s’éprennent de criminels 
refusent-elles tout simplement de voir les 
atrocités qu’ils ont commises ?
Cela dépend de ce qu’elles recherchent. Dans 
le cas de Madsen et de Breivik, les faits sont 
clairs. Il faut donc éprouver une certaine at-
tirance pour ce genre d’actes. D’autres crimi-
nels nient les faits qui leurs sont reprochés 
et se posent en victimes ou admettent d’un 
air contrit qu’ils ont commis une erreur, ce 
qui peut arriver à n’importe qui... Les femmes 
reprennent ces arguments. Elles enjolivent 
les choses et vont parfois jusqu’à rendre la 
victime responsable, en particulier lors de 
féminicides.

Mais comment ces femmes peuvent-elles 
tomber amoureuses d’un tueur de masse 
comme Breivik ou d’un homme qui a tor-
turé une femme ? Que voient-elles dans 
ces individus ?
Ce sont des hommes qui, rien que pour com-
mettre de tels actes, ont dû faire preuve d’une 
ambition démesurée et d’une ruse extrême 
– des hommes dont les actes sont, d’une cer-

taine façon, hors normes. Breivik a commis 
un crime qui sort de l’ordinaire, tout comme 
Madsen, Ted Bundy et Jack Unterweger … Ces 
hommes sont tous de grands psychopathes 
qui font preuve d’un narcissisme pervers au 
plus haut point, un narcissisme doublé d’une 
part d’agressivité contre la société. Et ils ne 
sont pas stupides, au contraire. Cette com-
binaison de psychopathie et de narcissisme 
pervers alliée à une grande intelligence en 
fait des individus ambigus, qu’il est difficile 
de cerner. Ils échappent à toute tentative de 
classification. Ce caractère insaisissable, as-
socié à des actes exceptionnels, leur confère 
une sorte de grandeur malsaine. Une gran-
deur dans le mal. Cela les enveloppe d’une 
aura de mystère qui, pour des femmes dont 
l’estime de soi dépend du prestige d’un autre, 
peut manifestement être très séduisante. Ces 
femmes veulent avoir quelqu’un d’extraor-
dinaire à leurs côtés. Elles veulent occuper le 

devant de la scène en profitant par ricochet 
de l’attention que suscite l’autre. Dans leur 
esprit, si un homme pareil les épouse, c’est 
qu’elles sont elles aussi des êtres à part. Mais 
il ne faut pas se leurrer : les individus qui 
commettent de tels actes souffrent de très, 
très graves problèmes relationnels. 

J’ai quand même du mal à comprendre 
que l’on puisse s’éprendre d’un individu 
condamné à la prison à vie pour un acte 
atroce.
C’est effectivement difficile à comprendre. 
Pour ces femmes, l’auteur a fait preuve 
d’un courage et d’une audace incroyables. 
Elles voient cela comme une force qu’elles 
admirent. Elles se disent : c’est incroyable 
qu’il ose faire quelque chose comme cela. 
Elles sont fascinées par le fait que l’auteur a 
franchi la ligne rouge et fait quelque chose 
que personne ne ferait. Lorsqu’il s’agit d’actes 
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Dans la plupart des cas, la relation nouée en détention s’arrête peu après la sortie de prison.

Exécution des peines et mesures

de violence envers des femmes, il y a souvent 
une misogynie sous-jacente : on a affaire à 
un homme qui a un immense problème avec 
les femmes, qui manifeste à leur égard une 
misogynie profondément enracinée dans sa 
personnalité. Quand une femme dit qu’elle 
aime cet homme, elle fait d’elle-même un 
objet connoté négativement. En d’autres 
termes, elle soutient la misogynie, elle in-
tériorise le mépris des femmes, ce qui s’ex-
plique généralement par des expériences qui 
remontent à l’enfance – une image négative 
de soi en tant que fillette, par exemple. Elle 
a appris qu’en tant que femme, elle ne vaut 
rien, elle n’est bonne à rien et elle ne peut 
devenir forte qu’en faisant sien ce mépris 
pour les femmes – un exemple classique 
d’identification avec l’agresseur. 

Pourquoi est-ce que ce sont généralement 
des femmes qui s’éprennent de détenus ? 
On n’entend pratiquement jamais parler 
d’un homme tombé amoureux d’une cri-
minelle. Cela est-il uniquement dû au fait 
qu’il y a beaucoup plus d’hommes derrière 
les barreaux ?
Personnellement, je ne connais aucun cas 
où un homme se serait épris d’une femme 
qui purge une peine de longue durée. Les 
femmes condamnées à la prison à vie ont 
généralement tué leur conjoint ou leurs en-
fants ; cela ne correspond pas au profil fémi-
nin qu’un homme recherche ; c’est contraire 
à l’image traditionnelle du rôle de la femme. 
Le cas inverse est différent : un certain type 
de femmes veulent un homme fort, dur – le 
genre d’hommes que l’on trouve en prison. 

Revenons-en à Angela Magdici – Angela 
Kiko aujourd’hui : elle a épousé Hassan en 
prison, qui sera bientôt libéré. Les relations 
nouées derrière les barreaux peuvent-elles 
fonctionner une fois l’auteur en liberté ? 
Je connais très peu d’exceptions où la rela-
tion a duré et où le couple est resté ensemble. 
C’est très, très rare dans les relations nouées 
en détention. Dans la plupart des cas, l’his-
toire s’arrête peu après la libération.
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Les placements dans les établissements d’éducation 
concernent en grande majorité des jeunes âgés de 14 à  
18 ans. Photo : Deux adolescents de la Fondation Borel  
à Dombresson (NE). (Peter Schulthess, 2017)

Aide à la jeunesse

Un nombre de places  
globalement stable
Nouveau rapport comparatif sur les données Casadata

En 2020, les 190 établissements d’éducation 
reconnus par l’Office fédéral de la justice 
(OFJ) disposaient de quelque 3900 places. 
Ces établissements accueillent des enfants 
et des adolescents qui sont gravement me-
nacés dans leur développement et qui ont 
besoin d’un traitement institutionnel in-
tensif.

Selon le dernier rapport sur les données Ca-
sadata, l’offre dans les établissements d’édu-
cation ouverts est, avec près de 3600 places, 
restée globalement stable au cours des trois 
dernières années, tandis que l’offre en milieu 
fermé a, avec environ 300 places, légère-
ment diminué. Durant la même période, le 
nombre d’enfants et d’adolescents placés a 
également baissé, passant de 6073 en 2018 
à 5823 en 2020.

35 % des enfants et des adolescents ont 
été placés dans un établissement d’éduca-
tion reconnu par l’OFJ avec l’accord de leurs 
parents, 40 % l’ont été dans le cadre d’une 
mesure de droit civil et 15 % l’ont été dans le 
cadre d’une mesure de droit pénal. 60 % des 
placements concernent des garçons et 40 % 
des filles. Si les placements sur décision pé-
nale sont plus fréquents chez les garçons, les 
filles sont plus souvent placées dans le cadre 
d’une mesure de droit civil ou avec l’accord 
de leurs parents. Les placements dans des 
établissements d’éducation concernent en 
grande majorité des jeunes âgés de 14 à 18 ans.

L’offre entre la Suisse alémanique et la 
Suisse latine diffère notamment dans les 
secteurs de la formation et des activités 
occupationnelles. La Suisse latine compte 
moins de places dans les écoles internes et 
presque pas de places de formation internes. 
Le nombre de places en structures de jour est 
toutefois comparable dans les deux régions 
linguistiques.

D’après les données les plus récentes, près 
de la moitié (45 %) des enfants et des adoles-
cents placés dans un établissement d’éduca-
tion vivaient avec leur famille (parents, mère 
ou père) avant leur arrivée dans ce dernier. Les 
autres – ceux pour lesquels l’information est 
disponible – viennent principalement d’une 
institution ou d’une autre forme de prise en 
charge. Un peu plus d’un tiers d’entre eux 
(36 %) retournent dans leur famille après le 
placement. Les autres – ceux pour lesquels 
l’information est disponible – vont notam-
ment dans une institution pour une prise 
en charge à court terme ou à long terme.

Un quart des enfants et des adolescents 
ne sont pas pris en charge dans leur canton 
d’origine. Il existe des différences signifi-
catives entre les régions linguistiques : les 
cantons alémaniques effectuent, propor-
tionnellement, trois fois plus de placements 
intercantonaux que les cantons romands. Il 
ressort également du rapport que les gar-
çons sont plus fréquemment placés dans un 
autre canton que les filles, notamment pour 
des placements en milieu fermé, tandis que 
les filles sont plus souvent placées dans un 
autre canton pour y bénéficier d’une offre 
spécifique d’intervention de crise. 

Les données recueillies dans la base de 
données Casadata depuis 2017 (voir #prison- 
info 2/2017) permettent de mieux recenser 
et analyser les besoins en places. Cette plate-
forme dédiée au placement en établissement 
d’éducation permet, en outre, un transfert 
systématique des informations entre l’OFJ, 
les cantons et les établissements d’éducation.
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Brèves
CNPT : 19 visites malgré  
la pandémie

Jusqu’à la fin de 2020, il a été possible d’évi-
ter une flambée épidémique majeure de  
Covid-19 dans les établissements de priva-
tion de liberté en Suisse : tel est le constat 
dressé par la Commission nationale de pré-
vention de la torture (CNPT) dans son der-
nier rapport d’activité. Une des mesures de 
protection contre la propagation du virus a 
consisté en la mise en quarantaine des per-
sonnes détenues nouvellement arrivées. Les 
établissements d’exécution des peines ont 
parfois compensé certaines mesures de pro-
tection, comme l’interdiction des visites, par 
des solutions innovantes, par exemple en as-
surant les contacts avec le monde extérieur 
en étendant les plages horaires d’accès aux 
téléphones ou en installant des stations de 
visiophonie.

Lors de la première vague de la pandémie 
au printemps 2020, la Commission a décidé 
de suspendre temporairement ses visites de 
contrôle dans les établissements de privation 
de liberté afin de ne pas exposer ces derniers 
à une charge supplémentaire. Au cours du 
second semestre, elle a effectué 19 visites au 
total, qu’elle avait au préalable annoncées aux 
médecins cantonaux et à la direction des éta-
blissements concernés. Elle ne s’est heurtée 
à « aucune résistance » de leur part, ce qui 
l’a amenée au constat suivant : « La Commis-
sion est consciente de cette position privilé-
giée, car de nombreux autres mécanismes 
nationaux de prévention se sont vu refuser 
l’accès aux établissements de privation de 
liberté de leur pays. » Lors de ses visites, elle 
s’est intéressée plus particulièrement aux 
soins de santé proposés aux femmes et à la 
prise en charge psychiatrique de base mais 
aussi à la situation des personnes internées.

Le rapport d’activité 2020 est disponible  
sur le site Internet de la CNPT (www.nkvf.
admin.ch).

Une nouvelle section pour  
mineurs dans la prison régionale 
de Thoune

La prison régionale de Thoune a ouvert, le 
1er janvier 2021, une section pour mineurs 
professionnalisée, dotée de cinq cellules in-
dividuelles et d’une cellule commune. Selon 
le communiqué de presse publié par la Direc-
tion de la sécurité du canton de Berne, cette 
section accueille tous les jeunes du canton 
placés en détention.

Les jeunes en détention sont encadrés 
par un personnel spécialement formé afin de 
tenir compte au mieux de leur vulnérabilité. 
L’infrastructure a également été adaptée. 
Une grande cuisine sert de salle commune 
et les jeunes disposent de deux salles poly-
valentes pour diverses activités. Chaque jour, 
ils ont la possibilité de pratiquer des activités 
de travail et de loisirs pendant huit heures. 
Deux repas par jour sont pris en commun. En 
outre, la séparation stricte avec les adultes 
détenus est assurée en tout temps.

Le directeur de la sécurité du canton de 
Berne Philippe Müller a rappelé à cette occa-
sion qu’un séjour en prison était marquant, 
a fortiori à l’adolescence. Selon lui, « la sec-
tion pour mineurs professionnalisée permet 
de faire contrepoids afin que les jeunes pré-
parent leur avenir le plus utilement possible 
pendant leur détention ».

Examen approfondi des sites  
de Witzwil et de Prêles

Le canton de Berne procède à un examen 
approfondi de deux terrains sur les sites de 
l’établissement pénitentiaire de Witzwil et 
de l’ancien foyer d’éducation de Prêles en vue 
de la construction d’une nouvelle prison. Le 
choix du site sera arrêté début 2022. Le nou-
veau bâtiment disposera de 100 places pour 
la détention provisoire et la détention pour 
des motifs de sûreté et de 150 places pour 
l’exécution judiciaire en milieu fermé. La 
prison régionale de Bienne restera en service 
jusqu’à ce que le projet de construction soit 
terminé, soit en 2032, puis elle sera fermée.

Le canton a décidé d’axer ses investiga-
tions en particulier sur le site de Witzwil. « Le 
site, qui offre un potentiel synergique élevé, 
permet en effet un processus d’exécution ju-
diciaire modulaire et continu, de la détention 
provisoire au transfert de l’exécution judi-
ciaire du milieu fermé vers le milieu ouvert », 
peut-on lire dans le communiqué de presse 
publié par le canton de Berne. Deux autres 
options d’utilisation s’offrent en outre pour 
le site de Prêles : le placement de personnes 
mineures en milieu fermé, semi-ouvert ou 
ouvert en vertu du concordat latin ou le rem-
placement des places de détention adminis-
trative de la prison régionale de Moutier suite 
au changement de canton.

Parallèlement à la planification de cette 
nouvelle construction, plusieurs projets de 
rénovation et de transformation sont égale-
ment en cours dans les établissements péni-
tentiaires de Witzwil, de Hindelbank et de 
Saint-Jean. Une nouvelle clôture de sécurité 
sera réalisée sur le site de Hindelbank. Une 
partie des bâtiments sera rénovée, agrandie 
ou transformée. Le château continuera à être 
utilisé comme bâtiment administratif.

https://www.nkvf.admin.ch/nkvf/fr/home/publikationen/mm.msg-id-84222.html
https://www.nkvf.admin.ch/nkvf/fr/home/publikationen/mm.msg-id-84222.html
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Un nouveau directeur à 
la tête de la division cellulaire  
de l’Hôpital de l’Ile

Andreas Leuzinger a repris, le 1er septembre 
2021, la direction de la division cellulaire  
de l’Hôpital de l’Ile, succédant ainsi à Peter 
Baumann, qui a pris sa retraite.

« Son parcours professionnel lui donne le 
profil idéal pour ce poste », a indiqué la Direc-
tion de la sécurité du canton de Berne dans 
un communiqué de presse. Ayant travaillé 
auprès de la Rega, où il a occupé des fonctions 
dirigeantes, cet infirmier de formation justi-
fie de tout le savoir médical nécessaire pour 
collaborer avec l’Hôpital de l’Ile. Il a en outre 
effectué des études de master en sciences 
forensiques et en lutte contre la criminalité 
économique et acquis une expérience recon-
nue dans le domaine de la sécurité, là encore 
dans des fonctions dirigeantes.

Martin von Muralt a passé  
le témoin

Afin de créer les conditions favorables pour 
la poursuite de la réorganisation de la pri-
son de Champ-Dollon, son directeur, Martin 
Von Muralt, a passé le témoin, a fait savoir 
le Département de la sécurité, de la popu-
lation et de la santé du canton de Genève 
dans un communiqué de presse publié le  
6 septembre 2021. Le conseiller d’Etat Mauro 
Poggia et l’Office cantonal de la détention 
(OCD) reconnaissent à M. von Muralt sa vo-
lonté de mobiliser et d’impliquer toutes les 
parties prenantes dans le projet. Le travail 
qu’il a initié pose les fondamentaux pour 
l’avenir de Champ-Dollon.

Conditions de détention de Brian

La Commission nationale de prévention de la 
torture (CNPT) a recommandé, dans un cour-
rier daté du 22 septembre 2021, d’assouplir les 
conditions de détention du jeune Brian. Plus 
la détention cellulaire dure longtemps, plus 
il faut veiller à utiliser toutes les possibilités 
dont on dispose pour améliorer les conditions 
de cette détention.

Brian, qui est placé à l’isolement dans 
l’établissement pénitentiaire de Pöschwies 
depuis le 11 juillet 2019, devrait, selon la CNPT, 
être en contact au moins deux heures par jour 
avec des personnes autres que des membres 
du personnel. Ce contact direct devrait être 
encouragé dès que possible, car ce serait le 
seul moyen pour Brian de construire des rela-
tions sociales stables. La CNPT recommande, 
en outre, de donner à Brian la possibilité 
de faire du sport plus souvent et d’élargir 
l’offre de programmes télévisés, de DVD et 
de musique à laquelle il a accès. Elle préco-
nise également un examen somatique et 
psychiatrique par un spécialiste extérieur 
et pose la question de savoir s’il ne faudrait 
pas chercher des solutions de prise en charge 
pour Brian dans d’autres institutions.

Du point de vue du principe de l’égalité 
de traitement, il est « extrêmement difficile 
d’accorder à un détenu de l’unité de haute 
sécurité qui se montre incontestablement 
récalcitrant et violent nettement plus de 
droits qu’à ceux qui coopèrent », écrit la di-
rectrice zurichoise de la justice, Jacqueline 
Fehr, dans sa prise de position. Un transfert 
vers un établissement psychiatrique appro-
prié est, selon elle, urgent compte tenu de 
la gravité des troubles psychiques de Brian 
à laquelle a conclu une expertise.

Les recommandations de la CNPT et la 
prise de position de la directrice zurichoise 
de la justice Jacqueline Fehr sont disponibles 
(en allemand uniquement) sur le site Internet 
de la CNPT (www.nkvf.admin.ch).

Un nouveau président  
pour la FES

Lors de son assemblée générale du 9 sep-
tembre 2021, la Fédération des établisse-
ments de privation de liberté Suisse (FES) a 
élu Charles Jakober, directeur de l’établisse-
ment pénitentiaire de Soleure, comme nou-
veau président. Il succède à Alain Broccard, 
qui a démissionné de son poste de directeur 
de la prison de la Croisée en milieu d’année 
et qui travaille depuis lors dans le domaine 
social.

La FES a notamment pour but de préser-
ver les intérêts professionnels et éthiques 
de ses membres, de promouvoir leur forma-
tion de base et continue et de permettre des 
échanges d’opinions. Son nouveau président 
travaille depuis plus de 21 ans dans le milieu 
carcéral, est investi dans plusieurs commis-
sions et groupes de travail et œuvre en faveur 
du développement continu du domaine de 
l’exécution des sanctions pénales en Suisse. 
Interrogé par nos soins, il dit se réjouir de 
pouvoir, avec les membres du comité, « fa-
voriser les échanges entre les institutions de 
privation de liberté en Suisse et continuer à 
développer le réseau existant ».

https://www.nkvf.admin.ch/nkvf/fr/home/publikationen/berichte-der-kontrollbesuche/nach-jahr.html
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Une nouvelle directrice pour  
les établissements d’exécution 
du canton de Zurich

Silja Bürgi prendra la direction des établis-
sements d’exécution des peines et mesures 
du canton de Zurich (Vollzugseinrichtungen 
Zürich ; VEZ) le 1er janvier 2022 et deviendra 
membre de la direction de l’Office de l’exé-
cution judiciaire et de la réinsertion (Jus-
tizvollzug und Wiedereingliederung ; JuWe). 
Elle succèdera à Theo Eugster, qui prendra sa 
retraite à la fin de l’année 2021.

Après avoir étudié le droit à l’Université 
de Lucerne, Silja Bürgi a obtenu son brevet 
d’avocate dans le canton d’Argovie, puis été 
responsable de l’exécution des courtes peines 
dans le canton de Lucerne de 2016 à 2018. Elle 
est depuis lors devenue cheffe de division au 
sein des services de probation et d’exécution 
du canton de Zurich. Selon le JuWe, elle a eu, 
dans le cadre de ses fonctions, l’occasion de 
travailler en réseau avec succès au sein du 
concordat d’exécution des peines et mesures 
de la Suisse orientale et de divers organes 
nationaux.

Les VEZ comprennent quatre établisse-
ments – la prison d’Affoltern am Albis, la pri-
son de l’aéroport, le centre d’exécution des 
mesures de Bachtel et l’établissement de se-
mi-détention de Winterthur –, qui disposent 
de 402 places au total. Ces établissements 
accueillent des détenus qui exécutent une 
peine en régime ouvert ou fermé ainsi que 
des détenus qui se trouvent en détention en 
phase préparatoire, en détention en vue de 
leur renvoi ou de leur expulsion ou encore 
en détention pour insoumission.

AR : le directeur du nouvel office 
de l’exécution judiciaire nommé

Christian Pfenninger prendra la tête du nou-
vel Office de l’exécution judiciaire du canton 
d’Appenzell Rhodes-Extérieures le 1er janvier 
2022. C’est dans ce canton qu’il a obtenu son 
brevet d’avocat après avoir étudié le droit 
à l’Université de Saint-Gall. Il a dirigé pen-
dant douze ans le service de l’application des 
peines et mesures ainsi que le service juri-
dique départemental, et « ses compétences 
en tant que spécialiste de l’exécution des 
sanctions pénales sont reconnues au sein 
aussi bien du canton que du concordat d’exé-
cution des peines et mesures de la Suisse 
orientale », écrit la Chancellerie d’Etat dans 
un communiqué de presse. Il est également 
membre de la commission concordataire 
d’évaluation de la dangerosité des auteurs 
d’infractions.

Le service de l’application des peines et 
mesures était jusqu’à présent rattaché au 
secrétariat général du Département des af-
faires intérieures et de la sécurité. En rai-
son de la professionnalisation croissante de 
l’exécution des peines et des mesures, les 
exigences dans ce domaine ont considéra-
blement augmenté ces dernières années. La 
plupart des cantons suisses ont entre-temps 
créé des offices de l’exécution judiciaire afin 
d’unir les forces en présence.

Une nouvelle directrice  
pour le JuWe 

Mirjam Schlup, qui a longtemps dirigé les 
services sociaux de la ville de Zurich, dirigera, 
à partir de mars 2022, l’Office de l’exécution 
judiciaire et de la réinsertion du canton de 
Zurich (Justizvollzug und Wiedereinglie-
derung ; JuWe), succédant ainsi à Hans-Jürg 
Patzen, qui prend sa retraite. Elle sera res-
ponsable de quelque 1100 collaborateurs et 
d’environ 1200 places de détention dans le 
canton de Zurich. 

Titulaire d’un diplôme postgrade en dé-
veloppement d’entreprise et en gestion du 
changement, cette scientifique de forma-
tion dirige les services sociaux de la ville de  
Zurich depuis 2010. Le communiqué de presse 
publié par la Chancellerie d’Etat du canton 
de Zurich parle de nombreux points com-
muns entre ces services et l’Office de l’exécu-
tion judiciaire, qui est axé sur la réinsertion : 
« L’aide sociale, la protection des adultes et 
le conseil dans les domaines du logement, de 
l’emploi et de l’insertion sociale constituent 
des interfaces importantes avec l’exécution 
des sanctions pénales. »

Selon le communiqué, Hans-Jürg Patzen 
a, dans le cadre de ses fonctions de chef du 
JuWe, renforcé l’objectif de réinsertion. Il 
avait auparavant dirigé pendant douze ans 
les services de probation et d’exécution du 
canton de Zurich. C’est durant cette période 
que le modèle ROS (exécution des sanctions 
orientée vers les risques), qui est devenu un 
standard dans le système pénal suisse, a été 
développé.
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Daniel Fink | Jörg Arnold | 
Joëlle Vuille | Niklaus Oberholzer 
(éditeurs)

La justice pénale entre intelli-
gence artificielle et algorithmes 
prédictifs

172 pages – CHF 58
Helbing Lichtenhahn, Basel
ISBN 978-3-7190-4473-2

Christoph Reichenau

Hindelbank – Das Schloss.  
Die Anstalt. Das Dorf – 1721 bis 
heute

304 pages – CHF 48 
Sinwel Verlag, Bern
978-3-85911-900-0

Norbert Nedopil | Jérôme Endrass | 
Astrid Rossegger | Thomas Wolf

Prognose : Risikoeinschätzung 
in forensischer Psychiatrie und 
Psychologie. Ein Handbuch für 
die Praxis

368 pages – € 60 
Pabst Science Publishers,  
Lengerich
978-3-95853-554-1
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Anja Nevely est médecin adjointe 
au centre d’expertise des Services 
psychiatriques argoviens.

Carte blanche

Chercher le dialogue et poser  
des questions concrètes
Prévention du suicide chez les personnes privées de liberté

La Suisse présente l’un des taux de suicide 
les plus élevés du monde. Les personnes pri-
vées de liberté sont particulièrement tou-
chées. Cumulant souvent plusieurs facteurs 
de risque avant leur incarcération, elles ne 
disposent que de ressources limitées pour 
faire face aux conditions de détention. La 
prévention du suicide revêt une importance 
particulière dans ce contexte, notamment 
lors de la détention avant jugement, qui 
implique généralement une stricte limita-
tion des contacts.

Anja Nevely

Selon les chiffres de l’Office fédéral de la sta-
tistique, 134 personnes ont mis fin à leurs 
jours dans un établissement de privation 
de liberté entre 2003 et 2020. Sur ces sui-
cides, 80 ont eu lieu en détention provisoire, 
41 dans le contexte de l’exécution d’une 
peine et 13 dans le cadre d’une autre forme 
de détention.

Des facteurs de risque variés ...
Grâce à la recherche sur le suicide en général, 
les facteurs de risque sont désormais connus 
et ont été étudiés en détail. Du point de vue 
démographique, le fait d’être un homme 
célibataire et au chômage, un faible niveau 
de formation, l’isolement et l’exclusion so-
ciale sont autant d’éléments qui peuvent 
augmenter le risque d’attenter à ses jours. 
Sur le plan médical, les maladies chroniques 
constituent le principal facteur de risque, 
alors que sur le plan psychique, l’abus de 
substances – consommation problématique 
ou dépendance –, les troubles psychotiques, 
les difficultés émotionnelles telles que l’’ins-
tabilité et l’impulsivité et l’insomnie per-
sistante, corollaire de nombreux troubles 
psychiques, jouent un rôle significatif. Des 
antécédents de tentatives de suicide chez le 
détenu ou dans sa famille représentent un 
risque particulier. La connaissance de ces 
différents facteurs peut aider le personnel 
pénitentiaire à identifier les détenus à risque 
et à prendre des mesures en conséquence.

... et des facteurs de stress 
supplémentaires
Un grand nombre de détenus présentent 
déjà plusieurs facteurs de risque avant leur 
incarcération. La détention amplifie ceux-ci 
et engendre des facteurs de stress supplé-
mentaires en raison des limitations qu’elle 
implique. Elle entraîne la perte du cadre so-
cial habituel ; les personnes les plus proches 
du détenu ne sont plus là pour lui apporter 
leur soutien en cas de difficultés. Les senti-

ments d’impuissance, de honte et de culpa-
bilité sont fréquents. Lors de la détention 
avant jugement en particulier, les détenus 
sont souvent à l’isolement et n’ont donc pra-
tiquement aucune possibilité de contact. 
Dans ce contexte, le personnel pénitentiaire 
joue un rôle fondamental en leur servant 
d’interlocuteur.

Par rapport à la population générale, les 
personnes privées de liberté sont davantage 
touchées par des troubles psychiques. La moi-
tié d’entre elles consomment des substances 
illégales et font face à un sevrage forcé du-
rant la détention. Les troubles psychotiques 
et affectifs, de même que les troubles de la 
personnalité, comme l’impulsivité ou l’ins-
tabilité émotionnelle, sont également plus 
répandus. La suicidalité n’est toutefois pas 
nécessairement l’expression d’une maladie, 
mais procède d’une façon de penser et d’agir 
qui est en principe envisageable chez tout 
un chacun. Elle peut être définie comme 
l’ensemble des pensées et conduites d’un 
individu – ou d’un groupe d’individus – qui 
projette de mettre fin à ses jours en faisant, 
en laissant faire ou en s’abstenant de faire un 
acte particulier ou qui accepte que la mort 
puisse résulter de cet acte. 

La suicidalité, un processus
Il est rare que le risque suicidaire apparaisse 
du jour au lendemain. La suicidalité est, au 
contraire, un processus qui évolue au fil du 
temps. Elle peut être aiguë, lorsque l’idée 
de se donner la mort devient une obsession 
incontrôlable et conduit à agir impulsive-
ment. Elle peut toutefois aussi traduire une 
détresse personnelle et être ainsi un appel à 
l’aide, une façon d’attirer l’attention. En règle 
générale, la suicidalité se développe sur une 
période relativement longue et passe par dif-
férentes étapes. La personne a d’abord une 
vague idée qu’elle pourrait mettre fin à la 
situation actuelle, qu’elle considère comme 
sans issue, en se supprimant. Le plus souvent, 
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La prévention du suicide revêt une importance particu-
lière dans le cadre de la détention avant jugement, où 
les contacts sont souvent strictement limités et où le 
nombre de suicides est deux fois plus élevé que dans 
le contexte de l’exécution des peines. Photo : Peter 
Schulthess, 2019
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elle évalue ses options avant de prendre une 
décision définitive. 

Il est possible de prévenir le suicide
Le risque suicidaire s’inscrivant dans un pro-
cessus, cela signifie qu’il est possible de pré-
venir le passage à l’acte tant en détention que 
chez les personnes en liberté. Pour commen-
cer, il est recommandé de recueillir un maxi-
mum d’informations sur les antécédents du 
détenu, de préférence en discutant avec lui. 
Cela permet au personnel pénitentiaire de 
poser relativement facilement les questions 
pertinentes, de se faire une première image 

de la personnalité du détenu et d’engager 
des mesures le cas échéant. Si un détenu 
exprime des idées qui inquiètent le person-
nel, il convient de les aborder directement. 
La plupart des détenus sont soulagés lors-
qu’on leur demande concrètement s’ils ont 
des pensées suicidaires et s’ils ont l’intention 
de passer à l’acte. 

Dans la plupart des cas, la peur de sus-
citer des pensées suicidaires en abordant la 
question n’est pas fondée. Lorsque le détenu 
exprime de telles pensées, il faut continuer 
à lui poser des questions, en lui demandant 
par exemple s’il a déjà réfléchi concrètement 

à la façon dont il pourrait s’ôter la vie ou s’il 
a peut-être même déjà un plan. Plus les pen-
sées concernant la façon de mettre fin à ses 
jours sont concrètes, plus le risque est élevé. 

Ouvrir une autre perspective
En présence d’un risque suicidaire aigu, il 
faut faire appel à un service psychiatrique 
ou, à défaut, procéder à un transfert dans 
une clinique spécialisée. Mais souvent, des 
mesures de ce type sont superflues s’il est 
possible d’engager le dialogue avec le détenu, 
de l’accompagner, de le soutenir et de lui faire 
découvrir une autre façon de voir les choses. 
Dans ce domaine, il peut également être ju-
dicieux de s’adresser à l’aumônier, en étant 
toutefois conscient que celui-ci est soumis 
au secret de fonction. 

La détention en groupe constitue une 
autre possibilité. Selon une étude du service 
de criminologie de l’Institut de formation en 
matière d’exécution des sanctions pénales 
de Basse-Saxe, la plupart des détenus qui 
nourrissent des pensées suicidaires consi-
dèrent que l’échange avec d’autres détenus 
est utile. La discussion avec des co-détenus 
qui partagent des intérêts comparables car 
ils se trouvent dans une situation similaire 
à la leur peut les aider à voir les choses dif-
féremment.

Formation et perfectionnement
La suicidalité et les pensées suicidaires 
constituent un phénomène courant chez 
les personnes incarcérées. Les facteurs de 
risque devraient être connus du personnel 
pour qu’il puisse engager les mesures néces-
saires le plus tôt possible le cas échéant. Il est 
par conséquent recommandé de former et de 
perfectionner le personnel pour qu’il sache 
comment gérer les détenus suicidaires. De 
telles formations offrent non seulement la 
possibilité d’approfondir ses connaissances 
dans ce domaine, mais aussi d’échanger avec 
des collaborateurs d’autres établissements, 
de comparer différentes approches et de se 
remettre éventuellement en question ou de 
compléter sa propre façon de faire.
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« Notre but n’est pas de mettre les 
auteurs d’infraction au ban de la société 
mais, au contraire, de leur permettre de 
garder autant que possible une place 
au sein de cette dernière. Il convient de 
les aider à développer un comporte-
ment social qu’ils n’ont pas pu acquérir 
jusque-là. C’est à cela que sert l’exécu-
tion des sanctions pénales. »

Barbara Reifler, cheffe de l’Office de l’exécution judiciaire du canton de Saint-Gall (plädoyer, 3/2021)

https://www.bj.admin.ch/bj/fr/home/sicherheit/smv/prison-info.html


Le 20 octobre 2021, l’Orchestre de chambre de Lausanne a joué la 
symphonie concertante pour violon et alto de Mozart dans la 
prison de la Croisée à Orbe (VD). Cela fait déjà plusieurs années 
que son directeur artistique, le violoniste Renaud Capuçon, donne 
des concerts à un public dit « empêché ». Interrogé par Keystone-
ATS, il dit avoir toujours considéré « que la musique devait être 
partagée ». Il vante, par ailleurs, les bienfaits de la musique, en 
particulier classique, pour les personnes qui souffrent morale-
ment et physiquement. � Photo : Keystone-ATS
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Regard sur le passé. Ernst Burren, le directeur de l’établissement 
pénitentiaire de Lenzbourg, a créé un groupe de discussion en 1961. 
Huit à dix détenus se réunissaient ainsi chaque semaine pour dis-
cuter de questions en lien avec l’exécution des peines, la récidive, 
l’actualité dans le monde ou d’autres sujets. Le groupe était dirigé 
par le directeur lui-même, le surveillant en chef ou des intervenants 
extérieurs issus du milieu de la justice ou de l’assistance. « Nous avons 
fait des expériences extrêmement positives avec cette thérapie de 
groupe », a constaté le directeur, qui a eu l’idée de créer ce groupe 
en consultant des rapports sur le succès de thérapies de groupe 
mises en place à l’étranger pour des délinquants et en voyant des 
expériences similaires menées dans l’établissement pénitentiaire 
de Regensdorf. Le groupe de discussion a contribué à détendre l’at-
mosphère au sein de la prison, car les détenus pouvaient parler de 
sujets de la vie courante, mais aussi de leurs problèmes sexuels, qui 
n’étaient pas un sujet tabou dans ce cadre. Photo : Jiří Vurma, 1989
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